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RESOLUTION 66/4

Verabschiedet auf der 32. Plenarsitzung am 11. Oktober 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/492,
Ziff. 6).

66/4. Beitragsschlüssel für die Aufteilung der
Ausgabenlast der Vereinten Nationen: Anträge 
nach Artikel 19 der Charta

Die Generalversammlung,

nach Behandlung von Kapitel V des Berichts des Bei-
tragsausschusses über seine einundsiebzigste Tagung1,

erneut erklärend, dass die Mitgliedstaaten nach Arti-
kel 17 der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet sind,
die Ausgaben der Organisation nach einem von der General-
versammlung festzusetzenden Verteilungsschlüssel zu tra-
gen,

1. bekräftigt ihre Rolle gemäß Artikel 19 der Charta
der Vereinten Nationen sowie die beratende Funktion des
Beitragsausschusses gemäß Regel 160 der Geschäftsordnung
der Generalversammlung;

2. bekräftigt außerdem ihre Resolution 54/237 C
vom 23. Dezember 1999;

3. ersucht den Generalsekretär, die Mitgliedstaaten
weiter auf die in Resolution 54/237 C genannte Frist aufmerk-
sam zu machen, vor allem durch frühzeitige Ankündigung im
Journal of the United Nations (Journal der Vereinten Natio-
nen) und durch direkte Mitteilung;

4. fordert alle Mitgliedstaaten, die eine Ausnahme
nach Artikel 19 der Charta beantragen, nachdrücklich auf, zur
Begründung ihres Antrags möglichst viele Informationen bei-
zubringen und zu erwägen, diese Informationen vor Ablauf
der in Resolution 54/237 C genannten Frist zu übermitteln,
damit möglicherweise benötigte zusätzliche Detailinforma-
tionen zusammengestellt werden können;

5. stimmt darin überein, dass die Nichtzahlung des
zur Vermeidung der Anwendung von Artikel 19 der Charta
erforderlichen gesamten Mindestbetrags durch Guinea-Bis-
sau, die Komoren, Liberia, São Tomé und Príncipe, Somalia
und die Zentralafrikanische Republik auf Umständen beruhte,
die diese Staaten nicht zu vertreten hatten;

6. beschließt, dass Guinea-Bissau, den Komoren, Li-
beria, São Tomé und Príncipe, Somalia und der Zentralafrika-
nischen Republik die Ausübung des Stimmrechts in der Ge-
neralversammlung bis zum Ende der sechsundsechzigsten
Tagung gestattet wird.

RESOLUTION 66/8

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 11. November 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/525,
Ziff. 7).

66/8. Programmplanung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 37/234 vom
21. Dezember 1982, 38/227 A vom 20. Dezember 1983,
41/213 vom 19. Dezember 1986, 55/234 vom 23. Dezember
2000, 56/253 vom 24. Dezember 2001, 57/282 vom 20. De-
zember 2002, 58/268 und 58/269 vom 23. Dezember 2003,
59/275 vom 23. Dezember 2004, 60/257 vom 8. Mai 2006,
61/235 vom 22. Dezember 2006, 62/224 vom 22. Dezember
2007 und 65/244 vom 24. Dezember 2010,

sowie unter Hinweis auf das in der Anlage zu der Reso-
lution 2008 (LX) des Wirtschafts- und Sozialrats vom 14. Mai
1976 beschriebene Mandat des Programm- und Koordinie-
rungsausschusses,

nach Behandlung des Berichts des Programm- und Ko-
ordinierungsausschusses über seine einundfünfzigste Ta-
gung2,

1. bekräftigt die Rolle des Programm- und Koordi-
nierungsausschusses als wichtigstes Nebenorgan der Gene-
ralversammlung und des Wirtschafts- und Sozialrats für Pla-
nung, Programmierung und Koordinierung;

2. unterstreicht erneut die Rolle des Plenums und der
Hauptausschüsse der Generalversammlung bei der Überprü-
fung der Empfehlungen des Programm- und Koordinierungs-
ausschusses, die ihre Arbeit betreffen, und der diesbezügli-
chen Beschlussfassung, gemäß Artikel 4.10 der Regeln und
Ausführungsbestimmungen für die Programmplanung, die
Programmaspekte des Haushalts, die Überwachung der Pro-
grammdurchführung und die Evaluierungsmethoden3;

3. betont, dass die Prioritätensetzung der Vereinten
Nationen das Vorrecht der Mitgliedstaaten ist, entsprechend
den Mandaten der beschlussfassenden Organe;

4. betont außerdem, dass sich die Mitgliedstaaten an
der Aufstellung des Haushaltsplans vom frühesten Zeitpunkt
an und während des gesamten Verfahrens voll beteiligen
müssen;

5. verweist auf Ziffer 131 des Berichts des Pro-
gramm- und Koordinierungsausschusses2 und bekräftigt die
Bestimmungen der Resolutionen der Generalversammlung
62/236 vom 22. Dezember 2007, 63/260 vom 24. Dezember
2008, 64/243 vom 24. Dezember 2009 und 65/244 vom
24. Dezember 2010 betreffend die Ernennung des Untergene-
ralsekretärs und Sonderberaters für Afrika und ersucht in die-

1 Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session, Supple-
ment No. 11 (A/66/11).

2 Ebd., Supplement No. 16 (A/66/16).
3 ST/SGB/2000/8.
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ser Hinsicht den Generalsekretär erneut, sich an diese Manda-
te zu halten;

6. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfe-
hlungen an, die der Programm- und Koordinierungsausschuss
zur Evaluierung4, zum Jahresüberblicksbericht des Koordi-
nierungsrats der Leiter der Organisationen des Systems der
Vereinten Nationen für 2010/115 und zur Unterstützung der
Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas durch das
System der Vereinten Nationen6 vorgelegt hat.

RESOLUTION 66/232

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/626,
Ziff. 7).

66/232. Finanzberichte und geprüfte Rechnungs-
abschlüsse sowie Berichte des Rates der
Rechnungsprüfer

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 64/227 vom
22. Dezember 2009, 64/268 vom 24. Juni 2010, 65/243 A
vom 24. Dezember 2010 und 65/243 B vom 30. Juni 2011,

nach Behandlung des Finanzberichts, der geprüften
Rechnungsabschlüsse und des Berichts des Rates der Rech-
nungsprüfer über die vom Hohen Flüchtlingskommissar der
Vereinten Nationen verwalteten freiwilligen Beiträge für das
am 31. Dezember 2010 abgelaufene Jahr7, der Mitteilung des
Generalsekretärs, mit der er der Generalversammlung das
Schreiben des Vorsitzenden des Rates der Rechnungsprüfer
vom 12. Juli 2011 zur Übermittlung des Berichts des Rates
über die Umsetzung seiner den Zweijahreszeitraum 2008-
2009 betreffenden Empfehlungen übermittelte8, sowie des
entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen9,

1. nimmt den Finanzbericht und die geprüften Rech-
nungsabschlüsse sowie den Bericht und den Bestätigungsver-
merk des Rates der Rechnungsprüfer für die vom Hohen
Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen verwalteten
freiwilligen Beiträge für das am 31. Dezember 2010 abgelau-
fene Jahr7 an;

2. billigt die Empfehlungen des Rates der Rech-
nungsprüfer10;

3. nimmt Kenntnis von der Mitteilung des Generalse-
kretärs, mit der er der Generalversammlung das Schreiben
des Vorsitzenden des Rates der Rechnungsprüfer vom 12. Juli
2011 zur Übermittlung des Berichts des Rates über die Um-
setzung seiner den Zweijahreszeitraum 2008-2009 betreffen-
den Empfehlungen übermittelte8;

4. schließt sich den Bemerkungen und Empfehlungen
in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen9 an;

5. lobt den Rat der Rechnungsprüfer für die fortlau-
fend hohe Qualität und die gestraffte formale Gestaltung sei-
nes Berichts;

6. lobt den Rat der Rechnungsprüfer außerdem dafür,
dass er die häufigsten Gründe für die Nichtumsetzung der
Empfehlungen sowie bewährte Verfahren für die Umsetzung
und Weiterverfolgung seiner Berichte aufgezeigt hat;

7. bittet das Amt des Hohen Flüchtlingskommissars
der Vereinten Nationen (UNHCR), erneute Anstrengungen
zu unternehmen, um vorrangig einen einfachen, organisa-
tionsweiten Risikomanagementansatz zu entwickeln, ohne
die Einsätze auf Landesebene übermäßig zu belasten;

8. erkennt die Verbesserungen an, die das Amt des
Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen
(UNHCR) bei der Umsetzung der Empfehlungen des Rates
der Rechnungsprüfer erzielt hat, nimmt Kenntnis von den Be-
sorgnissen des Rates über die im Amt des Hohen Flüchtlings-
kommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) festgestellten
erheblichen Mängel in Angelegenheiten, die die internen
Kontrollen und das Management von Vermögenswerten be-
treffen, ersucht das Amt des Hohen Flüchtlingskommissars
der Vereinten Nationen (UNHCR), die Empfehlungen des
Rates weiter umzusetzen, und legt dem Amt des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR)
nahe, zügig einen Aktionsplan samt Zeitrahmen zur Behe-
bung der zu einem früheren Zeitpunkt vom Rat aufgezeigten
Besorgnisse und systemischen Probleme zu erarbeiten;

9. weist erneut auf die Notwendigkeit hin, die admi-
nistrativen und institutionellen Maßnahmen zu verstärken,
um die tieferen Ursachen wiederkehrender Probleme anzuge-
hen und die Zeiten bis zur Umsetzung früherer Empfehlungen
des Rates der Rechnungsprüfer weitestgehend zu verkürzen;

10. verweist auf Ziffer 4 des Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen11 und er-
sucht das Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Verein-
ten Nationen (UNHCR), dafür zu sorgen, dass alle künftigen
Regelungen eine solide und zuverlässige Innenrevision vorse-
hen;

11. ersucht den Beratenden Ausschuss für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen, den Rat der Rechnungsprüfer zu
ersuchen, über die Regelungen für die Innenrevision entspre-
chend Ziffer 1 d) des Anhangs der Finanzordnung und Fi-

4 Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session, Supple-
ment No. 16 (A/66/16), Kap. II, Abschn. B.
5 Ebd., Kap. III, Abschn. A.
6 Ebd., Abschn. B.
7 Ebd+., Supplement No. 5E (A/66/5/Add.5).
8 A/66/139.
9 A/66/377.
10 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session,
Supplement No. 5E (A/66/5/Add.5), Kap. II. 11 A/66/376.
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nanzvorschriften der Vereinten Nationen12 Bericht zu erstat-
ten;

12. hebt hervor, dass die Einführung der Internationa-
len Rechnungslegungsstandards für den öffentlichen Sektor
ein Instrument zur Verbesserung der Rechnungslegung und
des Finanzmanagements darstellt, und ersucht den Generalse-
kretär und das Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der
Vereinten Nationen (UNHCR), dafür zu sorgen, dass die er-
forderlichen Regelungen vorhanden sind, damit aus der An-
wendung der Standards größtmöglicher Nutzen gezogen wer-
den kann;

13. stellt in dieser Hinsicht mit Besorgnis fest, dass der
Rat der Rechnungsprüfer Vorbehalte geäußert hat, ob es dem
Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Natio-
nen (UNHCR) gelingen wird, die für die erfolgreiche Einfüh-
rung der Internationalen Rechnungslegungsstandards für den
öffentlichen Sektor im Jahr 2012 notwendigen Vorbereitun-
gen abzuschließen, und ersucht das Amt des Hohen Flücht-
lingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR), seine
Anstrengungen weiter zu verstärken, um sicherzustellen, dass
seine Rechnungsabschlüsse die Anforderungen für die Ein-
führung der Standards innerhalb des vorgegebenen Zeitrah-
mens voll erfüllen;

14. ersucht den Generalsekretär und die Leiter der
Fonds und Programme der Vereinten Nationen erneut, die
vollständige, rasche und fristgerechte Umsetzung der Emp-
fehlungen des Rates der Rechnungsprüfer und der entspre-
chenden Empfehlungen des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen sicherzustellen, die Pro-
grammleiter weiter für die Nichtumsetzung der Empfehlun-
gen zur Rechenschaft zu ziehen und die tieferen Ursachen der
durch den Rat aufgezeigten Probleme wirksam anzugehen;

15. ersucht den Generalsekretär erneut, in seinen Be-
richten über die Umsetzung der Empfehlungen des Rates der
Rechnungsprüfer zum Rechnungsabschluss der Vereinten
Nationen sowie zu den Rechnungsabschlüssen ihrer Fonds
und Programme eine umfassende Erklärung für die Verzöge-
rungen bei der Umsetzung der Empfehlungen des Rates zu
liefern, insbesondere wenn die noch nicht vollständig umge-
setzten Empfehlungen mindestens zwei Jahre alt sind;

16. ersucht den Generalsekretär außerdem erneut,
auch weiterhin den voraussichtlichen Zeitrahmen für die Um-
setzung der Empfehlungen des Rates der Rechnungsprüfer
und die Prioritäten für ihre Umsetzung anzugeben und dabei
auch die rechenschaftspflichtigen Amtsträger und die diesbe-
züglich ergriffenen Maßnahmen zu benennen;

17. ersucht den Generalsekretär und die Leiter der
Fonds und Programme der Vereinten Nationen, sofern noch
nicht geschehen, unter Berücksichtigung der gewonnenen Er-
kenntnisse und bewährten Verfahren die Erkundung internet-
gestützter Systeme zu erwägen, die es ermöglichen, die Emp-
fehlungen des Rates der Rechnungsprüfer weiterzuverfolgen,

namentlich den aktuellen Stand ihrer Akzeptanz, ihrer Umset-
zung und ihrer Auswirkungen.

RESOLUTION 66/233

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/642,
Ziff. 6).

66/233. Konferenzplanung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen, na-
mentlich die Resolutionen 40/243 vom 18. Dezember 1985,
41/213 vom 19. Dezember 1986, 43/222 A bis E vom 21. De-
zember 1988, 51/211 A bis E vom 18. Dezember 1996,
52/214 vom 22. Dezember 1997, 53/208 A bis E vom 18. De-
zember 1998, 54/248 vom 23. Dezember 1999, 55/222 vom
23. Dezember 2000, 56/242 vom 24. Dezember 2001,
56/254 D vom 27. März 2002, 56/262 vom 15. Februar 2002,
56/287 vom 27. Juni 2002, 57/283 A vom 20. Dezember
2002, 57/283 B vom 15. April 2003, 58/250 vom 23. Dezem-
ber 2003, 59/265 vom 23. Dezember 2004, 60/236 A vom
23. Dezember 2005, 60/236 B vom 8. Mai 2006, 61/236 vom
22. Dezember 2006, 62/225 vom 22. Dezember 2007, 63/248
vom 24. Dezember 2008, 63/284 vom 30. Juni 2009, 64/230
vom 22. Dezember 2009 und 65/245 vom 24. Dezember
2010,

in Bekräftigung ihrer Resolution 42/207 C vom 11. De-
zember 1987, in der sie den Generalsekretär ersuchte, die
Gleichbehandlung der Amtssprachen der Vereinten Nationen
sicherzustellen,

nach Behandlung des Berichts des Konferenzausschus-
ses für 201113 und des entsprechenden Berichts des General-
sekretärs14,

sowie nach Behandlung des Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen15,

in Bekräftigung der Bestimmungen betreffend die Kon-
ferenzdienste in ihren Resolutionen über die Mehrsprachig-
keit, insbesondere Resolution 65/311 vom 19. Juli 2011,

I

Konferenz- und Sitzungskalender

1. begrüßt den Bericht des Konferenzausschusses für
201113;

2. billigt den vom Konferenzausschuss vorgelegten
Entwurf des Konferenz- und Sitzungskalenders der Vereinten
Nationen für 2012 und 201316, unter Berücksichtigung der

12 ST/SGB/2003/7 und Amend.1.

13 Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session, Supple-
ment No. 32 (A/66/32).
14 A/66/118 und Corr.1.
15 A/66/397.
16 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session,
Supplement No. 32 (A/66/32), Anhang II.
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Anmerkungen des Ausschusses und vorbehaltlich der Be-
stimmungen dieser Resolution;

3. ermächtigt den Konferenzausschuss, im Konfe-
renz- und Sitzungskalender für 2012 und 2013 die Anpassun-
gen vorzunehmen, die infolge der von der Generalversamm-
lung auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung getroffenen Maß-
nahmen und Beschlüsse möglicherweise erforderlich werden;

4. stellt mit Befriedigung fest, dass das Sekretariat die
in den Resolutionen der Generalversammlung 53/208 A,
54/248, 55/222, 56/242, 57/283 B, 58/250, 59/265, 60/236 A,
61/236, 62/225, 63/248, 64/230 und 65/245 genannten Rege-
lungen betreffend den orthodoxen Karfreitag sowie die offizi-
ellen Feiertage Id al-Fitr und Id al-Adha berücksichtigt hat,
und ersucht alle zwischenstaatlichen Organe, diese Beschlüs-
se bei der Planung ihrer Sitzungen zu beachten;

5. ersucht den Generalsekretär, dafür Sorge zu tra-
gen, dass etwaige Änderungen des Konferenz- und Sitzungs-
kalenders in strikter Übereinstimmung mit dem Mandat des
Konferenzausschusses und den anderen einschlägigen Reso-
lutionen der Generalversammlung vorgenommen werden;

6. bittet die Mitgliedstaaten, in neue Mandate der be-
schlussfassenden Organe ausreichende Informationen über
die Modalitäten für die Organisation von Konferenzen oder
Sitzungen aufzunehmen;

7. verweist auf Regel 153 ihrer Geschäftsordnung
und ersucht den Generalsekretär, die Modalitäten von Konfe-
renzen in die Resolutionen, die Ausgaben zur Folge haben,
aufzunehmen, mit dem Ziel, die Konferenzdienste und die
Dokumentation so effizient und kostenwirksam wie möglich
zu nutzen;

II

A. Nutzung der Konferenzbetreuungsressourcen

1. bekräftigt die Praxis, dass bei der Nutzung der
Konferenzsäle den Sitzungen der Mitgliedstaaten Vorrang
einzuräumen ist;

2. fordert den Generalsekretär und die Mitgliedstaa-
ten auf, die Leitlinien und Verfahren einzuhalten, die in der
Verwaltungsanweisung für die Genehmigung der Nutzung
der Räumlichkeiten der Vereinten Nationen für Sitzungen,
Konferenzen, Sonderveranstaltungen und Ausstellungen17

aufgeführt sind;

3. betont, dass diese Sitzungen, Konferenzen, Son-
derveranstaltungen und Ausstellungen mit den Zielen und
Grundsätzen der Vereinten Nationen vereinbar sein müssen;

4. stellt fest, dass der Gesamtauslastungsfaktor an
den vier Hauptdienstorten im Jahr 2010 85 Prozent betrug,
gegenüber 86 Prozent im Jahr 2009 und 85 Prozent im Jahr
2008, und damit über dem festgelegten Richtwert von 80 Pro-
zent lag;

5. begrüßt die Maßnahmen der Organe, die ihre Ar-
beitsprogramme im Hinblick auf eine optimale Auslastung
der Konferenzbetreuungsressourcen angepasst haben, und er-
sucht den Konferenzausschuss, mit den Sekretariaten und
Vorständen der Organe, die ihre Konferenzbetreuungsres-
sourcen nicht ausreichend nutzen, weiter Konsultationen zu
führen;

6. ist sich dessen bewusst, dass aufgrund des verspä-
teten Beginns und des ungeplanten vorzeitigen Endes von Sit-
zungen ein Zeitverlust entsteht, der sich erheblich auf den
Auslastungsfaktor der Organe auswirkt, und bittet die Sekre-
tariate und Vorstände der Organe, in ausreichendem Maße
darauf zu achten, dass Sitzungen weder verspätet beginnen
noch ungeplant vorzeitig enden;

7. stellt fest, dass für 94 Prozent der 2010 in New
York abgehaltenen Sitzungen derjenigen Organe, die zur Ab-
haltung von Sitzungen „nach Bedarf“ ermächtigt sind, Dol-
metschdienste bereitgestellt wurden, gegenüber 95 Prozent
im Jahr 2009, und ersucht den Generalsekretär, diesen Orga-
nen auch weiterhin die Notwendigkeit bewusst zu machen, ei-
ne optimale Auslastung der bereitgestellten Konferenzdienste
anzustreben, und über den Konferenzausschuss über die Be-
reitstellung von Konferenzdiensten für diese Organe Bericht
zu erstatten;

8. ersucht die zwischenstaatlichen Organe erneut, ih-
ren jeweiligen Anspruch auf Konferenzbetreuungsdienste zu
überprüfen und ihr Arbeitsprogramm auf der Grundlage ihrer
tatsächlichen Inanspruchnahme der Konferenzbetreuungsres-
sourcen zu planen und anzupassen, mit dem Ziel, die Konfe-
renzdienste noch effizienter zu nutzen;

9. ist sich der Bedeutung bewusst, welche den Sitzun-
gen regionaler und anderer wichtiger Gruppen von Mitglied-
staaten für den reibungslosen Ablauf der Tagungen der zwi-
schenstaatlichen Organe zukommt, ersucht den Generalsekre-
tär, dafür zu sorgen, dass allen Anträgen auf Konferenzdiens-
te für die Sitzungen regionaler und anderer wichtiger Grup-
pen von Mitgliedstaaten so weit wie möglich entsprochen
wird, und ersucht das Sekretariat, die Antragsteller so frühzei-
tig wie möglich über die Verfügbarkeit von Konferenzdiens-
ten, einschließlich Dolmetschdiensten, sowie über Änderun-
gen, die sich vor den Sitzungen ergeben könnten, zu unter-
richten;

10. stellt fest, dass der Anteil der an den vier Haupt-
dienstorten abgehaltenen Sitzungen regionaler und anderer
wichtiger Gruppen von Mitgliedstaaten, für die Dolmetsch-
dienste bereitgestellt wurden, 2010 bei 84 Prozent lag, gegen-
über 79 Prozent im Jahr 2009, und ersucht den Generalsekre-
tär, auch weiterhin innovative Wege zur Bewältigung der
Schwierigkeiten zu nutzen, denen sich einige Mitgliedstaaten
infolge mangelnder Konferenzdienste für bestimmte Sitzun-
gen regionaler und anderer wichtiger Gruppen von Mitglied-
staaten gegenübersehen, und der Generalversammlung über
den Konferenzausschuss darüber Bericht zu erstatten;

11. fordert die zwischenstaatlichen Organe abermals
nachdrücklich auf, in der Planungsphase alles zu unterneh-
men, um die Sitzungen regionaler und anderer wichtiger

17 ST/AI/416.
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Gruppen von Mitgliedstaaten zu berücksichtigen, diese Sit-
zungen in ihren Arbeitsprogrammen vorzusehen und die
Konferenzdienste lange im Voraus über etwaige Absagen in
Kenntnis zu setzen, sodass ungenutzte Konferenzbetreuungs-
ressourcen nach Möglichkeit für Sitzungen regionaler und an-
derer wichtiger Gruppen von Mitgliedstaaten zugeteilt wer-
den können;

12. stellt mit Befriedigung fest, dass im Einklang mit
mehreren Resolutionen der Generalversammlung, namentlich
Resolution 65/245 Abschnitt II.A Ziffer 10, und entsprechend
der Amtssitzregel alle Sitzungen der in Nairobi ansässigen
Organe der Vereinten Nationen im Jahr 2010 in Nairobi abge-
halten wurden, und ersucht den Generalsekretär, der Ver-
sammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung über den
Konferenzausschuss darüber Bericht zu erstatten;

13. nimmt mit Besorgnis davon Kenntnis, dass der
Auslastungsgrad des Konferenzzentrums der Wirtschafts-
kommission für Afrika gesunken ist, und stellt fest, dass die
Kommission weiter Werbemaßnahmen und -initiativen unter-
nimmt;

14. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin zu er-
kunden, wie das Konferenzzentrum der Wirtschaftskommis-
sion für Afrika stärker ausgelastet werden kann, und der Ge-
neralversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung
darüber Bericht zu erstatten, namentlich über die Wirkung der
Initiativen der Kommission;

15. anerkennt die proaktiven Bemühungen des Gene-
ralsekretärs, Möglichkeiten zur Steigerung der Effizienz und
Wirksamkeit der Konferenzdienste zu ermitteln;

16. ersucht den Generalsekretär, auf ihrer siebenund-
sechzigsten Tagung eine umfassende Überprüfung der Kon-
ferenzdienste vorzulegen und dabei etwaige Doppelungen
und Redundanzen aufzuzeigen, mit dem Ziel, innovative Ide-
en, potenzielle Synergien und andere kostensparende Maß-
nahmen zu ermitteln, ohne die Qualität der Dienste zu beein-
trächtigen;

17. ersucht den Konferenzausschuss erneut, mit den
Organen, die während der drei vorangegangenen Tagungen
den jeweiligen Richtwert der ihnen zugewiesenen Ressourcen
durchgehend unterschritten haben, Konsultationen mit dem
Ziel zu führen, geeignete Empfehlungen zur Herbeiführung
einer optimalen Auslastung der Konferenzbetreuungsressour-
cen abzugeben, und fordert die Sekretariate und Vorstände
der Organe, die ihre Konferenzbetreuungsressourcen nicht
ausreichend nutzen, nachdrücklich auf, enger mit der Sekreta-
riats-Hauptabteilung Generalversammlung und Konferenz-
management zusammenzuarbeiten und gegebenenfalls Ände-
rungen ihrer Arbeitsprogramme zu erwägen, namentlich An-
passungen auf der Grundlage der mit wiederkehrenden Ta-
gesordnungspunkten gesammelten Erfahrungswerte, mit dem
Ziel, ihre Auslastungsfaktoren zu verbessern;

B. Auswirkungen des Sanierungsgesamtplans, Strate-
gie IV (stufenweiser Ansatz), auf die während seiner 
Durchführung am Amtssitz stattfindenden Sitzungen

1. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
die Durchführung des Sanierungsgesamtplans, einschließlich

der vorübergehenden Unterbringung von Konferenzbetreu-
ungspersonal in Ausweichräumlichkeiten, die Qualität der
den Mitgliedstaaten in den sechs Amtssprachen bereitgestell-
ten Konferenzdienste und die Gleichbehandlung der Spra-
chendienste, die über die gleichen günstigen Arbeitsbedin-
gungen und die gleichen Ressourcen verfügen sollen, nicht
beeinträchtigt, damit die erbrachten Dienste von höchster
Qualität sind;

2. ersucht alle, die Sitzungen beantragen und veran-
stalten, in sämtlichen mit der Terminplanung für die Sitzun-
gen zusammenhängenden Angelegenheiten enge Verbindung
zur Hauptabteilung Generalversammlung und Konferenzma-
nagement zu halten, damit die während der Bauarbeiten statt-
findenden Aktivitäten am Amtssitz mit einem Höchstmaß an
Planungssicherheit koordiniert werden können;

3. ersucht den Konferenzausschuss, die Angelegen-
heit laufend weiter zu verfolgen, und ersucht den Generalse-
kretär, dem Ausschuss regelmäßig über die den Konferenz-
und Sitzungskalender der Vereinten Nationen während der
Bauarbeiten betreffenden Angelegenheiten Bericht zu erstat-
ten;

4. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen der in der
Hauptabteilung Generalversammlung und Konferenzmana-
gement vorhandenen Ressourcen auch weiterhin für eine aus-
reichende informationstechnologische Unterstützung der
Konferenzdienste zu sorgen, damit sie während der Durch-
führung des Sanierungsgesamtplans reibungslos arbeiten
können;

5. nimmt davon Kenntnis, dass ein Teil des Konfe-
renzbetreuungspersonals und der informationstechnologi-
schen Ressourcen der Hauptabteilung Generalversammlung
und Konferenzmanagement für die Dauer der Durchführung
des Sanierungsgesamtplans vorübergehend in Ausweich-
räumlichkeiten untergebracht ist, und ersucht den Generalse-
kretär, im Rahmen der in der Hauptabteilung vorhandenen
Ressourcen auch weiterhin für eine ausreichende Unterstüt-
zung zu sorgen, um die fortgesetzte Aufrechterhaltung der in-
formationstechnologischen Einrichtungen der Hauptabtei-
lung, die Umsetzung der globalen Informationstechnologie-
Initiative und die Erbringung hochwertiger Konferenzdienste
zu gewährleisten;

6. ersucht den Generalsekretär, bei Initiativen, die
sich auf die Nutzung der Konferenzdienste und -einrichtun-
gen auswirken, die Mitgliedstaaten zu konsultieren;

III

Integriertes globales Management

1. nimmt Kenntnis von den Fortschritten bei der
Durchführung des globalen Informationstechnologie-Pro-
jekts, das die Integration der Informationstechnologie in die
Sitzungsmanagement- und Dokumentenverarbeitungssyste-
me an allen Dienstorten zum Ziel hat, sowie von dem globa-
len Konzept für die Harmonisierung der Normen und infor-
mationstechnologischen Mittel und den Austausch bewährter
Praktiken und technologischer Fortschritte zwischen den
Konferenzdiensten an den vier Hauptdienstorten;
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2. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den An-
strengungen des Generalsekretärs, unter Verwendung inter-
ner Kapazitäten die Nutzung der Konferenzdienste zu verbes-
sern, insbesondere durch die Durchführung des Projekts des
elektronischen Sitzungsmanagementsystems (e-Meets) und
des Programms für die Einteilung von Dolmetschern (e-APG-
Modul) („Projekt 2“)18, und ersucht den Generalsekretär, der
Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung
über andere diesbezügliche Maßnahmen Bericht zu erstatten;

3. ersucht den Generalsekretär, für die vollständige
Durchführung des Projekts für das globale Dokumentenma-
nagement („Projekt 3“)18 zu sorgen und der Generalversamm-
lung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung darüber Bericht
zu erstatten;

4. nimmt Kenntnis von den im Rahmen des integrier-
ten globalen Managements unternommenen Initiativen zur
Straffung der Verfahren, zur Erzielung von Größenvorteilen
und zur Verbesserung der Qualität der Konferenzdienste und
betont in diesem Zusammenhang, wie wichtig es ist, die
Gleichbehandlung des Konferenzbetreuungspersonals sicher-
zustellen und dafür zu sorgen, dass der Grundsatz der glei-
chen Einstufung für gleiche Arbeit an den vier Hauptdienstor-
ten befolgt wird;

5. betont, dass die Hauptziele der Hauptabteilung Ge-
neralversammlung und Konferenzmanagement darin beste-
hen, fristgerecht hochwertige Dokumente in allen Amtsspra-
chen im Einklang mit den geltenden Vorschriften vorzulegen
und den Mitgliedstaaten an allen Dienstorten hochwertige
Konferenzdienste bereitzustellen und diese Ziele im Einklang
mit den einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung
so effizient und kostenwirksam wie möglich zu erreichen;

6. stellt fest, dass der Pool an Sprachpersonal an den
Dienstorten in Bezug auf die Sprachkombinationen unausge-
wogen ist, und ersucht den Generalsekretär, Leitlinien für die
Rekrutierung, die Vergabe von Unteraufträgen und die Kon-
taktarbeit zu entwickeln, die dieser Unausgewogenheit voll
Rechnung tragen;

7. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
alle Sprachendienste gleich behandelt werden und dass sie
über die gleichen günstigen Arbeitsbedingungen und die glei-
chen Ressourcen verfügen, damit die von ihnen erbrachten
Dienste von höchster Qualität sind, unter voller Achtung der
Besonderheiten der sechs Amtssprachen sowie unter Berück-
sichtigung ihres jeweiligen Arbeitsanfalls;

8. weist erneut darauf hin, dass der Generalsekretär
dafür sorgen muss, dass die an allen Dienstorten verwendeten
Technologien kompatibel und in allen Amtssprachen nutzer-
freundlich sind;

9. erklärt außerdem erneut, dass die Zufriedenheit
der Mitgliedstaaten einer der wichtigsten Leistungsindikato-
ren im Bereich des Konferenzmanagements und der Konfe-
renzdienste ist;

10. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin si-
cherzustellen, dass die Maßnahmen, die die Hauptabteilung
Generalversammlung und Konferenzmanagement ergriffen
hat, um von den Mitgliedstaaten eine Evaluierung der Quali-
tät der für sie bereitgestellten Konferenzdienste, die ein wich-
tiger Leistungsindikator der Hauptabteilung ist, einzuholen,
allen Mitgliedstaaten gleichermaßen die Möglichkeit bieten,
ihre Evaluierung in den sechs Amtssprachen der Vereinten
Nationen vorzulegen, und in vollem Einklang mit den ein-
schlägigen Resolutionen der Generalversammlung stehen,
und ersucht den Generalsekretär, der Versammlung über den
Konferenzausschuss über die in dieser Hinsicht erzielten
Fortschritte Bericht zu erstatten;

11. ersucht den Generalsekretär außerdem, auch wei-
terhin die besten Praktiken und Methoden zur Evaluierung
der Kundenzufriedenheit zu sondieren und der Generalver-
sammlung regelmäßig über die erzielten Ergebnisse Bericht
zu erstatten;

12. begrüßt die von der Hauptabteilung Generalver-
sammlung und Konferenzmanagement unternommenen An-
strengungen, von den Mitgliedstaaten eine Evaluierung der
Qualität der für sie bereitgestellten Konferenzdienste einzu-
holen, und ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin inno-
vative Wege zur systematischen Erfassung und Analyse der
Rückmeldungen von Mitgliedstaaten und Ausschussvorsit-
zenden und -sekretären zur Qualität der Konferenzdienste zu
erkunden und der Generalversammlung über den Konferenz-
ausschuss darüber Bericht zu erstatten;

13. ersucht den Generalsekretär, die Generalversamm-
lung über die in Bezug auf das integrierte globale Manage-
ment erzielten Fortschritte unterrichtet zu halten;

14. stellt mit Besorgnis fest, dass der Generalsekretär
die in Abschnitt III Ziffer 4 ihrer Resolution 63/248, in Ab-
schnitt III Ziffer 12 ihrer Resolution 64/230 und in
Abschnitt III Ziffer 14 ihrer Resolution 65/245 erbetenen In-
formationen über die finanziellen Einsparungen, die dank der
Durchführung der Projekte des integrierten globalen Manage-
ments erzielt worden sind, nicht in seinen Bericht über die
Konferenzplanung14 aufgenommen hat, und ersucht den Ge-
neralsekretär erneut, sich verstärkt darum zu bemühen, diese
Informationen in seinen nächsten Bericht über die Konferenz-
planung aufzunehmen;

15. nimmt Kenntnis von den in Ziffer 25 des Berichts
des Generalsekretärs beschriebenen Maßnahmen und ersucht
ihn, die Effizienz- und Rechenschaftsmechanismen des Kon-
ferenzmanagements an allen vier Hauptdienstorten weiter zu
bewerten und der Generalversammlung auf ihrer siebenund-
sechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten;

16. nimmt außerdem Kenntnis von dem Flextime-Pi-
lotprojekt, das vom Büro der Vereinten Nationen in Wien in
die Wege geleitet wurde, betont, dass die Vorschriften und
Regeln der Vereinten Nationen für Personalfragen während
der Durchführung des Pilotprojekts einheitlich angewandt
werden sollen, und ersucht den Generalsekretär, der General-
versammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung über
die Evaluierung des Pilotprojekts Bericht zu erstatten und ei-18 Siehe A/63/119 und Corr.1, Abschn. II.B.
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ne Empfehlung abzugeben, ob das Projekt im Büro der Ver-
einten Nationen in Wien fortgesetzt und an anderen Dienstor-
ten weiter umgesetzt werden soll;

17. nimmt Kenntnis von Ziffer 11 des Berichts des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen15, begrüßt die Regel der größten Nähe dort, wo sie durch-
führbar ist, als einen effizienten Ansatz für die Betreuung von
Tagungen, die nicht an Dienstorten stattfinden, und ersucht in
dieser Hinsicht den Generalsekretär, die Regel der größten
Nähe bei den dafür geeigneten Tagungen streng anzuwenden,
ohne dass die Qualität der Dienste gefährdet wird, und auf der
Arbeitstagung des Konferenzausschusses im Jahr 2012 dar-
über Bericht zu erstatten;

IV

Fragen der Dokumentation und der Veröffentlichungen

1. hebt hervor, wie überaus wichtig die Gleichstel-
lung der sechs Amtssprachen der Vereinten Nationen ist;

2. bekräftigt ihren Beschluss in Abschnitt IV ihrer
Resolution 64/230, dass alle von der Arbeitsgruppe des Men-
schenrechtsrats für die allgemeine regelmäßige Überprüfung
verabschiedeten Berichte im Einklang mit den Resolutionen
der Generalversammlung 36/117 A vom 10. Dezember 1981,
51/211 A bis E, 52/214, 53/208 A bis E und 59/265 rechtzei-
tig vor ihrer Behandlung durch den Rat als Dokumente in al-
len Amtssprachen der Vereinten Nationen herausgegeben
werden, und ersucht den Generalsekretär, die dafür notwendi-
ge Unterstützung bereitzustellen und der Generalversamm-
lung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung darüber Bericht
zu erstatten;

3. wiederholt mit Besorgnis ihr Ersuchen an den Ge-
neralsekretär, dafür zu sorgen, dass die Regeln betreffend die
gleichzeitige Verteilung von Dokumenten in allen sechs
Amtssprachen sowohl für die Verteilung von Druckexempla-
ren als auch für die Einstellung der Dokumentation der be-
schlussfassenden Organe in das Elektronische Dokumenten-
archiv und die Veröffentlichung auf der Website der Verein-
ten Nationen streng eingehalten werden, entsprechend Ab-
schnitt III Ziffer 5 ihrer Resolution 55/222;

4. bekräftigt, dass der Fünfte Ausschuss der für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen zuständige Hauptausschuss
der Generalversammlung ist;

5. betont, dass die mit dem Konferenzmanagement,
einschließlich der Dokumentation, zusammenhängenden An-
gelegenheiten in den Zuständigkeitsbereich des Fünften Aus-
schusses fallen;

6. verweist erneut auf die Bedeutung der fristgerech-
ten Herausgabe der Dokumente für den Fünften Ausschuss;

7. erkennt an, dass ein mehrgleisiger Ansatz erfor-
derlich ist, um für die anhaltenden Schwierigkeiten mit der
verspäteten Herausgabe der Dokumente für den Fünften Aus-
schuss eine Lösung zu finden;

8. erkennt die Arbeit an, die der unter dem Vorsitz
der Hauptabteilung Generalversammlung und Konferenzma-

nagement stehende hauptabteilungsübergreifende Arbeitsstab
für Dokumentation bei der Bewältigung des Problems der
verspäteten Herausgabe von Dokumenten für den Fünften
Ausschuss leistet;

9. legt den Vorsitzenden des Fünften Ausschusses
und des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen nahe, die Zusammenarbeit zwischen den beiden
Organen auf dem Gebiet der Dokumentation weiter zu för-
dern;

10. begrüßt die fortgesetzten Anstrengungen, die der
Arbeitsstab unternimmt, um den Prozess der Einreichung der
Dokumente durch die Urheberabteilungen des Sekretariats zu
steuern;

11. stellt fest, dass es den Entscheidungsprozess im
Fünften Ausschuss erleichtert, wenn das Sekretariat diesem
während seiner informellen Konsultationen genaue, aktuelle
und schlüssige Informationen vorlegt;

12. stellt mit Befriedigung fest, dass die Hauptabtei-
lung Generalversammlung und Konferenzmanagement alle
rechtzeitig und im Rahmen der Höchstzahl von Wörtern ein-
gereichten Dokumente innerhalb von vier Wochen bearbeitet
hat, und legt dem Generalsekretär nahe, für die Beibehaltung
dieses Leistungsniveaus zu sorgen;

13. bekräftigt ihren Beschluss in Abschnitt III Ziffer 9
ihrer Resolution 59/265, dass der Herausgabe von Dokumen-
ten in allen sechs Amtssprachen zu Planungs-, Haushalts- und
Verwaltungsfragen, die die Generalversammlung dringend
prüfen muss, Vorrang einzuräumen ist;

14. ersucht den Generalsekretär erneut, alle Hauptab-
teilungen des Sekretariats anzuweisen, in ihre Berichte fol-
gende Bestandteile aufzunehmen:

a) eine Zusammenfassung des Berichts;

b) zusammengefasste Schlussfolgerungen, Empfeh-
lungen und andere vorgeschlagene Maßnahmen;

c) sachdienliche Hintergrundinformationen;

15. ersucht außerdem erneut darum, dass in allen Do-
kumenten, die das Sekretariat, zwischenstaatliche Organe und
Sachverständigengremien den beschlussfassenden Organen
zur Behandlung und Beschlussfassung vorlegen, die
Schlussfolgerungen und Empfehlungen im Fettdruck erschei-
nen;

16. stellt mit Besorgnis fest, dass nur 52 Prozent der
Urheberabteilungen die Vorgabe der pünktlichen Einrei-
chung von 90 Prozent ihrer Berichte bei der Hauptabteilung
Generalversammlung und Konferenzmanagement einhielten,
und ersucht den Generalsekretär, das Terminsystem für Do-
kumente durch einen speziell darauf ausgerichteten Mecha-
nismus, wie etwa den hauptabteilungsübergreifenden Ar-
beitsstab für Dokumentation, strenger durchzusetzen und der
Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung
darüber Bericht zu erstatten;

17. fordert die Urheberabteilungen nachdrücklich auf,
die Fristen vollständig einzuhalten, damit das Ziel der pünkt-
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lichen Einreichung von 90 Prozent der Dokumente erreicht
wird, und ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass
die verspätete Einreichung von Dokumenten nicht die Her-
ausgabe der fristgerecht und unter Einhaltung der festgeleg-
ten Richtlinien vorgelegten Dokumente beeinträchtigt;

18. wiederholt ihr in Abschnitt IV Ziffer 16 ihrer Re-
solution 65/245 enthaltenes Ersuchen an den Generalsekretär,
Informationen über die Regelung von Ausnahmen bei der
Einreichung von Dokumenten, die die Höchstzahl von Wör-
tern überschreiten, vorzulegen;

19. begrüßt das Zusammenwirken zwischen der
Hauptabteilung Generalversammlung und Konferenzmana-
gement und den Urheberabteilungen bei der Regelung von
Ausnahmen und ersucht den Generalsekretär, für anhaltende
Anstrengungen in dieser Hinsicht zu sorgen und der General-
versammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung darüber
Bericht zu erstatten;

20. stellt fest, dass sich die Aufteilung des Arbeitsvo-
lumens im Zusammenhang mit der globalen Dokumentenver-
waltung nach wie vor kaum auswirkt, und ersucht den Gene-
ralsekretär, weiter nach Wegen zur Förderung der Aufteilung
des Arbeitsvolumens unter den vier Dienstorten zu suchen
und der Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten
Tagung darüber Bericht zu erstatten;

21. unterstreicht die Rolle der Mitgliedstaaten und ih-
rer zwischenstaatlichen Organe bei der Festlegung der Leit-
sätze für das Konferenzmanagement;

22. betont, dass Vorschläge zur Veränderung dieser
Leitsätze von den Mitgliedstaaten in ihren jeweiligen zwi-
schenstaatlichen Organen gebilligt werden müssen;

23. nimmt Kenntnis von dem Konzept der Tagungen
„mit intelligentem Papiereinsatz“ und ersucht den Generalse-
kretär, der Generalversammlung einen Bericht vorzulegen, in
dem er dieses neue Konzept im Einzelnen beschreibt, dabei
die für seine wirksame Umsetzung geeigneten Technologien
klar benennt, einschließlich der technischen Eckwerte und
des Beschaffungsbedarfs, auch in Bezug auf die Bereitstel-
lung technologischer Unterstützung für die Mitgliedstaaten,
die Pläne zur Sicherung der Geschäftskontinuität, die perso-
nellen Auswirkungen und den Ausbildungsbedarf an den vier
Dienstorten, eingedenk der Notwendigkeit der Dokumenten-
und Datensicherheit sowie einer ordnungsgemäßen Archivie-
rung;

24. ersucht den Generalsekretär, in den in Ziffer 23 er-
betenen Bericht die Erkenntnisse aus den Tagungen aufzu-
nehmen, die das Konzept des intelligenten Papiereinsatzes
versuchsweise und mit der uneingeschränkten Zustimmung
der zuständigen zwischenstaatlichen Organe umsetzen wer-
den;

25. stellt fest, dass das Elektronische Dokumentenar-
chiv das offizielle digitale Archiv der Vereinten Nationen ist;

26. ersucht den Generalsekretär, die Aufgabe des La-
dens aller wichtigen älteren Dokumente der Vereinten Natio-
nen auf die Website der Vereinten Nationen in allen sechs

Amtssprachen vorrangig abzuschließen, damit diese Archive
den Mitgliedstaaten auch über dieses Medium zur Verfügung
stehen;

27. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Gene-
ralversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung über
einen detaillierten Zeitrahmen für die Digitalisierung aller
wichtigen älteren Dokumente der Vereinten Nationen, ein-
schließlich der Dokumente der beschlussfassenden Organe,
und über Optionen zur Beschleunigung dieses Prozesses im
Rahmen der vorhandenen Ressourcen Bericht zu erstatten;

28. stellt fest, dass der Ausschuss für die friedliche
Nutzung des Weltraums im Büro der Vereinten Nationen in
Wien ein Pilotprojekt für den Übergang zu digitalen Tagungs-
aufzeichnungen in den sechs Amtssprachen der Organisation
als kostensparende Maßnahme durchführt;

29. betont, dass es für eine weitere Ausdehnung dieser
Maßnahme erforderlich ist, dass sie einschließlich ihrer recht-
lichen, finanziellen und personellen Auswirkungen von der
Generalversammlung geprüft wird und dass die einschlägigen
Resolutionen der Versammlung voll eingehalten werden, und
ersucht den Generalsekretär, der Versammlung auf ihrer sie-
benundsechzigsten Tagung darüber und über die Evaluierung
des genannten Pilotprojekts Bericht zu erstatten;

V

Fragen der Übersetzung und Dolmetschung

1. ersucht den Generalsekretär, sich verstärkt darum
zu bemühen, dass in allen sechs Amtssprachen Dolmetsch-
und Übersetzungsdienste von höchster Qualität bereitgestellt
werden;

2. ersucht den Generalsekretär außerdem, von den
Mitgliedstaaten auch weiterhin eine Evaluierung der Qualität
der für sie bereitgestellten Konferenzdienste einzuholen, na-
mentlich im Wege zweimal jährlich stattfindender sprachspe-
zifischer Informationssitzungen, und sicherzustellen, dass
diese Maßnahmen allen Mitgliedstaaten gleichermaßen die
Möglichkeit bieten, ihre Evaluierungen in den sechs Amts-
sprachen der Vereinten Nationen vorzulegen, und dass sie in
vollem Einklang mit den einschlägigen Resolutionen der Ge-
neralversammlung stehen;

3. ersucht den Generalsekretär erneut, dafür zu sor-
gen, dass die in den Übersetzungs- und Dolmetschdiensten
verwendete Terminologie dem neuesten Stand der Sprachnor-
men und der neuesten Terminologie der Amtssprachen ent-
spricht, um höchste Qualität zu gewährleisten;

4. bekräftigt Abschnitt V Ziffer 4 ihrer Resolution
65/245 und ersucht den Generalsekretär erneut, bei der Ein-
stellung von Zeitpersonal in den Sprachendiensten, gegebe-
nenfalls auch mittels internationaler oder lokaler Verträge,
dafür zu sorgen, dass alle Sprachendienste gleich behandelt
werden und dass sie über die gleichen günstigen Arbeitsbe-
dingungen und die gleichen Ressourcen verfügen, damit die
von ihnen erbrachten Dienste von höchster Qualität sind, un-
ter voller Achtung der Besonderheiten jeder der sechs Amts-
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sprachen sowie unter Berücksichtigung des jeweiligen Ar-
beitsanfalls der Sprachendienste;

5. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den vom Se-
kretariat ergriffenen Maßnahmen zur Besetzung freier Stellen
in den Sprachendiensten im Büro der Vereinten Nationen in
Nairobi, ersucht den Generalsekretär erneut, weitere Maßnah-
men zur Senkung des Anteils unbesetzter Stellen in Nairobi
zu prüfen, und ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung darüber
Bericht zu erstatten;

6. ersucht den Generalsekretär, die Auswahlwettbe-
werbe für die Rekrutierung von Sprachpersonal mit ausrei-
chendem Vorlauf abzuhalten, damit freie und frei werdende
Stellen in den Sprachendiensten rasch besetzt werden können,
und die Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten
Tagung über die in dieser Hinsicht unternommenen Anstren-
gungen zu unterrichten;

7. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Quali-
tät der Übersetzungen von Dokumenten in die sechs Amts-
sprachen weiter zu verbessern und dabei der Genauigkeit der
Übersetzungen besondere Bedeutung beizumessen;

8. ersucht den Generalsekretär ferner, unter anderem
mit dem Ziel weiterer Effizienzgewinne den Anteil der exter-
nen Übersetzungen zu erhöhen, wenn dies zu einem Endpro-
dukt führt, dessen Qualität mit der interner Übersetzungen
vergleichbar ist, und der Generalversammlung auf ihrer sie-
benundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten;

9. ersucht den Generalsekretär erneut, an allen
Dienstorten eine ausreichende Zahl von Bediensteten der ent-
sprechenden Rangstufe bereitzustellen, um eine angemessene
Qualitätskontrolle der externen Übersetzungen zu gewähr-
leisten, unter gebührender Berücksichtigung des Grundsatzes
der gleichen Einstufung für gleiche Arbeit;

10. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung über die
Erfahrungen, die Erkenntnisse und die bewährten Praktiken
der Hauptdienstorte bei der Qualitätskontrolle der externen
Übersetzungen Bericht zu erstatten und dabei auch auf die
Anforderungen in Bezug auf die Zahl der für diese Aufgabe
benötigten Bediensteten und deren angemessene Rangstufe
einzugehen;

11. legt dem Generalsekretär nahe, organisationsweit
standardisierte Leistungsindikatoren festzulegen und Kalku-
lationsmodelle für eine kostenwirksamere Strategie der inter-
nen Dokumentenverarbeitung aufzustellen, und ersucht ihn,
der Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Ta-
gung die entsprechenden Informationen vorzulegen;

12. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Maß-
nahmen, die der Generalsekretär im Einklang mit ihren Reso-
lutionen ergriffen hat, um unter anderem die Frage der Erset-
zung von in den Ruhestand tretenden Bediensteten in den
Sprachendiensten anzugehen, und ersucht den Generalsekre-
tär, diese Anstrengungen fortzusetzen und zu verstärken, na-
mentlich durch eine verstärkte Zusammenarbeit mit den Ein-

richtungen, die Sprachexperten ausbilden, um den Bedarf in
den sechs Amtssprachen der Vereinten Nationen zu decken;

13. stellt fest, dass energische Maßnahmen ergriffen
werden müssen, um die nachteiligen Auswirkungen eines Be-
werbermangels und eine hohe Fluktuationsrate im Sprachen-
bereich zu vermeiden, und ersucht den Generalsekretär, die
geeigneten Mittel einzusetzen, um das Praktikantenpro-
gramm zu verbessern, namentlich über Partnerschaften mit
Organisationen, die die Amtssprachen der Vereinten Natio-
nen fördern;

14. stellt in dieser Hinsicht außerdem fest, dass die
jüngsten Anstrengungen zur Unterzeichnung zweier Verein-
barungen mit zwei Universitäten in Afrika geführt haben und
dass mit lateinamerikanischen Einrichtungen keine Vereinba-
rungen unterzeichnet worden sind;

15. ersucht den Generalsekretär, weitere konzertierte
Anstrengungen zur Förderung von Kontaktprogrammen, wie
Trainee- und Praktikumsprogrammen, zu unternehmen und
innovative Wege zur stärkeren Bekanntmachung dieser Pro-
gramme zu beschreiten, namentlich durch Partnerschaften
mit den Mitgliedstaaten, den zuständigen internationalen Or-
ganisationen und den Sprachausbildungseinrichtungen in al-
len Regionen, insbesondere zur Schließung der großen Lücke
in Afrika und Lateinamerika, und der Generalversammlung
auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu er-
statten;

16. ersucht die Hauptabteilung Generalversammlung
und Konferenzmanagement, sich in Zusammenarbeit mit dem
Bereich Personalmanagement weiter verstärkt darum zu be-
mühen, Beschäftigungs- und Praktikumsmöglichkeiten in den
Sprachendiensten an den vier Hauptdienstorten in allen Mit-
gliedstaaten besser bekannt zu machen;

17. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den positi-
ven Erfahrungen mit Traineeprogrammen am Amtssitz und
im Büro der Vereinten Nationen in Wien, durch die Nach-
wuchskräfte in den Übersetzungs- und Dolmetschdiensten
der Vereinten Nationen ausgebildet werden und ihr Interesse
an einer Beschäftigung in diesen Diensten gefördert wird,
während der Pool qualifizierter Sprachfachkräfte mit für die
Nachfolgeplanung kritischen Sprachenkombinationen erwei-
tert wird, und ersucht den Generalsekretär, die Initiative wei-
terzuentwickeln, auf alle Dienstorte auszuweiten und der Ge-
neralversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung
darüber Bericht zu erstatten;

18. stellt fest, dass die von den Sanktionsausschüssen
des Sicherheitsrats aufgestellten konsolidierten Listen der
Personen und Einrichtungen, die Sanktionen unterliegen,
noch nicht in alle sechs Amtssprachen übersetzt wurden,
empfiehlt der Informellen Arbeitsgruppe des Sicherheitsrats
für Dokumentation und andere Verfahrensfragen erneut, sich
genauer mit der Praxis bei der Herausgabe dieser konsolidier-
ten Listen, einschließlich deren Übersetzung, zu befassen,
und ersucht den Generalsekretär, auf ihrer siebenundsech-
zigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten.
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RESOLUTION 66/234

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/627,
Ziff. 7).

66/234. Personalmanagement

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/222 A und B
vom 23. Dezember 1994 und 20. Juli 1995, 51/226 vom
3. April 1997, 52/219 vom 22. Dezember 1997, 52/252 vom
8. September 1998, 53/221 vom 7. April 1999, 55/258 vom
14. Juni 2001, 57/305 vom 15. April 2003, 59/266 vom
23. Dezember 2004, 60/1 vom 16. September 2005, 60/238
vom 23. Dezember 2005, 60/254 vom 8. Mai 2006, 60/260
vom 8. Mai 2006, 61/244 vom 22. Dezember 2006, 62/238
Abschnitt XXI vom 22. Dezember 2007, 62/248 vom 3. April
2008, 63/250 vom 24. Dezember 2008, 63/271 vom 7. April
2009 und 65/247 vom 24. Dezember 2010 sowie auf ihre Be-
schlüsse 64/546 vom 22. Dezember 2009 und 64/548 A vom
24. Dezember 2009,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 52/226 A
und B vom 31. März 1998, 54/14 vom 29. Oktober 1999,
58/296 vom 18. Juni 2004, 59/287 vom 13. April 2005,
60/266 vom 30. Juni 2006, 61/246 vom 22. Dezember 2006,
61/276 Abschnitt VIII vom 29. Juni 2007 und 62/269 vom
20. Juni 2008 sowie ihre anderen einschlägigen Resolutionen
und Beschlüsse,

nach Behandlung der der Generalversammlung vorge-
legten einschlägigen Berichte des Generalsekretärs über Per-
sonalmanagement19 und der entsprechenden Berichte des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen20,

sowie nach Behandlung des Berichts der Gemeinsamen
Inspektionsgruppe über interinstitutionelle Personalmobilität
und die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben in den Orga-
nisationen des Systems der Vereinten Nationen21 sowie der
Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung seiner dies-
bezüglichen Stellungnahmen und derjenigen des Koordinie-
rungsrats der Leiter der Organisationen des Systems der Ver-
einten Nationen22,

erneut erklärend, dass die Bediensteten der Vereinten
Nationen ein unschätzbares Gut der Organisation darstellen,
und in Würdigung ihres Beitrags zur Förderung der Ziele und
Grundsätze der Vereinten Nationen,

unterstreichend, dass die Reform des Personalmanage-
ments bei den Vereinten Nationen als Beitrag zur Stärkung
des internationalen öffentlichen Dienstes von grundlegender
Wichtigkeit ist,

1. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen in
den Berichten des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen20 an;

2. bekundet ihre ernste Besorgnis über die schlep-
penden Fortschritte bei der Verwirklichung des Ziels der Ge-
schlechterparität im System der Vereinten Nationen, insbe-
sondere auf den herausgehobenen und führenden Positionen,
unter Einhaltung von Artikel 101 Absatz 3 der Charta der
Vereinten Nationen;

3. ersucht den Generalsekretär erneut, mit verstärk-
ten Anstrengungen das Ziel der Geschlechterparität im Sekre-
tariat, insbesondere auf den herausgehobenen Positionen, zu
erreichen und seine Einhaltung zu überwachen, und in diesem
Zusammenhang dafür zu sorgen, dass Frauen, insbesondere
aus Entwicklungs- und Transformationsländern, angemessen
im Sekretariat vertreten sind, und der Generalversammlung
auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu er-
statten;

4. erklärt erneut, dass der Generalsekretär sicherstel-
len muss, dass im Einklang mit Artikel 101 Absatz 3 der
Charta der ausschlaggebende Gesichtspunkt bei der Einstel-
lung der Bediensteten ein Höchstmaß an Leistungsfähigkeit,
fachlicher Eignung und Integrität ist, unter gebührender Be-
rücksichtigung des Grundsatzes der ausgewogenen geografi-
schen Verteilung;

5. ersucht den Generalsekretär erneut, seine laufen-
den Anstrengungen zur Gewährleistung einer ausgewogenen
geografischen Verteilung im Sekretariat fortzusetzen und au-
ßerdem für eine möglichst breite geografische Verteilung der
Bediensteten in allen Hauptdienststellen des Sekretariats und
in allen Rangstufen, einschließlich der Direktorenebene und
der oberen Führungsebenen, Sorge zu tragen, und wiederholt
in dieser Hinsicht ihr Ersuchen in Ziffer 64 der Resolution
65/247;

6. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, da-
für zu sorgen, dass die Rekrutierung von Bewerbern im Ein-
klang mit den etablierten Rekrutierungsverfahren erfolgt, na-
mentlich durch die Heranziehung der Reserveliste aus den na-
tionalen Auswahlwettbewerben, die durch das Programm für
Nachwuchskräfte ersetzt wurden;

7. verweist auf Ziffer 7 des Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen23 und er-
sucht den Generalsekretär, das Problem der hohen Zahl von
Stellen anzugehen, die dem System der geografischen Rah-
men unterliegen, aber nicht von Bediensteten mit geografi-
schem Status besetzt sind;

8. betont, dass der Generalsekretär nur im Ausnah-
mefall auf die Praxis zurückgreifen soll, Stellen des Höheren
Dienstes und der oberen Führungsebenen vorübergehend mit
Bediensteten des Allgemeinen Dienstes, die die Laufbahn-
prüfung für den Aufstieg vom Allgemeinen Dienst in den Hö-19 A/65/213, A/66/98, A/66/135, A/66/319 und Corr.1 und A/66/347.

20 A/65/537, Abschn. VII, und A/66/511 und Corr.1.
21 Siehe A/66/355.
22 A/66/355/Add.1. 23 A/66/511 und Corr.1.
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heren Dienst nicht absolviert haben, zu besetzen, und ersucht
den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass mit Wirkung vom
1. Januar 2013 die vorübergehende Besetzung solcher Stellen
durch Bedienstete des Allgemeinen Dienstes den Zeitraum ei-
nes Jahres nicht überschreitet, und der Generalversammlung
ab ihrer siebenundsechzigsten Tagung alle zwei Jahre darüber
Bericht zu erstatten und diese Praxis jeweils zu begründen;

9. nimmt Kenntnis von Ziffer 8 des in Ziffer 7 ge-
nannten Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen, verweist erneut auf Ab-
schnitt VII der Resolution 65/247 und erwartet mit Interesse
den Bericht des Generalsekretärs über Personalmanagement,
der der Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten
Tagung vorzulegen ist und der unter anderem Einzelheiten
zur Durchführung der genannten Resolution enthalten soll;

10. begrüßt die Einführung von „HR Insight“, einem
Instrument für die Online-Berichterstattung, und ersucht den
Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass die über dieses Portal
bereitgestellten Informationen systematisch weiterentwickelt
und regelmäßig aktualisiert werden;

11. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen seines
während des Hauptteils der siebenundsechzigsten Tagung der
Generalversammlung vorzulegenden Berichts über die Tätig-
keit des Ethikbüros anzugeben, welche Anstrengungen er zur
Handhabung und Verringerung persönlicher Interessenkon-
flikte unternimmt, und ersucht ihn in dieser Hinsicht um Vor-
schläge für Maßnahmen wie etwa die Ausdehnung des Pro-
gramms zur Offenlegung der Vermögensverhältnisse und der
Beschränkungen für die Tätigkeit nach dem Ausscheiden aus
dem Dienst auf weitere Personalkategorien;

12. beschließt, Artikel 1.2 m) des Personalstatuts wie
folgt zu ändern:

„Ein Interessenkonflikt liegt vor, wenn die persön-
lichen Interessen eines Bediensteten durch Handlungen
oder Unterlassungen die Wahrnehmung seiner dienstli-
chen Pflichten und Verantwortlichkeiten oder seine auf-
grund seiner Stellung als internationaler Beamter erfor-
derliche Integrität, Unabhängigkeit und Unparteilichkeit
beeinträchtigen. Entsteht ein tatsächlicher oder potenzi-
eller Interessenkonflikt, so ist dieser von dem Bediens-
teten dem Leiter seines Büros offenzulegen, von der Or-
ganisation zu verringern und im Interesse der Organisa-
tion zu lösen“;

13. begrüßt es, dass das Ethikbüro erhebliche Anstren-
gungen unternommen hat, um das Programm zur Offenle-
gung der Vermögensverhältnisse durchzuführen, und ersucht
den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass die Bediensteten
die Vorschriften über die Offenlegung der persönlichen Ver-
mögensverhältnisse uneingeschränkt befolgen;

14. beschließt, den Betrag von 398.300 US-Dollar für
die Entwicklung der Informationstechnologie-Plattform aus
dem Betrag von 3.880.100 Dollar zu decken, der im ordentli-
chen Haushalt für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 für das
Ethikbüro veranschlagt wurde;

15. erkennt die Arbeit der Gemeinsamen Inspektions-
gruppe an und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von dem
Bericht der Gruppe über interinstitutionelle Mobilität von
Personal und die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben in
den Organisationen des Systems der Vereinten Nationen21;

16. ersucht den Generalsekretär in seiner Eigenschaft
als Vorsitzender des Koordinierungsrats der Leiter der Orga-
nisationen des Systems der Vereinten Nationen, die Fertig-
stellung einer überarbeiteten Fassung der interinstitutionellen
Vereinbarung über die interinstitutionelle Mobilität zu be-
schleunigen und sicherzustellen, dass sie von allen Organisa-
tionen des Gemeinsamen Systems der Vereinten Nationen an-
gewandt wird;

17. verweist auf Abschnitt C Ziffer 13 ihrer Resolution
65/248 vom 24. Dezember 2010;

18. verweist außerdem auf Abschnitt II Ziffer 34 ihrer
Resolution 65/247 und sieht der Behandlung eines umfassen-
den Vorschlags zur Mobilitätspolitik auf ihrer siebenundsech-
zigsten Tagung mit Interesse entgegen.

RESOLUTION 66/235

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/644,
Ziff. 7).

66/235. Gemeinsames System der Vereinten Nationen: 
Bericht der Kommission für den internationalen 
öffentlichen Dienst

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 44/198 vom
21. Dezember 1989, 51/216 vom 18. Dezember 1996, 52/216
vom 22. Dezember 1997, 53/209 vom 18. Dezember 1998,
55/223 vom 23. Dezember 2000, 56/244 vom 24. Dezember
2001, 57/285 vom 20. Dezember 2002, 58/251 vom 23. De-
zember 2003, 59/268 vom 23. Dezember 2004, 60/248 vom
23. Dezember 2005, 61/239 vom 22. Dezember 2006, 62/227
vom 22. Dezember 2007, 63/251 vom 24. Dezember 2008,
64/231 vom 22. Dezember 2009 und 65/248 vom 24. Dezem-
ber 2010,

nach Behandlung des Berichts der Kommission für den
internationalen öffentlichen Dienst für das Jahr 201124,

in Bekräftigung ihres Eintretens für ein einziges und
einheitliches Gemeinsames System der Vereinten Nationen
als Eckstein für die Regelung und Koordinierung der Be-
schäftigungsbedingungen des Gemeinsamen Systems,

erneut erklärend, wie wichtig es ist, die Gehälter, die
Zulagen und die Personalstandards der Organisationen des
Gemeinsamen Systems der Vereinten Nationen zu erhalten
und zu stärken,

24 Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session, Supple-
ment No. 30 (A/66/30 und Corr.2).
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in der Überzeugung, dass das Gemeinsame System der
Vereinten Nationen das beste Instrument ist, um zu gewähr-
leisten, dass für den internationalen öffentlichen Dienst Per-
sonal gewonnen wird, das über ein Höchstmaß an Leistungs-
fähigkeit, fachlicher Eignung und Integrität verfügt, wie in
der Charta der Vereinten Nationen vorgesehen,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit
der Kommission für den internationalen öffentlichen Dienst;

2. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Kommission
für das Jahr 201124;

3. ermutigt die Kommission, die Beschäftigungsbe-
dingungen der Bediensteten der Organisationen des Gemein-
samen Systems der Vereinten Nationen auch künftig zu koor-
dinieren und zu regeln, eingedenk der Beschränkungen, wel-
che die Mitgliedstaaten ihrem jeweiligen nationalen öffentli-
chen Dienst auferlegen;

4. bekräftigt eingedenk der Artikel 10 und 11 der Sat-
zung der Kommission25 die Rolle der Generalversammlung
bei der Genehmigung der Beschäftigungsbedingungen und
der Leistungsansprüche für alle Bediensteten der Organisatio-
nen des Gemeinsamen Systems der Vereinten Nationen;

5. verweist auf die Artikel 10 und 11 der Satzung der
Kommission und bekräftigt die zentrale Rolle der Kommis-
sion bei der Regelung und Koordinierung der Beschäfti-
gungsbedingungen und der Leistungsansprüche für alle Be-
diensteten der Organisationen des Gemeinsamen Systems der
Vereinten Nationen;

A. Für beide Laufbahngruppen geltende
Beschäftigungsbedingungen

1. Mobilitäts- und Erschwernispaket

1. erkennt an, dass die Bediensteten ihre Dienst-
pflichten oft unter Härtebedingungen ausüben müssen und
dass die aus operativen Gründen erforderliche Mobilität zu
Beeinträchtigungen des Privatlebens der Bediensteten führen
kann;

2. schließt sich den Beschlüssen der Kommission in
Ziffer 38 ihres Berichts24 betreffend das Mobilitäts- und Er-
schwernispaket an;

3. bekräftigt die Bedeutung, die der Mobilität als
Mittel zur Schaffung eines flexibleren, vielseitig qualifizier-
ten und erfahrenen internationalen öffentlichen Dienstes zu-
kommt, der in der Lage ist, komplexe Mandate zu erfüllen,
und ersucht die Kommission, einen Überblick über die ver-
schiedenen in den Organisationen des Gemeinsamen Systems
der Vereinten Nationen bestehenden Mobilitätspakete zu ge-
ben;

4. nimmt Kenntnis von den Beschlüssen der Kom-
mission in Ziffer 47 ihres Berichts sowie dessen Anhang III
und beschließt, dass mit Wirkung vom 1. Januar 2012 eine

Erhöhung der Erschwerniszulage, der Mobilitätszulage und
der Zulage wegen Nichtanspruch auf Umzugskostenerstat-
tung um 2,5 Prozent gewährt und dass die zusätzliche Er-
schwerniszulage an für Familien ungeeigneten Dienstorten
für die an diesen Orten tätigen Bediensteten um den gleichen
Prozentsatz angepasst wird;

5. nimmt außerdem Kenntnis von den Schlussfolge-
rungen der Kommission in Ziffer 59 ihres Berichts betreffend
die Einführung eines Gefahrenzuschlags;

6. nimmt ferner Kenntnis von Ziffer 56 des Berichts
der Kommission betreffend die finanziellen Auswirkungen
der Einführung eines Gefahrenzuschlags auf das gesamte
System der Vereinten Nationen;

2. Leistungsmanagement

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/216 und 63/251,

in Anbetracht der verschiedenen Organisationsstrategi-
en und -kulturen, die im Gemeinsamen System der Vereinten
Nationen bestehen, und die Auffassung vertretend, dass ein
flexibles Konzept des Leistungsmanagements wünschens-
wert wäre,

1. begrüßt und anerkennt die Arbeit der Kommission
betreffend den Rahmen für das Leistungsmanagement, der
den Organisationen des Gemeinsamen Systems der Vereinten
Nationen dabei helfen würde, Personal zu gewinnen und zu
binden, das über ein Höchstmaß an Leistungsfähigkeit, fach-
licher Eignung und Integrität verfügt, wie in der Charta vor-
gesehen;

2. nimmt davon Kenntnis, dass die Kommission ihre
Arbeit in Bezug auf Belohnungen und Anreize fortsetzen
wird, und ersucht sie, bei der Analyse neuer Konzepte auf
dem Gebiet des Personalmanagements die Führung zu über-
nehmen;

3. billigt den in Anhang IV des Berichts der Kom-
mission24 enthaltenen Rahmen für das Leistungsmanagement,
den die Organisationen des Gemeinsamen Systems der Ver-
einten Nationen zur Verbesserung ihrer diesbezüglichen Poli-
tik berücksichtigen sollen, und ersucht die Kommission, der
Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung
über die Durchführung der Maßnahmen Bericht zu erstatten,
die die Organisationen aufgrund der Empfehlungen der Kom-
mission ergriffen haben;

4. verweist auf Ziffer 90 des Berichts der Kommis-
sion, nimmt Kenntnis von der Absicht der Kommission, die
Verwendung zusätzlicher Besoldungsstufen für besondere
Leistungen zu erwägen, und ersucht die Kommission, der Ge-
neralversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung
darüber Bericht zu erstatten, zu welchem Schluss sie gelangt
ist;

3. Methodik der Erziehungsbeihilfe

1. billigt mit Wirkung von dem am 1. Januar 2012
laufenden Schuljahr die in Ziffer 96 a) des Berichts der
Kommission24 enthaltene Änderung der gegenwärtigen An-

25 Resolution 3357 (XXIX), Anlage.
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spruchsvoraussetzungen für den Erhalt der Erziehungsbeihil-
fe;

2. bittet die Leitungsgremien der Organisationen des
Gemeinsamen Systems der Vereinten Nationen, die An-
spruchskriterien für die Gewährung der Erziehungsbeihilfe
im Hinblick auf das Mindestalter entsprechend Ziffer 96 a)
des Berichts der Kommission zu harmonisieren;

B. Beschäftigungsbedingungen der Bediensteten des
Höheren Dienstes und der oberen Führungsebenen

1. Fragen des Kaufkraftausgleichs

verweist auf die Ziffern 103 und 123 des Berichts der
Kommission24 und auf Abschnitt I.A Ziffer 2 ihrer Resolution
51/216, ersucht die Kommission, zu erkunden, welche Maß-
nahmen durchführbar und geeignet wären, bei der Verwal-
tung des Kaufkraftausgleichssystems ein Einfrieren der Ge-
hälter im Vergleichsstaatsdienst zu berücksichtigen, sowie
festzustellen, ob sie zur Durchführung solcher Maßnahmen
befugt ist, diese Befugnis gegebenenfalls auszuüben und der
Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung
darüber Bericht zu erstatten;

2. Grund-/Mindestgehaltstabelle

unter Hinweis auf ihre Resolution 44/198, mit der sie
Mindestnettogehälter für Bedienstete des Höheren Dienstes
und der oberen Führungsebenen durch Bezugnahme auf die
entsprechenden Grundnettogehälter von Bediensteten in ver-
gleichbaren Positionen am Basisdienstort des Vergleichs-
staatsdienstes (des öffentlichen Bundesdienstes der Vereinig-
ten Staaten) festlegte,

1. billigt mit Wirkung vom 1. Januar 2012, wie von der
Kommission in Ziffer 120 a) ihres Berichts24 empfohlen, die in
Anhang V.A des Berichts enthaltene geänderte Grund-/Min-
destgehaltstabelle der Brutto- und Nettogehälter der Bediens-
teten des Höheren Dienstes und der oberen Führungsebenen;

2. billigt außerdem mit Wirkung vom 1. Januar 2012,
wie von der Kommission in Ziffer 120 b) ihres Berichts emp-
fohlen, die in Anhang V.B des Berichts enthaltenen geänder-
ten Personalabgabesätze, die auf das Brutto-Grundgehalt der
Bediensteten des Höheren Dienstes und der oberen Führungs-
ebenen anzuwenden sind;

3. schließt sich dem Beschluss der Kommission in
Ziffer 121 ihres Berichts an, die auf das Bruttogehalt anzu-
wendenden Personalabgabesätze alle drei Jahre zu überprüfen
und gegebenenfalls zu ändern;

3. Entwicklung der Marge

unter Hinweis auf Abschnitt I.B ihrer Resolution 51/216
und das von der Generalversammlung erteilte ständige Man-
dat, wonach die Kommission aufgefordert ist, das Verhältnis
zwischen der Nettobesoldung der Bediensteten des Höheren
Dienstes und der oberen Führungsebenen der Vereinten Na-
tionen in New York und der Nettobesoldung der in vergleich-
baren Positionen im Vergleichsstaatsdienst (öffentlicher Bun-
desdienst der Vereinigten Staaten von Amerika) in Washing-

ton tätigen Bediensteten (als „Marge“ bezeichnet) weiter zu
überprüfen,

1. bekräftigt, dass die Bandbreite von 110 bis
120 Prozent für die Marge zwischen der Nettobesoldung der
Bediensteten des Höheren Dienstes und der oberen Führungs-
ebenen der Vereinten Nationen in New York und derjenigen
der Bediensteten in vergleichbaren Positionen im Vergleichs-
staatsdienst auch künftig Anwendung finden soll, mit der
Maßgabe, dass die Marge über einen gewissen Zeitraum in
Höhe des anzustrebenden Zentralwerts von 115 Prozent ge-
halten wird;

2. stellt fest, dass die Marge zwischen der Nettobe-
soldung der Bediensteten der Vereinten Nationen in den Be-
soldungsgruppen P-1 bis D-2 in New York und der Nettobe-
soldung der in vergleichbaren Positionen im öffentlichen
Bundesdienst der Vereinigten Staaten von Amerika in Wa-
shington tätigen Bediensteten für den Zeitraum vom 1. Januar
bis 31. Dezember 2011 schätzungsweise 114,9 Prozent und
die durchschnittliche Marge der letzten fünf Jahre (2007-
2011) 114,1 Prozent beträgt;

4. Ermittlung des höchstbezahlten nationalen
öffentlichen Dienstes

nimmt Kenntnis von dem Beschluss der Kommission in
Ziffer 106 ihres Berichts24, ihre gegenwärtige Noblemaire-
Studie zur Ermittlung des höchstbezahlten nationalen öffent-
lichen Dienstes zu beenden und die nächste Studie im Jahr
2016 durchzuführen;

5. Personelle Vielfalt im Gemeinsamen System der
Vereinten Nationen

1. nimmt Kenntnis von dem Stand der geografischen
Verteilung in den Organisationen des Gemeinsamen Systems
der Vereinten Nationen und von den Maßnahmen, die die Or-
ganisationen unternehmen, um eine ausgewogene geografi-
sche Verteilung zu erreichen;

2. befürwortet den Beschluss der Kommission, Stu-
dien zur Rekrutierungspolitik durchzuführen und diese Frage
auf der Grundlage empfohlener Maßnahmen, die die perso-
nelle Vielfalt stärker fördern würden, erneut zu erörtern;

3. ersucht die Kommission, bei der Erarbeitung von
Vorschlägen für Maßnahmen zur Förderung der personellen
Vielfalt im Gemeinsamen System der Vereinten Nationen zu
berücksichtigen, dass der ausschlaggebende Gesichtspunkt
bei der Einstellung von Bediensteten die beruflichen Qualifi-
kationen sind, von denen die Fähigkeit der Organisationen
zur Durchführung ihrer Mandate entscheidend abhängt;

C. Beschäftigungsbedingungen im Felddienst

1. Harmonisierung der Beschäftigungsbedingungen
der Bediensteten der Organisationen des Gemein-
samen Systems der Vereinten Nationen, die an für
Familien ungeeigneten Dienstorten im Einsatz sind

1. verweist auf Abschnitt C ihrer Resolution 65/248
und ersucht die Kommission, im Rahmen ihres Jahresberichts
der Generalversammlung über die Umsetzung ihrer Beschlüs-
se zur Harmonisierung der Beschäftigungsbedingungen an
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für Familien ungeeigneten Dienstorten während des Über-
gangszeitraums Bericht zu erstatten;

2. ersucht die Kommission und den Generalsekretär
als Vorsitzenden des Koordinierungsrats der Leiter der Orga-
nisationen des Systems der Vereinten Nationen, dem Prozess
der raschen Umsetzung ihrer Beschlüsse zur Harmonisierung
der Beschäftigungsbedingungen von Bediensteten der Orga-
nisationen des Gemeinsamen Systems der Vereinten Natio-
nen, die an für Familien ungeeigneten Dienstorten im Einsatz
sind, gebührende Beachtung zu schenken;

2. Rahmen der Ruhe- und Erholungsmaßnahmen

unter Hinweis auf Abschnitt C Ziffer 19 ihrer Resolu-
tion 65/248, in der die Kommission ersucht wurde, den Rah-
men der Ruhe- und Erholungsmaßnahmen zu regeln,

billigt mit Wirkung vom 1. Januar 2012 den in Zif-
fer 238 und in Anhang VIII des Berichts der Kommission24

enthaltenen geänderten Katalog von Kriterien für die Bewilli-
gung und die Häufigkeit von Reisen zu Ruhe- und Erholungs-
zwecken.

RESOLUTION 66/236

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/643,
Ziff. 6).

66/236. Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste 
über seine Tätigkeiten

Die Generalversammlung,

I

Tätigkeiten des Amtes
für interne Aufsichtsdienste

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 48/218 B vom
29. Juli 1994, 54/244 vom 23. Dezember 1999, 59/272 vom
23. Dezember 2004, 60/259 vom 8. Mai 2006, 63/265 vom
24. Dezember 2008, 63/287 vom 30. Juni 2009, 64/232 vom
22. Dezember 2009, 64/263 vom 29. März 2010 und 65/250
vom 24. Dezember 2010,

nach Behandlung des Berichts des Amtes für interne
Aufsichtsdienste über seine Tätigkeiten im Zeitraum vom
1. Juli 2010 bis 30. Juni 201126 sowie des Berichts der Ge-
meinsamen Inspektionsgruppe über die Rechnungsprüfungs-
funktion im System der Vereinten Nationen27 und der entspre-
chenden Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung
seiner diesbezüglichen Stellungnahmen und derjenigen des
Koordinierungsrats der Leiter der Organisationen des Sys-
tems der Vereinten Nationen28,

1. bekräftigt ihre vorrangige Rolle bei der Prüfung
der ihr vorgelegten Berichte und bei der diesbezüglichen Be-
schlussfassung;

2. bekräftigt außerdem ihre Aufsichtsrolle sowie die
Rolle des Fünften Ausschusses in Verwaltungs- und Haus-
haltsangelegenheiten;

3. bekräftigt ferner die Unabhängigkeit und die ge-
sonderten und unterschiedlichen Rollen der internen und ex-
ternen Aufsichtsmechanismen;

4. erinnert daran, dass das Sekretariats-Amt für inter-
ne Aufsichtsdienste im Einklang mit den einschlägigen Reso-
lutionen Handlungsfreiheit bei der Wahrnehmung seiner in-
ternen Aufsichtsfunktionen unter der Führung des Generalse-
kretärs besitzt;

5. legt den internen und externen Aufsichtsorganen
der Vereinen Nationen nahe, unbeschadet ihrer jeweiligen
Unabhängigkeit noch stärker zusammenzuarbeiten, etwa im
Rahmen gemeinsamer Tagungen zur Arbeitsplanung;

6. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Amtes für in-
terne Aufsichtsdienste über seine Tätigkeiten im Zeitraum
vom 1. Juli 2010 bis 30. Juni 201126;

7. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
alle für die Tätigkeit des Amtes für interne Aufsichtsdienste
maßgeblichen Resolutionen den zuständigen Führungskräf-
ten zur Kenntnis gebracht werden;

8. ersucht den Generalsekretär außerdem, dafür zu
sorgen, dass alle einschlägigen Resolutionen, einschließlich
Resolutionen mit Querschnittscharakter, den zuständigen
Führungskräften zur Kenntnis gebracht werden und dass das
Amt für interne Aufsichtsdienste diese Resolutionen bei der
Durchführung seiner Tätigkeiten ebenfalls berücksichtigt;

9. ermutigt das Amt für interne Aufsichtsdienste, sei-
ne Bemühungen zur Stärkung seiner Prüfungs-, Disziplinar-
untersuchungs-, Inspektions- und Evaluierungsfunktionen
fortzusetzen;

10. verweist auf die Ziffern 7 und 8 ihrer Resolution
64/263 und ersucht in dieser Hinsicht den Generalsekretär,
das Amt für interne Aufsichtsdienste damit zu betrauen, in en-
ger Abstimmung mit den zuständigen Hauptabteilungen und
Bereichen, namentlich der Hauptabteilung Management und
dem Bereich Rechtsangelegenheiten des Sekretariats, Schlüs-
selbegriffe des Aufsichtswesens, die mit der Arbeit des Am-
tes zusammenhängen, umfassend zu definieren und zusam-
menzustellen, eingedenk der vom Rat der Rechnungsprüfer
und von der Gemeinsamen Inspektionsgruppe verwendeten
vorhandenen Definitionen und unter Berücksichtigung der
Auffassungen des Unabhängigen beratenden Ausschusses für
Rechnungsprüfung;

11. legt dem Amt für interne Aufsichtsdienste nahe, in
künftigen Jahresberichten bei seiner Analyse weiter allgemei-
ne Trends und strategische Herausforderungen in Bezug auf
die interne Aufsicht bei den Vereinten Nationen im Zeitver-
lauf aufzuzeigen, einschließlich aktueller Informationen über
alle besonders bedeutsamen Empfehlungen und unter Be-

26 A/66/286 (Part I) und Add.1.
27 Siehe A/66/73.
28 A/66/73/Add.1.
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rücksichtigung der Risikokategorie, des für die Umsetzung
anvisierten Zeithorizonts und der für die Umsetzung rechen-
schaftspflichtigen Dienststelle;

12. ersucht den Generalsekretär, die noch nicht umge-
setzten und wiederkehrenden akzeptierten Empfehlungen des
Amtes für interne Aufsichtsdienste, die sich auf Fragen syste-
mischer Natur beziehen, umzusetzen;

13. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von dem Stand der
Umsetzung der Empfehlungen in dem Bericht des Amtes für
interne Aufsichtsdienste über seine Tätigkeiten im Zeitraum
vom 1. Juli 2010 bis 30. Juni 2011;

14. ersucht den Generalsekretär, allen Programmlei-
tern nahezulegen, verstärkte Anstrengungen zur vollständi-
gen Umsetzung der akzeptierten Empfehlungen des Amtes
für interne Aufsichtsdienste zu unternehmen;

15. ersucht den Generalsekretär außerdem, die voll-
ständige, rasche und fristgerechte Umsetzung der akzeptier-
ten Empfehlungen des Amtes für interne Aufsichtsdienste,
einschließlich derjenigen, die sich auf Kostenvermeidung,
Beitreibung von Überzahlungen, Effizienzsteigerung und an-
dere Verbesserungen beziehen, sicherzustellen und in Fällen,
in denen die Empfehlungen des Amtes nicht akzeptiert wer-
den, ausführliche Begründungen vorzulegen;

16. verweist auf die Rolle, die dem Managementaus-
schuss dabei zukommt, die Umsetzung der Empfehlungen der
Aufsichtsorgane genau zu verfolgen, und betont, wie wichtig
die Weiterverfolgung bei den Programmleitern ist, um die
vollständige, rasche und fristgerechte Umsetzung dieser
Empfehlungen sicherzustellen;

17. begrüßt die Anstrengungen, die unternommen
werden, um die hohe Zahl freier Stellen im Amt für interne
Aufsichtsdienste, insbesondere in herausgehobenen Positio-
nen, zu verringern;

18. bekundet erneut ihre Besorgnis über die nach wie
vor freien Stellen im Amt für interne Aufsichtsdienste und er-
sucht in dieser Hinsicht den Generalsekretär erneut, alles zu
tun, damit freie Stellen im Amt auf allen Ebenen vorrangig
besetzt werden, im Einklang mit den bestehenden einschlägi-
gen Bestimmungen zur Rekrutierung bei den Vereinten Na-
tionen;

19. erkennt die Anstrengungen und Initiativen an, die
das Amt für interne Aufsichtsdienste unternimmt, um die in-
terne Aufsicht zu stärken, darunter die Verbesserung der in-
ternen Kontrollen, der Rechenschaftsmechanismen und der
organisatorischen Effizienz und Wirksamkeit sowie Verbes-
serungen bei der Verfolgung seiner Empfehlungen, im Ein-
klang mit seinem Mandat, und legt dem Amt nahe, seine dies-
bezüglichen Anstrengungen fortzusetzen;

20. bekräftigt Ziffer 12 ihrer Resolution 64/263;

21. ersucht den Generalsekretär, das Amt für interne
Aufsichtsdienste damit zu betrauen, der Generalversammlung
spätestens während des Hauptteils ihrer siebenundsechzigs-
ten Tagung in voller Abstimmung mit den wesentlichen Inter-
essenträgern, namentlich der Hauptabteilung Management,

dem Bereich Rechtsangelegenheiten und dem Unabhängigen
beratenden Ausschuss für Rechnungsprüfung, einen Vor-
schlag für die Verbreitung und Verteilung der Innenrevisions-
berichte, einschließlich entsprechender Parameter und Moda-
litäten, zu unterbreiten;

22. nimmt Kenntnis von Ziffer 28 des Berichts des
Amtes für interne Aufsichtsdienste29 und beschließt, dass das
Amt seine gegenwärtigen Verfahren für die Berichterstattung
an die Generalversammlung beibehält;

23. bekräftigt, dass dem Rat der Rechnungsprüfer und
der Gemeinsamen Inspektionsgruppe auch weiterhin Ausfer-
tigungen aller vom Amt für interne Aufsichtsdienste erstell-
ten Berichte zu übermitteln sind, ersucht darum, dass diese
binnen eines Monats nach ihrer Fertigstellung verfügbar ge-
macht werden, und betont, dass der Rat und die Gruppe nach
Bedarf dazu Stellung nehmen sollen;

II

Tätigkeiten des Unabhängigen beratenden
Ausschusses für Rechnungsprüfung

unter Hinweis auf ihre Resolution 61/275 vom 29. Juni
2007,

nach Behandlung des Jahresberichts des Unabhängigen
beratenden Ausschusses für Rechnungsprüfung über seine
Tätigkeiten im Zeitraum vom 1. August 2010 bis 31. Juli
201130,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit
des Unabhängigen beratenden Ausschusses für Rechnungs-
prüfung;

2. bekräftigt die in der Anlage zu Resolution 61/275
enthaltene Aufgabenstellung des Unabhängigen beratenden
Ausschusses für Rechnungsprüfung;

3. erinnert an Ziffer 5 ihrer Resolution 61/275 und
unterstreicht in dieser Hinsicht die Rolle des Unabhängigen
beratenden Ausschusses für Rechnungsprüfung bei der Ge-
währleistung der operativen Unabhängigkeit des Amtes für
interne Aufsichtsdienste;

4. ermutigt die Aufsichtsorgane der Vereinten Natio-
nen, auch weiterhin Erfahrungen, Wissen, bewährte Verfah-
ren und Erkenntnisse an den Unabhängigen beratenden Aus-
schuss für Rechnungsprüfung weiterzugeben, damit der Aus-
schuss seine Rolle und seine Verantwortlichkeiten entspre-
chend seiner Aufgabenstellung besser wahrnehmen kann, un-
beschadet des jeweiligen Mandats der Aufsichtsorgane der
Vereinten Nationen;

5. verweist auf die Ziffer 6 ihrer Resolution 64/263
und

a) beschließt in dieser Hinsicht, die Anmerkungen,
Stellungnahmen und Empfehlungen, die in den Ziffern 19,

29 A/66/286 (Part I).
30 A/66/299.
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20 d), 21, 24, 42 und 43 des Anhangs zu dem Bericht des Un-
abhängigen beratenden Ausschusses für Rechnungsprüfung
über seine Tätigkeiten im Zeitraum vom 1. August 2008 bis
31. Juli 200931 enthalten sind, weiter zu behandeln;

b) ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
die Jahresberichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste ei-
ne kurze Beschreibung jeglicher Beeinträchtigung seiner Un-
abhängigkeit enthalten;

6. schließt sich den Anmerkungen, Stellungnahmen
und Empfehlungen in den Ziffern 14, 17, 18, 20, 26, 31, 37,
40, 42, 44 und 50 des Jahresberichts des Unabhängigen bera-
tenden Ausschusses für Rechnungsprüfung30 an und ersucht
den Generalsekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzu-
stellen, unter Berücksichtigung der Bestimmungen der für die
Tätigkeit des Amtes für interne Aufsichtsdienste maßgebli-
chen Resolutionen der Generalversammlung.

RESOLUTION 66/237

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/628,
Ziff. 6).

66/237. Interne Rechtspflege bei den Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf Abschnitt XI ihrer Resolution 55/258
vom 14. Juni 2001, ihre Resolutionen 57/307 vom 15. April
2003, 59/266 vom 23. Dezember 2004, 59/283 vom 13. April
2005, 61/261 vom 4. April 2007, 62/228 vom 22. Dezember
2007, 63/253 vom 24. Dezember 2008, 64/233 vom 22. De-
zember 2009 und 65/251 vom 24. Dezember 2010 sowie ihre
Beschlüsse 63/531 vom 11. Dezember 2008 und 65/513 vom
6. Dezember 2010,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs
über die interne Rechtspflege bei den Vereinten Nationen32

und die Tätigkeit des Büros für die Ombuds- und Mediations-
dienste der Vereinten Nationen33, des Berichts des Rates für
interne Rechtspflege über die interne Rechtspflege bei den
Vereinten Nationen34, des Schreibens des Präsidenten der Ge-
neralversammlung vom 4. November 2011 an den Vorsitzen-
den des Fünften Ausschusses35 und des entsprechenden Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen36,

1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalse-
kretärs über die interne Rechtspflege bei den Vereinten
Nationen32 und die Tätigkeit des Büros für die Ombuds- und
Mediationsdienste der Vereinten Nationen33;

2. bekräftigt ihre Resolutionen 61/261, 62/228,
63/253, 64/233 und 65/251 betreffend die Einrichtung des
neuen Systems der internen Rechtspflege;

3. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen36 an;

I

System der internen Rechtspflege

4. nimmt mit Anerkennung davon Kenntnis, was seit
der Einführung des neuen Systems der internen Rechtspflege
trotz der zahlreichen Schwierigkeiten bei seiner Anwendung
sowohl in Bezug auf die Aufarbeitung des Rückstands als
auch in Bezug auf die Behandlung neuer Fälle geleistet wur-
de;

5. erkennt an, dass das neue System der internen
Rechtspflege noch in Entwicklung begriffen ist und dass sei-
ne Anwendung sorgfältig überwacht werden muss, um sicher-
zustellen, dass es im Rahmen der von der Generalversamm-
lung festgelegten Parameter bleibt; 

6. betont, dass die Arbeit aller Bestandteile des neuen
Systems der internen Rechtspflege im Einklang mit der Char-
ta der Vereinten Nationen und dem von der Generalversamm-
lung gebilligten Rechts- und Regulierungsrahmen stehen
muss;

7. betont, wie wichtig der Grundsatz der richterlichen
Unabhängigkeit im System der internen Rechtspflege ist;

8. bekräftigt ihren Beschluss in Ziffer 4 der Resolu-
tion 61/261, ein neues, unabhängiges, transparentes, profes-
sionalisiertes, mit angemessenen Ressourcen ausgestattetes
und dezentralisiertes System der internen Rechtspflege einzu-
richten, das mit den einschlägigen Regeln des Völkerrechts
und den Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit und eines ord-
nungsgemäßen Verfahrens im Einklang steht und gewährleis-
tet, dass die Rechte und Pflichten der Bediensteten geachtet
werden und sowohl Führungskräfte als auch Bedienstete re-
chenschaftspflichtig sind;

9. bekräftigt außerdem, dass das Gericht der Verein-
ten Nationen für dienstrechtliche Streitigkeiten und das Beru-
fungsgericht der Vereinten Nationen im Einklang mit
Ziffer 28 der Resolution 63/253 über die ihnen in ihrem je-
weiligen Statut übertragenen Befugnisse hinaus keine weite-
ren Befugnisse haben37;

10. erklärt, dass die Gerichte, wenn sie auf die allge-
meinen Rechtsgrundsätze und die Charta zurückgreifen, da-
bei im Rahmen von und in Übereinstimmung mit ihren Statu-
ten und den einschlägigen Resolutionen der Generalver-
sammlung, Vorschriften, Regeln und Verwaltungserlassen
vorgehen müssen;

31 A/64/288.
32 A/66/275 und Corr.1.
33 A/66/224.
34 A/66/158.
35 A/C.5/66/9.
36 A/66/7/Add.6. 37 Resolution 63/253, Anlagen I und II.
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11. ersucht den Generalsekretär, alles zu tun, damit
gute Managementpraktiken institutionalisiert werden, um die
tieferen Ursachen für Streitigkeiten am Arbeitsplatz anzuge-
hen;

12. betont, wie wichtig es ist, allen Bediensteten unge-
achtet ihres Dienstorts den Zugang zum neuen System der in-
ternen Rechtspflege zu gewährleisten; 

13. bittet alle an der Anwendung und der Arbeit des
Systems der internen Rechtspflege Beteiligten, einschließlich
der Führungskräfte und der Bediensteten, dessen eingedenk
zu sein, dass das System durch Beiträge der Mitgliedstaaten
ermöglicht wurde, mit denen sichergestellt werden soll, dass
es sich auf die Beziehungen zwischen Personal und Leitung
positiv auswirkt und die Leistung der Bediensteten wie auch
der Führungskräfte verbessert;

14. verweist auf Ziffer 46 ihrer Resolution 65/251 und
die Ziffern 247 bis 293 des Berichts des Generalsekretärs
über die interne Rechtspflege bei den Vereinten Nationen32

und ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung
zur Behandlung während des Hauptteils ihrer siebenundsech-
zigsten Tagung einen aktualisierten Bericht über die mit ihrer
Überprüfung der Statuten der Gerichte zusammenhängenden
Fragen vorzulegen;

II

Informelles System

15. erkennt an, dass das informelle System der inter-
nen Rechtspflege eine effiziente und wirksame Option für Be-
dienstete ist, bei Beschwerden um Abhilfe zu ersuchen;

16. bekräftigt, dass die informelle Konfliktbeilegung
ein entscheidender Bestandteil des Systems der internen
Rechtspflege ist, betont, dass so weit wie möglich vom infor-
mellen System Gebrauch gemacht werden soll, um unnötige
Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, und ersucht in dieser Hin-
sicht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer
siebenundsechzigsten Tagung zusätzliche Maßnahmen zur
Förderung der informellen Streitbeilegung und zur Vermei-
dung unnötiger Rechtsstreitigkeiten zu empfehlen;

17. stellt fest, dass in Ziffer 5 des Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen36 auf
eine „Kultur der Rechtswegbeschreitung“ hingewiesen wird,
billigt den Rest der Ziffer und betont, wie wichtig es ist, eine
Kultur des Dialogs und der gütlichen Streitbeilegung im We-
ge des informellen Systems zu entwickeln;

18. verweist auf Ziffer 18 ihrer Resolution 65/251 be-
treffend die Schaffung eines einzigen integrierten und dezen-
tralisierten Büros der Ombudsperson für das Sekretariat und
die Fonds und Programme der Vereinten Nationen und er-
kennt an, dass in dieser Hinsicht Fortschritte erzielt worden
sind;

19. ersucht den Generalsekretär, mit den Fonds und
Programmen der Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten,
um so bald wie möglich eine überarbeitete Aufgabenbe-
schreibung für das Büro für die Ombuds- und Mediations-
dienste der Vereinten Nationen fertigzustellen, in der die Ver-

antwortung der Ombudsperson der Vereinten Nationen für
die Aufsicht über das gesamte Büro dargelegt und die Koor-
dinierung zwischen den drei Säulen des Büros verbessert
wird, und der Generalversammlung während des Hauptteils
ihrer siebenundsechzigsten Tagung einen Bericht darüber
vorzulegen;

20. verweist auf Ziffer 29 der Resolution 65/251, be-
grüßt die vom Büro für die Ombuds- und Mediationsdienste
der Vereinten Nationen informell bereitgestellten Informatio-
nen über die finanziellen und administrativen Auswirkungen
der im Wege der informellen Streitbeilegung erzielten Eini-
gungen, und ersucht das Büro, der Generalversammlung auf
ihrer siebenundsechzigsten Tagung eine weitere informelle
Unterrichtung über solche Auswirkungen zu geben;

21. begrüßt die vom Büro für die Ombuds- und Me-
diationsdienste der Vereinten Nationen abgegebenen Emp-
fehlungen zur Auseinandersetzung mit systemischen und
Querschnittsfragen und ersucht den Generalsekretär, der Ge-
neralversammlung während des Hauptteils ihrer siebenund-
sechzigsten Tagung einen Bericht mit seinen Auffassungen
zu den Empfehlungen vorzulegen;

22. begrüßt außerdem, dass die sieben Regionalbüros
für die Ombuds- und Mediationsdienste der Vereinten Natio-
nen in Bangkok, Genf, Nairobi, Santiago und Wien und in
den Friedenssicherungsmissionen in der Demokratischen Re-
publik Kongo und Sudan 2010 eingerichtet wurden und erste
positive Auswirkungen zeigen;

III

Formelles System

23. nimmt Kenntnis von Ziffer 7 des Berichts des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen36 und ersucht den Generalsekretär, alle Möglichkeiten zu
prüfen, wie unter Berücksichtigung der Besonderheiten der
Vertretung des Generalsekretärs vor den Gerichten eine kohä-
rentere Vertretung und eine effizientere Nutzung der Res-
sourcen erreicht werden können, und während des Hauptteils
ihrer siebenundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstat-
ten;

24. betont, dass für die Gerichte voll ausgestattete Ge-
richtssäle gebaut werden müssen, und ersucht den Generalse-
kretär, dringend funktionsfähige Gerichtssäle mit angemesse-
nen Einrichtungen bereitzustellen;

25. weist nachdrücklich darauf hin, dass das formelle
System der internen Rechtspflege mit angemessenen Res-
sourcen im Hinblick auf Stellen, Reisen, Verhandlungs-/
Konferenzsäle, Videokonferenzen, Tonaufzeichnungen,
Kommunikationssysteme und moderne Computer-Hardware
und -Software ausgestattet werden muss;

26. stellt fest, dass das Rechtsberatungsbüro für Be-
dienstete eine wichtige Rolle dabei wahrnimmt, Bediensteten
unabhängige und unparteiische Rechtsberatung zu erteilen,
und stellt außerdem fest, dass das Büro derzeit Bedienstete in
Streitfällen vertritt, die beim Gericht für dienstrechtliche
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Streitigkeiten in New York, Genf und Nairobi und beim Be-
rufungsgericht anhängig sind;

27. beschließt, dass das Rechtsberatungsbüro für Be-
dienstete bis zur weiteren Behandlung dieser Frage durch die
Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung
weiter die Aufgabe hat, die Bediensteten und ihre freiwilligen
Vertreter im Rahmen der in dieser Resolution festgelegten fi-
nanziellen Parameter bei der Einlegung von Beschwerden im
Wege des formellen Rechtspflegesystems zu unterstützen und
auch zu vertreten;

28. beschließt außerdem, auf ihrer siebenundsechzigs-
ten Tagung die Frage des Mandats, des Wirkungsbereichs
und der Arbeitsweise des Rechtsberatungsbüros für Bediens-
tete wiederaufzunehmen, und ersucht in dieser Hinsicht den
Generalsekretär, nach Konsultation mit dem Rat für interne
Rechtspflege und sonstigen zuständigen Organen einen um-
fassenden Bericht auszuarbeiten, in dem er unter Berücksich-
tigung aller einschlägigen Resolutionen und Berichte, ein-
schließlich der Schreiben des Sechsten Ausschusses an den
Fünften Ausschuss, und der im Bericht des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen enthaltenen
einschlägigen Empfehlungen verschiedene Optionen für die
Vertretung von Bediensteten vor den internen Gerichten vor-
schlägt, einschließlich eines detaillierten Vorschlags für ei-
nen von den Bediensteten finanzierten obligatorischen Me-
chanismus, erforderlichenfalls unter Betrachtung der Auswir-
kungen der verschiedenen Vorschläge, und ihn auf der sie-
benundsechzigsten Tagung dem Fünften wie auch dem
Sechsten Ausschuss zur Behandlung entsprechend ihren je-
weiligen Zuständigkeiten vorzulegen;

29. verweist auf Artikel 2 des Statuts des Gerichts der
Vereinten Nationen für dienstrechtliche Streitigkeiten38 und
bestätigt, dass eine nach dem Statut gegen den Generalsekre-
tär erhobene Klage eine Klage gegen den Generalsekretär als
höchsten Verwaltungsbeamten der Vereinten Nationen dar-
stellt, der für die Verwaltungsentscheidungen verantwortlich
ist, die von der Organisation oder in ihrem Namen von vom
Generalsekretär ernannten Bediensteten getroffen werden;

30. verweist außerdem auf Artikel 7 des Statuts des
Gerichts für dienstrechtliche Streitigkeiten und Artikel 6 des
Statuts des Berufungsgerichts der Vereinten Nationen39 und
ersucht beide Gerichte, ihre die Abweisung offensichtlich un-
zulässiger Fälle betreffenden Verfahren zu überprüfen;

31. beschließt, Artikel 7 Absatz 1 c) des Statuts des
Berufungsgerichts dahingehend zu ändern, dass die Frist für
die Einlegung von Berufungen gegen Urteile des Gerichts für
dienstrechtliche Streitigkeiten von 45 Tagen auf 60 Tage ver-
längert und für die Einlegung von Berufungen gegen Zwi-
schenentscheidungen eine Frist von 30 Tagen festgelegt wird;

32. verweist auf Ziffer 54 der Resolution 62/228 und
beschließt, dass die Frist für den Abschluss verwaltungsinter-

ner Kontrollen vom Gericht für dienstrechtliche Streitigkeiten
um einen Zeitraum von höchstens fünfzehn Tagen verlängert
werden kann, wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen
und beide Streitparteien zustimmen;

33. verweist außerdem auf Ziffer 28 der Resolution
63/253, bekräftigt Artikel 10 Absatz 5 b) und Absatz 7 des
Statuts des Gerichts für dienstrechtliche Streitigkeiten, billigt
die Praxis des früheren Verwaltungsgerichts der Vereinten
Nationen, Entschädigungszahlungen grundsätzlich auf höchs-
tens zwei Jahre des Nettogrundgehalts je Fall und in Ausnah-
mefällen auf höchstens drei Jahre des Nettogrundgehalts zu
begrenzen, und bekräftigt die Forderung in Artikel 10 Ab-
satz 5 b), dass das Gericht für dienstrechtliche Streitigkeiten
in allen Fällen, in denen es die Zahlung einer zwei Jahre des
Nettogrundgehalts übersteigenden Entschädigung anordnet,
klare und gut dokumentierte Gründe für diese Entscheidung
vorlegen muss;

34. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung während des Hauptteils ihrer siebenundsechzigs-
ten Tagung einen Bericht über die Praxis vorzulegen, die mit
dem Gericht für dienstrechtliche Streitigkeiten und dem Be-
rufungsgericht vergleichbare Gerichte bei anderen internatio-
nalen Organisationen und in den Mitgliedstaaten hinsichtlich
der Zuerkennung von exemplarischem oder Strafschadener-
satz verfolgen, namentlich über ihre Praxis in Bezug auf
Schadenersatz für immateriellen Schaden, seelische Leiden,
Verfahrensunregelmäßigkeiten und Verstöße gegen die
Grundsätze eines ordnungsgemäßen Verfahrens;

35. verweist auf Artikel 11 Absatz 3 des Statuts des
Gerichts für dienstrechtliche Streitigkeiten und bestätigt, dass
die Urteile des Gerichts für dienstrechtliche Streitigkeiten,
einschließlich der Urteile, Anordnungen oder Entscheidun-
gen, die der Organisation finanzielle Verpflichtungen auferle-
gen, so lange nicht vollstreckbar sind, bis die im Statut des
Berufungsgerichts vorgesehene Berufungsfrist abgelaufen ist
oder, wenn im Einklang mit dem Statut des Berufungsge-
richts Berufung eingelegt wurde, bis das Berufungsgericht
das entsprechende Berufungsverfahren im Einklang mit den
Artikeln 10 und 11 seines Statuts abgeschlossen hat;

36. verweist außerdem auf Artikel 7 des Statuts des
Gerichts für dienstrechtliche Streitigkeiten und Artikel 6 des
Statuts des Berufungsgerichts und legt den Gerichten nahe,
ihre Praxis der Konsultation bei der Erarbeitung von Ände-
rungen ihrer Verfahrensordnung40 nach Bedarf fortzusetzen
und auszuweiten;

37. verweist ferner auf Abschnitt I Ziffer 5 ihrer Reso-
lution 53/221 vom 7. April 1999, in der sie unterstrich, dass
sie die Vorrechte und Verantwortlichkeiten des Generalsekre-
tärs nach der Charta voll respektiert, und bekräftigt, dass die
Resolutionen der Generalversammlung und die Beschlüsse
der Kommission für den internationalen öffentlichen Dienst
für den Generalsekretär und die Organisation bindend sind;

38 Ebd., Anlage I.
39 Ebd., Anlage II. 40 Resolution 64/119, Anlagen I und II.
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38. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung während des Hauptteils ihrer siebenundsechzigs-
ten Tagung einen Bericht vorzulegen, der Folgendes enthält:

a) einen Vorschlag für die Umsetzung des in An-
hang II des Berichts des Generalsekretärs über die interne
Rechtspflege32 vorgeschlagenen Mechanismus für beschleu-
nigte Schiedsverfahren für Einzelauftragnehmer und Berater,
einschließlich der Kostenauswirkungen verschiedener As-
pekte des Vorschlags;

b) eine Analyse der politischen und finanziellen Aus-
wirkungen für den Fall, dass Einzelauftragnehmern und Bera-
tern, die von dem vorgeschlagenen Mechanismus für be-
schleunigte Schiedsverfahren erfasst werden, der Zugang zur
Mediation im Wege des informellen Systems gestattet wird;

39. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Gene-
ralversammlung während des Hauptteils ihrer siebenundsech-
zigsten Tagung einen Bericht über den Zugang verschiedener
Kategorien Nichtbediensteter, die von dem in Anhang II des
Berichts über die interne Rechtspflege vorgeschlagenen
Streitbeilegungsmechanismus nicht erfasst werden, zum Sys-
tem der internen Rechtspflege vorzulegen;

40. ersucht den Generalsekretär ferner, in den in Zif-
fer 39 erbetenen Bericht Informationen über die Maßnahmen
aufzunehmen, die im Hinblick auf die informellen und for-
mellen Aspekte des Systems der internen Rechtspflege vorzu-
sehen sind, um diesen Nichtbediensteten im Umgang mit
möglicherweise auftretenden Streitigkeiten behilflich zu sein;

41. verweist auf Ziffer 89 des Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen und er-
sucht den Generalsekretär, in seinen der Generalversamm-
lung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung vorzulegenden
Bericht über die interne Rechtspflege Informationen über die
konkreten Maßnahmen aufzunehmen, die ergriffen wurden,
um in Fällen, in denen angefochtene Entscheidungen zu Ent-
schädigungszahlungen an Bedienstete geführt haben, die Re-
chenschaftslegung durchzusetzen;

IV

Finanzielle Auswirkungen und
Kostenteilungsvereinbarungen

42. nimmt Kenntnis von den Ziffern 19 bis 21 des Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen36, beschließt, das Mandat der drei Ad-litem-
Richter des Gerichts für dienstrechtliche Streitigkeiten um ein
Jahr zu verlängern, mit der Möglichkeit, es vorbehaltlich ei-
ner Überprüfung um ein weiteres Jahr zu verlängern, und be-
schließt außerdem, aus Mitteln für Zeitpersonal drei Stellen
für Rechtsreferenten (P-3), zwei Stellen des Allgemeinen
Dienstes (sonstige Rangstufen) und eine Stelle des Allgemei-
nen Dienstes (Ortskraft) zur Unterstützung der Ad-litem
Richter während desselben Zeitraums zu bewilligen;

43. ersucht den Generalsekretär, alles zu tun, um den
Abschluss einer Kostenteilungsvereinbarung für das gesamte
System der internen Rechtspflege beschleunigt herbeizufüh-

ren, und der Generalversammlung während des Hauptteils ih-
rer siebenundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstat-
ten, so auch über die erwartete Kostenerstattung in Höhe von
rund 6,8 Millionen US-Dollar seitens der beteiligten Institu-
tionen der Vereinten Nationen;

V

Sonstige Fragen

44. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Gene-
ralversammlung während des Hauptteils ihrer siebenundsech-
zigsten Tagung einen Bericht vorzulegen, der Vorschläge und
Analysen für einen Mechanismus für das Vorgehen gegen
mögliche Verfehlungen von Richtern sowie zusätzliche Auf-
fassungen oder Analysen im Hinblick auf die Vorschläge in
den Berichten des Generalsekretärs über die interne Rechts-
pflege bei den Vereinten Nationen41 und den Berichten des
Rates für interne Rechtspflege42 sowie weitere Vorschläge
enthält, darunter einen Vorschlag für einen neuen Mechanis-
mus für das Vorgehen gegen solche Verfehlungen, bestehend
aus Juristen des höchsten Gerichts je eines Mitgliedstaats aus
den fünf geografischen Regionen, die von der Generalver-
sammlung ernannt oder gewählt werden, um nach Bedarf tä-
tig zu werden;

45. betont, dass der Rat für interne Rechtspflege dazu
beitragen kann, im System der internen Rechtspflege Unab-
hängigkeit, Professionalität und Rechenschaftspflicht zu ge-
währleisten, und ersucht den Generalsekretär, den Rat zu be-
auftragen, die Auffassungen des Gerichts für dienstrechtliche
Streitigkeiten wie auch des Berufungsgerichts in seine Jahres-
berichte aufzunehmen;

46. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung während des Hauptteils ihrer siebenundsechzigs-
ten Tagung in Absprache mit dem Rat für interne Rechtspfle-
ge und sonstigen zuständigen Organen einen Bericht vorzule-
gen, der seine Empfehlungen und Analysen hinsichtlich des
Vorschlags im Bericht des Rates an die Generalversammlung
auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung über einen Verhaltens-
kodex für rechtliche Vertretung43 enthält;

47. ersucht den Generalsekretär außerdem, die in den
Ziffern 14, 16, 19, 21, 23, 28, 34, 38, 39, 43, 44 und 46 erbe-
tenen Berichte in einem einzigen, umfassenden Bericht über
die interne Rechtspflege zusammenzuführen, der der Gene-
ralversammlung während des Hauptteils ihrer siebenundsech-
zigsten Tagung vorzulegen ist; 

48. bittet den Sechsten Ausschuss, die rechtlichen
Aspekte des vom Generalsekretär vorzulegenden Berichts zu
prüfen, unbeschadet der Rolle des Fünften Ausschusses als
des für Verwaltungs- und Haushaltsfragen zuständigen
Hauptausschusses.

41 A/63/314, Ziff. 73-79, und A/66/275 und Corr.1, Ziff. 55-60.
42 Siehe A/65/304, Ziff. 40, und A/66/158, Ziff. 7.
43 Siehe A/65/304, Ziff. 41.
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RESOLUTION 66/238

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/629,
Ziff. 6).

66/238. Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Personen, die für
Völkermord und andere schwere Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet 
Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie
ruandischer Staatsangehöriger, die für während 
desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von
Nachbarstaaten begangenen Völkermord und 
andere derartige Verstöße verantwortlich sind

Die Generalversammlung,

I

Zweiter Bericht über den Vollzug des Haushaltsplans des 
Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda für den 

Zweijahreszeitraum 2010-2011

nach Behandlung des zweiten Berichts des Generalse-
kretärs über den Vollzug des Haushaltsplans des Internationa-
len Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Personen, die für
Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das humani-
täre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem
1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich
sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für während
desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten
begangenen Völkermord und andere derartige Verstöße ver-
antwortlich sind, für den Zweijahreszeitraum 2010-201144

und des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen45,

unter Hinweis auf ihre Resolution 49/251 vom 20. Juli
1995 über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs für Ruanda sowie auf ihre späteren Resolutionen zu die-
ser Frage, zuletzt die Resolutionen 64/239 vom 24. Dezember
2009 und 65/252 vom 24. Dezember 2010,

1. nimmt Kenntnis von dem zweiten Bericht des Ge-
neralsekretärs über den Vollzug des Haushaltsplans des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs für Ruanda für den Zweijahres-
zeitraum 2010-201144 und dem entsprechenden Bericht des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen45;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in Abschnitt III.B des Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen an;

3. fasst den Beschluss, den in ihrer Resolution 65/252
für die Finanzierung des Gerichtshofs bewilligten Betrag von
257.804.100 US-Dollar brutto (235.327.400 Dollar netto) für

den Zweijahreszeitraum 2010-2011 um den Betrag von
722.600 Dollar brutto (1.635.600 Dollar netto) auf den Ge-
samtbetrag von 257.081.500 Dollar brutto (233.691.800 Dol-
lar netto) zu senken;

II

Haushaltsplan des Internationalen Strafgerichtshofs für 
Ruanda für den Zweijahreszeitraum 2012-2013

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs
über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs
für Ruanda für den Zweijahreszeitraum 2012-201346 und über
die revidierten Ansätze aufgrund der Auswirkungen von
Wechselkurs- und Inflationsschwankungen47,

sowie nach Behandlung der entsprechenden Berichte
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen48,

1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalse-
kretärs über die Finanzierung des Internationalen Strafge-
richtshofs für Ruanda für den Zweijahreszeitraum 2012-
201346 und über die revidierten Ansätze aufgrund der Auswir-
kungen von Wechselkurs- und Inflationsschwankungen47;

2. nimmt mit Dank Kenntnis von der Unterstützung,
die die Regierung der Vereinigten Republik Tansania für die
Arbeit des Gerichtshofs gewährt;

3. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen in
den Berichten des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen48 an;

4. erkennt an, dass es von entscheidender Bedeutung
ist, hochqualifiziertes und erfahrenes Personal mit dem ent-
sprechenden institutionellen Gedächtnis zu binden, um die
Gerichtsverfahren zu einem erfolgreichen Abschluss zu brin-
gen und die in der Arbeitsabschlussstrategie des Gerichtshofs
festgelegten Ziele zu erreichen;

5. bekundet dem Generalsekretär ihre Anerkennung
für innovative Lösungen bei der Anwendung des Personalsta-
tuts und der Personalordnung der Vereinten Nationen mit
dem Ziel, Personal zu binden;

6. bekräftigt Ziffer 5 ihrer Resolution 63/256 vom
24. Dezember 2008 und Abschnitt II Ziffer 6 ihrer Resolution
64/239 und ersucht den Generalsekretär, seine nach den gel-
tenden Regelungen in Bezug auf die Anstellungsverträge be-
stehende Befugnis auszuüben und Mitarbeitern unter Berück-
sichtigung des Bedarfs des Gerichtshofs Verträge anzubieten;

7. ersucht den Generalsekretär, dem Gerichtshof in
allen die Personalrekrutierung und -verwaltung betreffenden
Angelegenheiten auch künftig Rat zu gewähren;

44 A/66/557 und Corr.1.
45 A/66/600.

46 A/66/368 und Corr.1.
47 A/66/605.
48 A/66/600 und A/66/7/Add.22.



VI. Resolutionen aufgrund der Berichte des Fünften Ausschusses

582

8. legt dem Generalsekretär nahe, bei der Anwen-
dung der Bestimmung 12.3 der Personalordnung betreffend
Ausnahmen von der Personalordnung im Zusammenhang mit
den Beschlüssen über die Bindung der Bediensteten des Ge-
richtshofs gebührende Sorgfalt walten zu lassen, und ersucht
den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass die dem Gerichts-
hof auf der Grundlage des bestehenden Rechtsrahmens ge-
währten Ausnahmen keinen Präzedenzfall für andere Institu-
tionen der Vereinten Nationen darstellen;

9. beschließt, für das Sonderkonto für den Interna-
tionalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Personen, die
für Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das hu-
manitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen
dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verant-
wortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für
während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nach-
barstaaten begangenen Völkermord und andere derartige
Verstöße verantwortlich sind, einen Betrag von insgesamt
171.623.100 Dollar brutto (159.535.800 Dollar netto) für
den Zweijahreszeitraum 2012-2013 zu veranschlagen, wie in
der Anlage zu dieser Resolution im Einzelnen aufgeführt;

10. beschließt außerdem, dass sich die Gesamtbeiträge
für das Sonderkonto für 2012 in Höhe von 85.088.950 Dollar
wie folgt zusammensetzen:

a) 85.811.550 Dollar, entsprechend der Hälfte der ge-
schätzten Mittelbewilligungen für den Zweijahreszeitraum
2012-2013;

b) 722.600 Dollar, entsprechend der von der General-
versammlung in Abschnitt I Ziffer 3 bewilligten Kürzung der
endgültigen Mittel für den Zweijahreszeitraum 2010-2011;

11. beschließt ferner, den Betrag von 42.544.475 Dol-
lar brutto (39.066.150 Dollar netto) nach dem Beitragsschlüs-
sel für den ordentlichen Haushalt der Vereinten Nationen für
2012 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

12. beschließt, den Betrag von 42.544.475 Dollar brut-
to (39.066.150 Dollar netto) nach dem Beitragsschlüssel für
die Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen für
2012 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

13. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer
Resolution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der jeweilige
Anteil der Mitgliedstaaten an den geschätzten Einnahmen aus
der Personalabgabe in Höhe von 6.956.650 Dollar im Steuer-
ausgleichsfonds, die für den Gerichtshof für 2012 bewilligt
worden sind, auf die Veranlagung der Mitgliedstaaten nach
den Ziffern 11 und 12 anzurechnen ist.

Anlage

Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur 
Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere 
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im 
Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und 
dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruan-
discher Staatsangehöriger, die für während desselben Zeit-
raums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen 
Völkermord und andere derartige Verstöße verantwort-
lich sind, für den Zweijahreszeitraum 2012-2013

Brutto Netto

(in US-Dollar)

Geschätzte Mittelbewilligungen für 
den Zweijahreszeitraum 2012-2013 183.324.900 166.527.700

Revidierte Ansätze: Auswirkungen 
von Wechselkurs- und Inflations-
schwankungen (1.547.800) 2.794.300

Empfehlungen des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen — —

Empfehlungen des Fünften
Ausschusses (10.154.000) (9.786.200)

Geschätzte ursprüngliche Mittel-
bewilligungen für den Zweijahres-
zeitraum 2012-2013 171.623.100 159.535.800

Gesamtbeiträge für 2012 85.088.950 78.132.300

bestehend aus:

a) Mittelbedarf, entsprechend 
der Hälfte der geschätzten Mittel-
bewilligungen für den Zweijahres-
zeitraum 2012-2013 85.811.550 79.767.900

b) Mittelbedarf aufgrund der
endgültigen Mittelbewilligungen 
für den Zweijahreszeitraum 2010-
2011 (722.600) (1.635.600)

davon:

Nach dem Beitragsschlüssel für 
den ordentlichen Haushalt der 
Vereinten Nationen für 2012
veranlagte Beiträge der Mit-
gliedstaaten 42.544.475 39.066.150

Nach dem Beitragsschlüssel für 
die Friedenssicherungseinsätze 
der Vereinten Nationen für 2012 
veranlagte Beiträge der Mit-
gliedstaaten 42.544.475 39.066.150
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RESOLUTION 66/239

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/630,
Ziff. 6).

66/239. Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die 
seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugo-
slawien begangenen schweren Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht

Die Generalversammlung,

I

Zweiter Bericht über den Vollzug des Haushaltsplans des 
Internationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige
Jugoslawien für den Zweijahreszeitraum 2010-2011

nach Behandlung des zweiten Berichts des Generalse-
kretärs über den Vollzug des Haushaltsplans des Internationa-
len Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen
für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawi-
en begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre
Völkerrecht für den Zweijahreszeitraum 2010-201149 und des
entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen50,

unter Hinweis auf ihre Resolution 47/235 vom 14. Sep-
tember 1993 über die Finanzierung des Internationalen Straf-
gerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien und auf ihre spä-
teren Resolutionen zu dieser Frage, zuletzt die Resolutionen
64/240 vom 24. Dezember 2009 und 65/253 vom 24. Dezem-
ber 2010,

1. nimmt Kenntnis von dem zweiten Bericht des Ge-
neralsekretärs über den Vollzug des Haushaltsplans des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien
für den Zweijahreszeitraum 2010-201149 und dem entspre-
chenden Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen50;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in Abschnitt IV.B des Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen an;

3. fasst den Beschluss, den in ihrer Resolution 65/253
für die Finanzierung des Gerichtshofs bewilligten Betrag von
320.511.800 US-Dollar brutto (289.810.000 Dollar netto) für
den Zweijahreszeitraum 2010-2011 um den Betrag von
6.960.500 Dollar brutto (eine Senkung um 3.797.400 Dollar
netto) auf den Gesamtbetrag von 327.472.300 Dollar brutto
(286.012.600 Dollar netto) zu erhöhen;

II

Haushaltsplan des Internationalen Strafgerichtshofs
für das ehemalige Jugoslawien für den

Zweijahreszeitraum 2012-2013

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs
über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs
für das ehemalige Jugoslawien für den Zweijahreszeitraum
2012-201351 und über die revidierten Ansätze aufgrund der
Auswirkungen von Wechselkurs- und Inflationsschwankun-
gen52,

sowie nach Behandlung der entsprechenden Berichte
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen53,

1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalse-
kretärs über die Finanzierung des Internationalen Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien für den Zweijahres-
zeitraum 2012-201351 und über die revidierten Ansätze auf-
grund der Auswirkungen von Wechselkurs- und Inflations-
schwankungen52;

2. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Unter-
stützung, die die Regierung der Niederlande für die Arbeit des
Gerichtshofs gewährt;

3. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen in
den entsprechenden Berichten des Beratenden Ausschusses
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen53 an;

4. erkennt an, dass es von entscheidender Bedeutung
ist, hochqualifiziertes und erfahrenes Personal mit dem ent-
sprechenden institutionellen Gedächtnis zu binden, um die
Gerichtsverfahren zu einem erfolgreichen Abschluss zu brin-
gen und die in der Arbeitsabschlussstrategie des Gerichtshofs
festgelegten Ziele zu erreichen;

5. bekundet dem Generalsekretär ihre Anerkennung
für innovative Lösungen bei der Anwendung des Personalsta-
tuts und der Personalordnung der Vereinten Nationen mit
dem Ziel, Personal zu binden;

6. bekräftigt Ziffer 5 ihrer Resolution 63/256 vom
24. Dezember 2008 und Abschnitt II Ziffer 6 ihrer Resolution
64/239 vom 24. Dezember 2009 und ersucht den Generalse-
kretär, seine nach den geltenden Regelungen in Bezug auf die
Anstellungsverträge bestehende Befugnis auszuüben und
Mitarbeitern unter Berücksichtigung des Bedarfs des Ge-
richtshofs Verträge anzubieten;

7. ersucht den Generalsekretär, dem Gerichtshof in
allen die Personalrekrutierung und -verwaltung betreffenden
Angelegenheiten auch künftig Anleitung zu gewähren;

49 A/66/555.
50 A/66/600.

51 A/66/386 und Corr.1.
52 A/66/605.
53 A/66/600 und A/66/7/Add.22.
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8. legt dem Generalsekretär nahe, bei der Anwen-
dung der Bestimmung 12.3 der Personalordnung betreffend
Ausnahmen von der Personalordnung im Zusammenhang mit
den Beschlüssen über die Bindung der Bediensteten des Ge-
richtshofs gebührende Sorgfalt walten zu lassen, und ersucht
den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass die dem Gerichts-
hof auf der Grundlage des bestehenden Rechtsrahmens ge-
währten Ausnahmen keinen Präzedenzfall für andere Institu-
tionen der Vereinten Nationen darstellen;

9. ersucht den Generalsekretär, in seinem nächsten
Bericht klarere Ausführungen über die aus Mitteln für Zeit-
personal finanzierten befristeten Stellen und Positionen zu
machen;

10. beschließt, für das Sonderkonto für den Internatio-
nalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Verantwortlichen
für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawi-
en begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre
Völkerrecht einen Betrag von insgesamt 281.036.100 Dollar
brutto (250.814.300 Dollar netto) für den Zweijahreszeitraum
2012-2013 zu veranschlagen, wie in der Anlage zu dieser Re-
solution im Einzelnen aufgeführt;

11. beschließt außerdem, dass bei der Finanzierung
der bewilligten Mittel für den Zweijahreshaushalt 2012-2013
für das Sonderkonto die geschätzten Einnahmen in Höhe von
299.500 Dollar für den Zweijahreshaushalt zu berücksichti-
gen sind, die auf den Gesamtbetrag der bewilligten Mittel an-
gerechnet werden;

12. beschließt ferner, dass sich die Gesamtbeiträge für
das Sonderkonto für 2012 in Höhe von 147.328.800 Dollar
wie folgt zusammensetzen:

a) 140.368.300 Dollar, entsprechend der Hälfte der
geschätzten Mittelbewilligungen für den Zweijahreszeit-
raum 2012-2013, nach Berücksichtigung des Betrags von
149.750 Dollar, der der Hälfte der geschätzten Einnahmen
für den Zweijahreszeitraum in Höhe von 299.500 Dollar ent-
spricht;

b) 6.960.500 Dollar, entsprechend der von der Gene-
ralversammlung in Abschnitt I Ziffer 3 bewilligten Erhöhung
der endgültigen Mittel für den Zweijahreszeitraum 2010-
2011;

13. beschließt, den Betrag von 73.664.400 Dollar brut-
to (60.730.000 Dollar netto) nach dem Beitragsschlüssel für
den ordentlichen Haushalt der Vereinten Nationen für 2012
unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

14. beschließt außerdem, den Betrag von 73.664.400
Dollar brutto (60.730.000 Dollar netto) nach dem Beitrags-
schlüssel für die Friedenssicherungseinsätze der Vereinten
Nationen für 2012 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

15. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Reso-
lution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der jeweilige Anteil
der Mitgliedstaaten an den geschätzten Einnahmen aus der
Personalabgabe in Höhe von 25.868.800 Dollar im Steueraus-
gleichsfonds, die für den Gerichtshof für 2012 bewilligt wor-

den sind, auf ihre Veranlagung der Mitgliedstaaten nach den
Ziffern 13 und 14 anzurechnen ist.

Anlage

Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur 
Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im
Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen 
schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht für 
den Zweijahreszeitraum 2012-2013

Brutto Netto

(in US-Dollar)

Geschätzte Mittelbewilligung für den 
Zweijahreszeitraum 2012-2013 282.887.000 252.227.300

Revidierte Ansätze: Auswirkungen von 
Wechselkurs- und Inflations-
schwankungen 4.707.000 3.952.200

Empfehlungen des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen — —

Empfehlungen des Fünften Ausschusses (6.557.900) (5.365.200)

Geschätzte ursprüngliche
Mittelbewilligung für den
Zweijahreszeitraum 2012-2013 281.036.100 250.814.300

abzüglich:

Geschätzte Einnahmen für den
Zweijahreszeitraum 2012-2013 (299.500) (299.500)

Gesamtbeiträge für 2012 147.328.800 121.460.000

bestehend aus:

a) Mittelbedarf, entsprechend der 
Hälfte der geschätzten Mittelbewilligun-
gen für den Zweijahreszeitraum 2012-
2013, nach Berücksichtigung des Be-
trags von 149.750 Dollar, der der Hälfte 
der geschätzten Einnahmen für den
Zweijahreszeitraum 2012-2013 in
Höhe von 299.500 Dollar entspricht 140.368.300 125.257.400

b) Mittelbedarf aufgrund der end-
gültigen Mittelbewilligungen für den 
Zweijahreszeitraum 2010-2011 6.960.500 (3.797.400)

davon:

Nach dem Beitragsschlüssel für den
ordentlichen Haushalt der Vereinten
Nationen für 2012 veranlagte Beiträ-
ge der Mitgliedstaaten 73.664.400 60.730.000

Nach dem Beitragsschlüssel für die
Friedenssicherungseinsätze der
Vereinten Nationen für 2012 veran-
lagte Beiträge der Mitgliedstaaten 73.664.400 60.730.000
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RESOLUTION 66/240

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/631,
Ziff. 6).

66/240. Internationaler Residualmechanismus für die 
Ad-hoc-Strafgerichtshöfe

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs
über den Haushaltsplan für den Internationalen Residualme-
chanismus für die Ad-hoc-Strafgerichtshöfe für den Zweijah-
reszeitraum 2012-201354 und über die revidierten Ansätze
aufgrund der Auswirkungen von Wechselkurs- und Infla-
tionsschwankungen55,

sowie nach Behandlung der entsprechenden Berichte
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen56,

unter Hinweis auf die Resolution 1966 (2010) des Si-
cherheitsrats vom 22. Dezember 2010 betreffend die Schaf-
fung des Internationalen Residualmechanismus für die Ad-
hoc-Strafgerichtshöfe, der zwei Abteilungen umfasst, näm-
lich eine Abteilung für den Internationalen Strafgerichtshof
zur Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Ho-
heitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im
Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord
und andere derartige Verstöße verantwortlich sind, die ihre
Tätigkeit am 1. Juli 2012 aufnimmt, und eine Abteilung für
den Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Ver-
antwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemali-
gen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das
humanitäre Völkerrecht, die ihre Tätigkeit am 1. Juli 2013
aufnimmt,

1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalse-
kretärs über den Haushaltsplan für den Internationalen Resi-
dualmechanismus für die Ad-hoc-Strafgerichtshöfe für den
Zweijahreszeitraum 2012-201354 und über die revidierten An-
sätze aufgrund der Auswirkungen von Wechselkurs- und
Inflationsschwankungen55;

2. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen in
den Berichten des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen56 an;

3. legt dem Generalsekretär nahe, verstärkte An-
strengungen zur Übergabe von Fällen, mit denen der Mecha-
nismus befasst ist, an die nationale Rechtsprechung zu unter-
nehmen;

4. verweist auf Ziffer 76 des Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen57 und er-
sucht den Generalsekretär, im Rahmen des zweiten Vollzugs-
berichts über den Programmhaushaltsplan für den Zweijah-
reszeitraum über die bei der Anwendung der Regelung zur
Ämterzusammenfassung („Doppelhut“) gewonnenen Er-
kenntnisse Bericht zu erstatten;

5. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung spätestens während des zweiten Teils ihrer wieder-
aufgenommenen sechsundsechzigsten Tagung einen Bericht
vorzulegen, der detaillierte Angaben zu einem umfassenden
Projektmanagementplan für den Bau der geplanten neuen
Räumlichkeiten für das Archiv des Mechanismus in Arusha
(Vereinigte Republik Tansania) enthält, insbesondere die pro-
gramm- und funktionsbezogenen Anforderungen, einen Kon-
zeptentwurf und die wichtigsten Projektphasen vom Entwurf
über den Bau bis zur Belegung;

6. beschließt, für den gesamten Bau der geplanten
neuen Archivräumlichkeiten einen Anfangsbetrag von 3 Mil-
lionen US-Dollar zu veranschlagen;

7. genehmigt die Verwendung von Mitteln im Rah-
men des in Ziffer 6 veranschlagten Betrags allein für Ausga-
ben in Verbindung mit der Konzeptentwurfphase der geplan-
ten neuen Archivräumlichkeiten;

8. beschließt, den Mittelbedarf für das Projekt im
Kontext der Behandlung des in Ziffer 5 erbetenen Berichts zu
überprüfen;

9. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass
die im Sekretariats-Bereich Zentrale Unterstützungsdienste
angesiedelte Einheit für Immobilienmanagement außerhalb
des Amtssitzes in alle Phasen der Projektdurchführung voll
eingebunden wird;

10. beschließt, dass der Mechanismus für seine laufen-
de Tätigkeit im Zweijahreszeitraum 2012-2013 entsprechend
Tabelle 3 des Berichts des Generalsekretärs54 eine Personal-
ausstattung von 67 Stellen erhält;

11. beschließt außerdem, dass die Ausgaben des Me-
chanismus aus zusätzlichen Mitteln auf der Grundlage der
veranlagten Beiträge zu bestreiten und über ein eigenes Son-
derkonto zu finanzieren sind;

12. beschließt ferner, auf dem Sonderkonto für den In-
ternationalen Residualmechanismus für die Ad-hoc-Strafge-
richtshöfe für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 einen Be-
trag in Höhe von insgesamt 49.771.700 Dollar brutto
(47.325.100 Dollar netto) zu veranschlagen, in dem der in
Ziffer 6 genannte Betrag enthalten ist, wie in der Anlage zu
dieser Resolution im Einzelnen aufgeführt;

13. beschließt, dass sich die Gesamtbeiträge für 2012
für das Sonderkonto auf 24.885.850 Dollar belaufen werden,

54 A/66/537 und Corr.1.
55 A/66/605.
56 A/66/600 und A/66/7/Add.22. 57 A/66/600.
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was der Hälfte der geschätzten Mittelbewilligung für den
Zweijahreszeitraum 2012-2013 entspricht;

14. beschließt außerdem, den Betrag von
12.442.925 Dollar brutto (11.831.275 Dollar netto) nach dem
Beitragsschlüssel für den ordentlichen Haushalt der Verein-
ten Nationen für 2012 unter den Mitgliedstaaten zu veranla-
gen;

15. beschließt ferner, den Betrag von 12.442.925 Dol-
lar brutto (11.831.275 Dollar netto) nach dem Beitragsschlüs-
sel für die Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Natio-
nen für 2012 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

16. beschließt, dass im Einklang mit ihrer Resolution
973 (X) vom 15. Dezember 1955 der jeweilige Anteil der
Mitgliedstaaten an den geschätzten Einnahmen aus der Perso-
nalabgabe in Höhe von 1.223.300 Dollar im Steueraus-
gleichsfonds, die für den Mechanismus für 2012 gebilligt
worden sind, auf ihre Veranlagung nach den Ziffern 14 und
15 anzurechnen ist.

Anlage

Finanzierung des Internationalen Residualmechanismus 
für die Ad-hoc-Strafgerichtshöfe für den Zweijahreszeit-
raum 2012-2013

RESOLUTION 66/241

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/632,
Ziff. 6).

66/241. Finanzierung der Interims-Sicherheitstruppe der 
Vereinten Nationen für Abyei

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs
über die Finanzierung der Interimstruppe der Vereinten Na-
tionen für Abyei58 und des entsprechenden Berichts des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen59,

unter Hinweis auf die Resolution 1990 (2011) des Si-
cherheitsrats vom 27. Juni 2011, mit der der Rat die Interims-
Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei für einen
Zeitraum von sechs Monaten einrichtete,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 65/257 B vom
30. Juni 2011, in der sie den Generalsekretär ermächtigte, auf
die für die Mission der Vereinten Nationen in Sudan bewillig-
ten Mittel zurückzugreifen, wenn er für den Zeitraum vom
1. Juli bis 31. Dezember 2011 Verpflichtungen für die Inter-
ims-Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei und
alle weiteren vom Sicherheitsrat vor dem 31. Dezember 2011
zur Unterstützung der Durchführung des Umfassenden Frie-
densabkommens60 eingerichteten Missionen eingeht,

in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII)
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen,

eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Truppe
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie
ihren Aufgaben nach der entsprechenden Resolution des Si-
cherheitsrats nachkommen kann,

1. ersucht den Generalsekretär, den Missionsleiter zu
beauftragen, künftige Haushaltsvoranschläge im vollen Ein-
klang mit den Bestimmungen der Resolutionen der General-
versammlung 59/296 vom 22. Juni 2005, 60/266 vom 30. Juni
2006, 61/276 vom 29. Juni 2007, 64/269 vom 24. Juni 2010
und 65/289 vom 30. Juni 2011 sowie anderer einschlägiger
Resolutionen auszuarbeiten;

2. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, de-
nen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten
zusätzliche Belastungen erwachsen;

3. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und ad-

Brutto Netto

(in US-Dollar)

Geschätzte Mittelbewilligungen für 
den Zweijahreszeitraum
2012-2013 55.051.400 51.198.800

Revidierte Ansätze: Auswirkungen 
von Wechselkurs- und
Inflationsschwankungen (1.258.100) (20.500)

Empfehlungen des Beratenden
Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen — —

Empfehlungen des Fünften
Ausschusses (4.021.600) (3.853.200)

Geschätzte ursprüngliche
Mittelbewilligungen für den
Zweijahreszeitraum 2012-2013 49.771.700 47.325.100

Gesamtbeiträge für 2012 24.885.850 23.662.550

davon:

Nach dem Beitragsschlüssel für 
den ordentlichen Haushalt der
Vereinten Nationen für 2012
veranlagte Beiträge der
Mitgliedstaaten 12.442.925 11.831.275

Nach dem Beitragsschlüssel für 
die Friedenssicherungseinsätze 
der Vereinten Nationen für 2012 
veranlagte Beiträge der
Mitgliedstaaten 12.442.925 11.831.275

58 A/66/526.
59 A/66/576.
60 S/2005/78, Anlage.
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ministrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu
behandeln sind;

4. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind,
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können;

5. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
den Entwürfen der Friedenssicherungshaushalte die entspre-
chenden Mandate der beschlussfassenden Organe zugrunde
liegen;

6. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen59 an und ersucht den Generalsekretär, ihre
vollständige Umsetzung sicherzustellen;

7. ersucht den Generalsekretär, für die vollständige
Durchführung der einschlägigen Bestimmungen ihrer Reso-
lutionen 59/296, 60/266, 61/276, 64/269 und 65/289 zu sor-
gen;

8. ersucht den Generalsekretär außerdem, alles Er-
forderliche zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Trup-
pe so effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird;

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 2011 
bis 30. Juni 2012

9. ermächtigt den Generalsekretär, zum Zweck der
Verbuchung der die Truppe betreffenden Einnahmen und
Ausgaben ein Sonderkonto für die Truppe einzurichten;

10. beschließt, auf dem Sonderkonto für die Interims-
Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei für den
Zeitraum vom 1. Juli 2011 bis 30. Juni 2012 den Betrag von
175.500.000 US-Dollar für die Aufrechterhaltung der Truppe
zu veranschlagen;

Finanzierung der bewilligten Mittel

11. beschließt außerdem, von dem Betrag von
482.460.550 Dollar, der gemäß ihrer Resolution 65/257 B be-
reits für die Mission der Vereinten Nationen in Sudan, die In-
terims-Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei
und die Mission der Vereinten Nationen in Südsudan entspre-
chend den in Resolution 64/249 der Generalversammlung
vom 24. Dezember 2009 aktualisierten Kategorien und unter
Berücksichtigung des in ihrer Resolution 64/248 vom 24. De-
zember 2009 festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr
2011 veranlagt wurde, einen Betrag von insgesamt
67.013.400 Dollar auf dem Sonderkonto zu verbuchen;

12. beschließt ferner, auf dem Sonderkonto den Betrag
von 1.363.800 Dollar zu verbuchen, der dem jeweiligen An-
teil der Mitgliedstaaten an dem Saldo der geschätzten Einnah-
men aus der Personalabgabe im Steuerausgleichsfonds ent-
spricht, der für die Truppe bewilligt und gemäß Resolution
65/257 B und im Einklang mit ihrer Resolution 973 (X) vom
15. Dezember 1955 bereits auf die Veranlagung unter den
Mitgliedstaaten angerechnet wurde;

13. beschließt, den Betrag von 18.849.503 Dollar für
den Zeitraum vom 1. Juli bis 27. Dezember 2011 entspre-
chend den in Resolution 64/249 der Generalversammlung ak-
tualisierten Kategorien und unter Berücksichtigung des in Re-
solution 64/248 festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr
2011 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

14. beschließt außerdem, vorbehaltlich eines Be-
schlusses des Sicherheitsrats, das Mandat der Truppe zu ver-
längern, den Betrag von 89.637.097 Dollar für den Zeitraum
vom 28. Dezember 2011 bis 30. Juni 2012 entsprechend den
in Resolution 64/249 der Generalversammlung aktualisierten
Kategorien und unter Berücksichtigung des in Resolution
64/248 festgelegten Beitragsschlüssels für die Jahre 2011 und
2012 zu einem monatlichen Satz von 14.625.000 Dollar unter
den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

15. betont, dass Friedenssicherungsmissionen nicht
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden dürfen;

16. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätz-
liche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesam-
ten Personals zu gewährleisten, das unter dem Dach der Ver-
einten Nationen an der Truppe beteiligt ist, eingedenk der Zif-
fern 5 und 6 der Resolution 1502 (2003) des Sicherheitsrats
vom 26. August 2003;

17. bittet um freiwillige Beiträge für die Truppe in
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten
sind;

18. beschließt, den Punkt „Finanzierung der Interims-
Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei“ auf ih-
rer sechsundsechzigsten Tagung weiter zu behandeln.

RESOLUTION 66/242

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/633,
Ziff. 6).

66/242. Finanzierung der Operation der Vereinten
Nationen in Côte d’Ivoire

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs
über die Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen
in Côte d’Ivoire61 und des entsprechenden Berichts des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen62,

unter Hinweis auf die Resolution 2000 (2011) des Si-
cherheitsrats vom 27. Juli 2011, mit der der Rat das Mandat
der Operation bis zum 31. Juli 2012 verlängerte,

61 A/66/529.
62 A/66/612.
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sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/310 vom
18. Juni 2004 über die Finanzierung der Operation und ihre
späteren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution
65/294 vom 30. Juni 2011,

1. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen in
dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen62 an;

Finanzierungsregelungen für den Zeitraum vom 1. Juli 
2011 bis 30. Juni 2012

2. beschließt, auf dem Sonderkonto für die Operation
der Vereinten Nationen in Côte d’Ivoire für den Zeitraum
vom 1. Juli 2011 bis 30. Juni 2012 den Betrag von
159.235.000 US-Dollar für die Aufrechterhaltung der Opera-
tion zu veranschlagen, zusätzlich zu dem gemäß ihrer Resolu-
tion 65/294 für denselben Zeitraum bereits veranschlagten
Betrag von 517.850.700 Dollar, der sich zusammensetzt aus
dem Betrag von 486.726.400 Dollar für die Aufrechterhal-
tung der Operation, dem Betrag von 26.374.200 Dollar für
den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und dem Betrag von
4.750.100 Dollar für die Versorgungsbasis der Vereinten Na-
tionen in Brindisi (Italien);

Finanzierung der bewilligten Mittel

3. beschließt außerdem, unter Berücksichtigung des
gemäß ihrer Resolution 65/294 für den Zeitraum vom 1. Juli
2011 bis 30. Juni 2012 bereits veranlagten Betrags von
517.850.700 Dollar den zusätzlichen Betrag von 159.235.000
Dollar für denselben Zeitraum entsprechend den in der Reso-
lution 64/249 der Generalversammlung vom 24. Dezember
2009 aktualisierten Kategorien und unter Berücksichtigung
des in ihrer Resolution 64/248 vom 24. Dezember 2009 fest-
gelegten Beitragsschlüssels für die Jahre 2011 und 2012 unter
den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

4. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Reso-
lution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 der jeweilige Anteil
der Mitgliedstaaten an dem Betrag von 780.900 Dollar im
Steuerausgleichsfonds, der den für die Operation bewilligten
geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe entspricht,
auf ihre Veranlagung nach Ziffer 3 anzurechnen ist;

5. beschließt, den Punkt „Finanzierung der Operation
der Vereinten Nationen in Côte d’Ivoire“ auf ihrer sechsund-
sechzigsten Tagung weiter zu behandeln.

RESOLUTION 66/243

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/634,
Ziff. 6).

66/243. Finanzierung der Mission der Vereinten
Nationen in Südsudan

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs
über die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in

Südsudan63 und des entsprechenden Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen64,

unter Hinweis auf die Resolution 1978 (2011) des Si-
cherheitsrats vom 27. April 2011, in der er die Absicht be-
kannt gab, eine Nachfolgemission für die Mission der Verein-
ten Nationen in Sudan einzurichten,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 1996 (2011) des
Sicherheitsrats vom 8. Juli 2011, mit der der Rat mit Wirkung
vom 9. Juli 2011 die Mission der Vereinten Nationen in Süd-
sudan zunächst für einen Zeitraum von einem Jahr einrichte-
te, mit der Absicht, sie nach Bedarf um weitere Zeiträume zu
verlängern,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 65/257 B vom
30. Juni 2011, in der sie den Generalsekretär ermächtigte, auf
die für die Mission der Vereinten Nationen in Sudan bewillig-
ten Mittel zurückzugreifen, wenn er für den Zeitraum vom
1. Juli bis 31. Dezember 2011 Verpflichtungen für die Inte-
rims-Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei und
alle weiteren vom Sicherheitsrat vor dem 31. Dezember 2011
zur Unterstützung der Durchführung des Umfassenden Frie-
densabkommens65 eingerichteten Missionen eingeht, worin
sie von der in Resolution 1978 (2011) bekundeten Absicht
des Sicherheitsrats Kenntnis nahm, eine Nachfolgemission
für die Mission der Vereinten Nationen in Sudan einzurich-
ten, und worin sie außerdem den Generalsekretär ermächtig-
te, auf die für die Mission bewilligten Mittel zurückzugreifen,
wenn er für den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2011
Verpflichtungen für eine Nachfolgemission eingeht,

in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII)
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen,

eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission
der Vereinten Nationen in Südsudan mit den erforderlichen
Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren Aufgaben nach
der entsprechenden Resolution des Sicherheitsrats nachkom-
men kann,

1. ersucht den Generalsekretär, die Missionsleiterin
zu beauftragen, künftige Haushaltsvoranschläge im vollen
Einklang mit den Bestimmungen der Resolutionen der Gene-
ralversammlung 59/296 vom 22. Juni 2005, 60/266 vom
30. Juni 2006, 61/276 vom 29. Juni 2007, 64/269 vom 24. Ju-
ni 2010 und 65/289 vom 30. Juni 2011 sowie anderer ein-
schlägiger Resolutionen auszuarbeiten;

2. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, de-
nen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten
zusätzliche Belastungen erwachsen;

63 A/66/532.
64 A/66/592.
65 S/2005/78, Anlage.
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3. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und ad-
ministrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu
behandeln sind;

4. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind,
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können;

5. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
den Entwürfen der Friedenssicherungshaushalte die entspre-
chenden Mandate der beschlussfassenden Organe zugrunde
liegen;

6. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen64 an und ersucht den Generalse-
kretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen;

7. nimmt Kenntnis von der Anwendung des standar-
disierten Finanzierungsmodells bei der Aufstellung des Haus-
haltsplans und ersucht in dieser Hinsicht den Generalsekretär,
im Rahmen des Haushaltsvollzugsberichts für die Mission
der Vereinten Nationen in Südsudan Analysen der ersten An-
wendung des Modells und die dabei gewonnenen Erkenntnis-
se vorzulegen;

8. ersucht den Generalsekretär, für die vollständige
Durchführung der einschlägigen Bestimmungen ihrer Reso-
lutionen 59/296, 60/266, 61/276, 64/269 und 65/289 zu sor-
gen;

9. ersucht den Generalsekretär außerdem, alles Er-
forderliche zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mis-
sion so effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird;

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 2011 
bis 30. Juni 2012

10. ermächtigt den Generalsekretär, zum Zweck der
Verbuchung der die Mission betreffenden Einnahmen und
Ausgaben ein Sonderkonto für die Mission einzurichten;

11. beschließt, auf dem Sonderkonto für die Mission
der Vereinten Nationen in Südsudan für den Zeitraum
vom 1. Juli 2011 bis 30. Juni 2012 den Betrag von
722.129.600 US-Dollar für die Aufrechterhaltung der Mis-
sion zu veranschlagen;

Finanzierung der bewilligten Mittel

12. beschließt außerdem, von dem Betrag von
482.460.550 Dollar, der gemäß ihrer Resolution 65/257 B
bereits für die Mission der Vereinten Nationen in Sudan, die
Interims-Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei
und die Mission der Vereinten Nationen in Südsudan
entsprechend den in Resolution 64/249 der Generalversamm-
lung vom 24. Dezember 2009 aktualisierten Kategorien und
unter Berücksichtigung des in ihrer Resolution 64/248 vom
24. Dezember 2009 festgelegten Beitragsschlüssels für das
Jahr 2011 veranlagt wurde, einen Gesamtbetrag von
277.915.150 Dollar auf dem Sonderkonto zu verbuchen;

13. beschließt ferner, auf dem Sonderkonto den Betrag
von 8.874.300 Dollar zu verbuchen, der dem jeweiligen An-
teil der Mitgliedstaaten an dem Saldo der geschätzten Einnah-
men aus der Personalabgabe im Steuerausgleichsfonds ent-
spricht, die für die Mission der Vereinten Nationen in Sudan
bewilligt und gemäß Resolution 65/257 B und im Einklang
mit ihrer Resolution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 bereits
auf die Veranlagung unter den Mitgliedstaaten angerechnet
wurden;

14. beschließt, den Betrag von 444.214.450 Dollar für
den Zeitraum vom 9. Juli 2011 bis 30. Juni 2012 entsprechend
den in Resolution 64/249 der Generalversammlung aktuali-
sierten Kategorien und unter Berücksichtigung des in Resolu-
tion 64/248 festgelegten Beitragsschlüssels für die Jahre 2011
und 2012 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

15. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer
Resolution 973 (X) der jeweilige Anteil der Mitgliedstaaten
an dem Betrag von 1.202.520 Dollar im Steuerausgleichs-
fonds, der dem Saldo der für die Mission bewilligten ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von
10.076.820 Dollar entspricht, auf ihre Veranlagung nach Zif-
fer 14 anzurechnen ist;

16. betont, dass Friedenssicherungsmissionen nicht
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden dürfen;

17. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätz-
liche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesam-
ten Personals zu gewährleisten, das unter dem Dach der Ver-
einten Nationen an der Mission beteiligt ist, eingedenk der
Ziffern 5 und 6 der Resolution 1502 (2003) des Sicherheits-
rats vom 26. August 2003;

18. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten
sind;

19. beschließt, den Punkt „Finanzierung der Mission
der Vereinten Nationen in Südsudan“ auf ihrer sechsundsech-
zigsten Tagung weiter zu behandeln.

RESOLUTION 66/244

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/635,
Ziff. 6).

66/244. Finanzierung der Mission der Vereinten
Nationen in Sudan

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs
über die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in
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Sudan66 und des entsprechenden Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen67,

unter Hinweis auf die Resolution 1997 (2011) des Si-
cherheitsrats vom 11. Juli 2011, mit der der Rat beschloss, die
Mission der Vereinten Nationen in Sudan mit Wirkung vom
11. Juli 2011 abzuziehen, und den Generalsekretär aufforder-
te, den Abzug des gesamten uniformierten und zivilen Perso-
nals der Mission, soweit es nicht für die Liquidation der Mis-
sion erforderlich ist, bis zum 31. August 2011 abzuschließen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 59/292 vom
21. April 2005 über die Finanzierung der Mission der Verein-
ten Nationen in Sudan und ihre späteren diesbezüglichen Re-
solutionen, zuletzt Resolution 65/257 B vom 30. Juni 2011, in
der die Generalversammlung den Generalsekretär ermächtig-
te, auf die für die Mission bewilligten Mittel zurückzugreifen,
wenn er für den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2011
Verpflichtungen für die Interims-Sicherheitstruppe der Ver-
einten Nationen für Abyei und alle weiteren vom Sicherheits-
rat vor dem 31. Dezember 2011 zur Unterstützung der Durch-
führung des Umfassenden Friedensabkommens68 eingerichte-
ten Missionen eingeht, worin sie von der in Resolution 1978
(2011) bekundeten Absicht des Rates Kenntnis nahm, eine
Nachfolgemission für die Mission der Vereinten Nationen in
Sudan einzurichten, und worin sie außerdem den Generalse-
kretär ermächtigte, auf die für die Mission bewilligten Mittel
zurückzugreifen, wenn er für den Zeitraum vom 1. Juli bis
31. Dezember 2011 Verpflichtungen für eine Nachfolgemis-
sion eingeht,

1. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen67 an und ersucht den Generalse-
kretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen;

2. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu der
Mission der Vereinten Nationen in Sudan per 19. Dezember
2011, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen, die
etwa 3 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge entspre-
chen, vermerkt mit Besorgnis, dass nur fünfundfünfzig Mit-
gliedstaaten ihre Beiträge vollständig entrichtet haben, und
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere diejenigen
mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung
ihrer noch ausstehenden Beiträge sicherzustellen;

3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre Beiträ-
ge vollständig entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten nachdrücklich auf, alles zu tun, um sicherzustel-
len, dass ihre Beiträge für die Mission vollständig entrichtet
werden;

4. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen des
Haushaltsvollzugsberichts für die Mission detaillierte Infor-
mationen über die Verwaltung der Kündigungsentschädigung
vorzulegen;

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 2011 
bis 30. Juni 2012

5. beschließt, die gemäß ihrer Resolution 65/257 B
für die Aufrechterhaltung der Mission im Zeitraum vom 1. Ju-
li bis 31. Dezember 2011 bewilligten Haushaltsmittel in Höhe
von 482.460.550 US-Dollar um 344.928.550 Dollar auf den
Betrag von 137.532.000 Dollar für den Abzug und die admi-
nistrative Liquidation der Mission im Zeitraum vom 1. Juli
2011 bis 30. Juni 2012 zu verringern;

Finanzierung der bewilligten Mittel

6. beschließt außerdem, von dem Betrag von
482.460.550 Dollar, der gemäß ihrer Resolution 65/257 B be-
reits für die Mission, die Interims-Sicherheitstruppe der Ver-
einten Nationen für Abyei und die Mission der Vereinten Na-
tionen in Südsudan entsprechend den in Resolution 64/249
der Generalversammlung vom 24. Dezember 2009 aktuali-
sierten Kategorien und unter Berücksichtigung des in ihrer
Resolution 64/248 vom 24. Dezember 2009 festgelegten Bei-
tragsschlüssels für das Jahr 2011 veranlagt wurde, einen Ge-
samtbetrag von 137.532.000 Dollar auf dem Sonderkonto für
die Mission der Vereinten Nationen in Sudan zu verbuchen;

7. beschließt ferner, die gemäß ihrer Resolution
65/257 B für die Aufrechterhaltung der Mission der Vereinten
Nationen in Sudan im Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember
2011 bewilligten geschätzten Einnahmen aus der Personalab-
gabe in Höhe von 13.715.800 Dollar um 10.238.100 Dollar
auf 3.477.700 Dollar zu verringern;

8. nimmt Kenntnis von dem Restbetrag der geschätz-
ten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von
10.238.100 Dollar;

9. beschließt, den Punkt „Finanzierung der Mission
der Vereinten Nationen in Sudan“ auf ihrer sechsundsech-
zigsten Tagung weiter zu behandeln.

RESOLUTIONEN 66/245 A und B

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/636,
Ziff. 7).

66/245. Programmhaushaltsplan für den Zweijahres-
zeitraum 2010-2011

A
ENDGÜLTIGE MITTEL FÜR DEN

ZWEIJAHRESHAUSHALT 2010-2011

Die Generalversammlung

1. nimmt Kenntnis von dem zweiten Bericht des General-
sekretärs über den Vollzug des Programmhaushaltsplans für
den Zweijahreszeitraum 2010-201169 und schließt sich den
Bemerkungen und Empfehlungen in dem entsprechenden Be-
richt des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen70 an;

66 A/66/519.
67 A/66/575.
68 S/2005/78, Anlage.

69 A/66/578 und Corr.1.
70 A/66/611.
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2. trifft für den Zweijahreshaushalt 2010-2011 den folgenden Beschluss:

a) Der von ihr in ihrer Resolution 65/260 A vom 24. Dezember 2010 bewilligte Be-
trag von 5.367.234.700 US-Dollar wird um 49.199.000 Dollar wie folgt erhöht:

In Resolution
65/260 A

bewilligter
Betrag

Erhöhung
(bzw. Verrin-

gerung)
Endgültiger

Betrag

Kapitel (in US-Dollar)

Einzelplan I. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung

1. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und
Koordinierung 101.770.300 6.280.500 108.050.800

2. Angelegenheiten der Generalversammlung
und des Wirtschafts- und Sozialrats sowie
Konferenzmanagement 672.835.300 16.409.200 689.244.500

Einzelplan I insgesamt 774.605.600 22.689.700 797.295.300

Einzelplan II. Politische Angelegenheiten

3. Politische Angelegenheiten 1.313.276.700 (3.814.800) 1.309.461.900

4. Abrüstung 22.134.800 393.400 22.528.200

5. Friedenssicherungseinsätze 112.903.800 (3.911.500) 108.992.300

6. Friedliche Nutzung des Weltraums 8.023.000 634.100 8.657.100

Einzelplan II insgesamt 1.456.338.300 (6.698.800) 1.449.639.500

Einzelplan III. Internationale Rechtspflege und Völkerrecht

7. Internationaler Gerichtshof 46.605.800 (30.900) 46.574.900

8. Rechtsangelegenheiten 45.396.500 978.900 46.375.400

Einzelplan III insgesamt 92.002.300 948.000 92.950.300

Einzelplan IV. Internationale Entwicklungszusammenarbeit

9. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 159.110.900 (684.100) 158.426.800

10. Am wenigsten entwickelte Länder,
Binnenentwicklungsländer und kleine
Inselentwicklungsländer 7.406.100 (121.800) 7.284.300

11. Unterstützung der Vereinten Nationen für die
Neue Partnerschaft für die Entwicklung
Afrikas 12.641.000 (2.461.900) 10.179.100

12. Handel und Entwicklung 136.629.800 10.840.900 147.470.700

13. Internationales Handelszentrum
UNCTAD/WTO 31.793.300 4.464.200 36.257.500

14. Umwelt 14.211.300 673.600 14.884.900

15. Menschliche Siedlungen 20.564.700 1.701.000 22.265.700

16. Internationale Drogenkontrolle,
Verbrechens- und Terrorismusprävention
und Strafrechtspflege

39.191.100 3.674.300 42.865.400



VI. Resolutionen aufgrund der Berichte des Fünften Ausschusses

592

In Resolution
65/260 A

bewilligter
Betrag

Erhöhung
(bzw. Verrin-

gerung)
Endgültiger

Betrag

Kapitel (in US-Dollar)

37. Einheit der Vereinten Nationen für
Gleichstellung und Ermächtigung der Frauen
(UN-Frauen) 6.957.100 (479.100) 6.478.000

Einzelplan IV insgesamt 428.505.300 17.607.100 446.112.400

Einzelplan V. Regionale Entwicklungszusammenarbeit

17. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in
Afrika 123.662.500 (11.306.600) 112.355.900

18. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in
Asien und im Pazifik 98.326.800 2.320.400 100.647.200

19. Wirtschaftliche Entwicklung in Europa 65.547.100 6.427.100 71.974.200

20. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in
Lateinamerika und der Karibik 110.129.900 7.991.800 118.121.700

21. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in
Westasien 63.298.400 1.788.300 65.086.700

22. Reguläres Programm der Technischen
Zusammenarbeit 52.246.200 (2.615.300) 49.630.900

Einzelplan V insgesamt 513.210.900 4.605.700 517.816.600

Einzelplan VI. Menschenrechte und humanitäre Angelegenheiten

23. Menschenrechte 141.191.400 8.084.400 149.275.800

24. Internationaler Schutz, dauerhafte Lösungen
und Hilfe für Flüchtlinge 83.717.500 (18.100) 83.699.400

25. Palästinaflüchtlinge 43.712.400 4.697.100 48.409.500

26. Humanitäre Hilfe 29.399.900 96.800 29.496.700

Einzelplan VI insgesamt 298.021.200 12.860.200 310.881.400

Einzelplan VII. Öffentlichkeitsarbeit

27. Öffentlichkeitsarbeit 184.996.600 246.800 185.243.400

Einzelplan VII insgesamt 184.996.600 246.800 185.243.400

Einzelplan VIII. Gemeinsame Unterstützungsdienste

28A. Büro des Untergeneralsekretärs für
Management 26.126.100 375.500 26.501.600

28B. Bereich Programmplanung, Haushalt und 
Rechnungswesen 38.552.500 (1.253.300) 37.299.200

28C. Bereich Personalmanagement 74.614.600 221.700 74.836.300

28D. Bereich Zentrale Unterstützungsdienste 174.871.100 1.936.800 176.807.900

28E. Verwaltung, Genf 126.778.700 15.013.900 141.792.600

28F. Verwaltung, Wien 39.127.000 1.380.400 40.507.400

28G. Verwaltung, Nairobi 29.136.300 (200.700) 28.935.600



VI. Resolutionen aufgrund der Berichte des Fünften Ausschusses

593

b) der Generalsekretär wird ermächtigt, mit Zustimmung des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen Mittel zwischen einzelnen Haushaltskapiteln um-
zuschichten;

c) zusätzlich zu den in Buchstabe a) bewilligten Mitteln wird für jedes Jahr des
Zweijahreszeitraums 2010-2011 aus dem aufgelaufenen Einkommen des Bibliotheksausstat-
tungsfonds ein Betrag von 75.000 Dollar zum Ankauf von Büchern, Zeitschriften, Karten und
Bibliotheksausstattungsgegenständen sowie für andere mit den Zielen und Bestimmungen
des Fonds im Einklang stehende Ausgaben der Bibliothek im Palais des Nations in Genf be-
willigt.

In Resolution
65/260 A

bewilligter
Betrag

Erhöhung
(bzw. Verrin-

gerung)
Endgültiger

Betrag

Kapitel (in US-Dollar)

29. Amt für Informations- und Kommunikations-
technologie 72.120.000 (684.800) 71.435.200

Einzelplan VIII insgesamt 581.326.300 16.789.500 598.115.800

Einzelplan IX. Interne Aufsicht

30. Interne Aufsicht 38.925.000 (3.769.200) 35.155.800

Einzelplan IX insgesamt 38.925.000 (3.769.200) 35.155.800

Einzelplan X. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten und Sonderausgaben

31. Gemeinsam finanzierte Verwaltungs-
tätigkeiten 11.993.400 (1.459.400) 10.534.000

32. Sonderausgaben 114.134.100 (3.935.600) 110.198.500

Einzelplan X insgesamt 126.127.500 (5.395.000) 120.732.500

Einzelplan XI. Ausgaben betreffend das Anlagevermögen

33. Bau-, Umbau- und Verbesserungsarbeiten
sowie größere Instandhaltungsarbeiten 60.326.800 480.200 60.807.000

Einzelplan XI insgesamt 60.326.800 480.200 60.807.000

Einzelplan XII. Sicherheit

34. Sicherheit 238.447.700 (6.892.900) 231.554.800

Einzelplan XII insgesamt 238.447.700 (6.892.900) 231.554.800

Einzelplan XIII. Entwicklungskonto

35. Entwicklungskonto 23.651.300 — 23.651.300

Einzelplan XIII insgesamt 23.651.300 — 23.651.300

Einzelplan XIV. Personalabgabe

36. Personalabgabe 550.749 900 (4.272.300) 546.477.600

Einzelplan XIV insgesamt 550.749.900 (4.272.300) 546.477.600

Gesamtsumme 5.367.234.700 49.199.000 5.416.433.700



VI. Resolutionen aufgrund der Berichte des Fünften Ausschusses

594

B

ENDGÜLTIGE EINNAHMENSCHÄTZUNGEN FÜR DEN
ZWEIJAHRESHAUSHALT 2010-2011

Die Generalversammlung

trifft für den Zweijahreshaushalt 2010-2011 den folgenden Beschluss:

a) Die von ihr in ihrer Resolution 65/260 B vom 24. Dezember 2010 gebilligten Ein-
nahmenschätzungen in Höhe von 592.971.800 US-Dollar werden um 8.308.000 Dollar wie
folgt erhöht:

b) die Einnahmen aus der Personalabgabe werden gemäß Resolution 973 (X) der
Generalversammlung vom 15. Dezember 1955 dem Steuerausgleichsfonds gutgeschrieben;

c) in den Haushaltsbewilligungen nicht vorgesehene Ausgaben, die direkt zulasten
der Postverwaltung der Vereinten Nationen, der Besucherdienste, der Kantinen und damit zu-
sammenhängenden Dienste, des Garagenbetriebs, der Fernsehdienste und des Verkaufs von
Publikationen gehen, werden mit den bei diesen Tätigkeiten erzielten Einnahmen verrechnet.

RESOLUTION 66/246

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011, ohne Abstimmung, auf Empfeh-
lung des Ausschusses (A/66/637, Ziff. 44).

66/246. Fragen im Zusammenhang mit dem Entwurf des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2012-2013

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 60/283 vom 7. Juli 2006, 64/243 vom 24. Dezem-
ber 2009 und 64/260 vom 29. März 2010,

in Bekräftigung ihrer Resolutionen 41/213 vom 19. Dezember 1986, 42/211 vom
21. Dezember 1987, 45/248 B, Abschnitt VI, vom 21. Dezember 1990, 55/231 vom 23. De-
zember 2000, 56/253 vom 24. Dezember 2001, 58/269 und 58/270 vom 23. Dezember 2003,
59/276, Abschnitt XI, vom 23. Dezember 2004, 61/263 vom 4. April 2007, 62/236 vom
22. Dezember 2007, 63/262 und 63/266 vom 24. Dezember 2008, 64/243, 64/260 und 65/262
vom 24. Dezember 2010,

sowie in Bekräftigung des jeweiligen Mandats des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen und des Programm- und Koordinierungsausschusses bei der
Behandlung des Entwurfs des Programmhaushaltsplans,

In Resolution
65/260 B

bewilligter
Betrag

Erhöhung
(bzw. Verrin-

gerung)
Endgültige
Schätzung

Einnahmenkapitel (in US-Dollar)

1. Einnahmen aus der Personalabgabe 555.041.000 (5.617.400) 549.423.600

Einnahmenkapitel 1 insgesamt 555.041.000 (5.617.400) 549.423.600

2. Allgemeine Einnahmen 40.487.800 10.210.500 50.698.300

3. Dienste für die Öffentlichkeit (2.557.000) 3.714.900 1.157.900

Einnahmenkapitel 2 und 3 insgesamt 37.930.800 13.925.400 51.856.200

Gesamtsumme 592.971.800 8.308.000 601.279.800
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ferner in Bekräftigung der Rolle, die der Generalver-
sammlung über den Fünften Ausschuss bei der sorgfältigen
Analyse und Genehmigung von Stellen und Finanzmitteln so-
wie der Personalpolitik zukommt,

in Anbetracht dessen, dass sich verspätete Zahlungen
von Pflichtbeiträgen, eingedenk der besonderen Situation be-
stimmter Länder, nachteilig auf die Finanzlage der Organisa-
tion auswirken,

nach Behandlung des Entwurfs des Programmhaus-
haltsplans für den Zweijahreszeitraum 2012-201371, des Be-
richts des Generalsekretärs über die die Stärkung des Büros
des Generaldirektors des Büros der Vereinten Nationen in
Nairobi betreffenden revidierten Ansätze im Zusammenhang
mit dem Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum
2012-2013 unter Kapitel 1 (Allgemeine Politik, Gesamtlei-
tung und Koordinierung) und Kapitel 37 (Personalabgabe)72,
des Berichts des Unabhängigen beratenden Ausschusses für
Rechnungsprüfung über den Entwurf des Programmhaus-
haltsplans für das Amt für interne Aufsichtsdienste für den
Zweijahreszeitraum 2012-201373, des siebenten Fortschritts-
berichts des Generalsekretärs über die Durchführung der
durch das Entwicklungskonto finanzierten Projekte74, des
vierten Fortschrittsberichts des Generalsekretärs über die An-
nahme der Internationalen Rechnungslegungsstandards für
den öffentlichen Sektor durch die Vereinten Nationen75, des
Berichts des Rates der Rechnungsprüfer über die Fortschritte
bei der Einführung der Internationalen Rechnungslegungs-
standards für den öffentlichen Sektor76, des Berichts des Ge-
neralsekretärs über Initiativen im Bereich der organisations-
weiten Informations- und Kommunikationstechnologie für
das Sekretariat der Vereinten Nationen77, des dritten Fort-
schrittsberichts des Generalsekretärs über das ERP-Projekt
Umoja78, des Berichts des Generalsekretärs über den begrenz-
ten Ermessensspielraum beim Haushaltsvollzug79 und der ent-
sprechenden Berichte des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen80,

sowie nach Behandlung von Kapitel II Abschnitt A des
Berichts des Programm- und Koordinierungsausschusses
über seine einundfünfzigste Tagung81 und des konsolidierten
Berichts des Generalsekretärs über die Änderungen des Zwei-
jahres-Programmplans, die sich in dem Programmhaushalts-
plan für den Zweijahreszeitraum 2010-2011 und dem Ent-
wurf des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeit-
raum 2012-2013 niederschlagen82,

ferner nach Behandlung des Berichts des Amtes für in-
terne Aufsichtsdienste über die Überprüfung des organisatori-
schen Rahmens der Öffentlichkeitsarbeit des Sekretariats83

und des Berichts des Generalsekretärs über Fortschritte bei
der Umsetzung der Empfehlungen im Bericht des Amtes für
interne Aufsichtsdienste über die Effizienz der Mandatserfül-
lung des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte84,

nach Behandlung der Berichte der Gemeinsamen In-
spektionsgruppe über die Überprüfung des Managements und
der Verwaltung im Büro der Vereinten Nationen für Drogen-
und Verbrechensbekämpfung85, über Politiken und Verfahren
für die Verwaltung von Treuhandfonds in den Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen86 und über die Bereit-
schaft der Organisationen des Systems der Vereinten Natio-
nen für die Internationalen Rechnungslegungsstandards für
den öffentlichen Sektor87 sowie der Mitteilungen des General-
sekretärs zur Übermittlung seiner diesbezüglichen Stellung-
nahmen und derjenigen des Koordinierungsrats der Leiter der
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen88,

1. bekräftigt, dass der Fünfte Ausschuss der zuständi-
ge Hauptausschuss der Generalversammlung ist, dem die
Verantwortung für Verwaltungs- und Haushaltsfragen ob-
liegt, und bekräftigt die Rolle des Fünften Ausschusses bei
der Durchführung einer gründlichen Analyse und bei der Ge-
nehmigung von Stellen und Finanzmitteln sowie der Perso-
nal- und Finanzpolitik, mit dem Ziel, die volle, wirksame und
effiziente Durchführung aller mandatsmäßigen Programme
und Tätigkeiten und die Anwendung der diesbezüglichen Po-
litik zu gewährleisten;

2. bekräftigt außerdem die Rolle des Programm- und
Koordinierungsausschusses als wichtigstes Nebenorgan der
Generalversammlung und des Wirtschafts- und Sozialrats für
Planung, Programmierung und Koordinierung;

71 A/66/6 (Introduction), (Sect. 1 und 2), (Sect. 3) und Corr.1, (Sect. 4-7),
(Sect. 8) und Corr.1, (Sect. 9-12), (Sect. 13) und Add.1, (Sect. 14 und
15), (Sect. 16) und Corr.1, (Sect. 17-19), (Sect. 20) und Corr.1, (Sect. 21-
23), (Sect. 24) und Corr.1, (Sect. 25), (Sect. 26) und Corr.1, (Sect. 27),
(Sect. 28) und Corr.1, (Sect. 29), (Sect. 29A) und Corr.1, (Sect. 29B-E),
(Sect. 29F) und Corr.1, (Sect. 29G) und (Sect. 30-37) sowie (Income
sect. 1-3).
72 A/66/393.
73 A/66/85.
74 A/66/84.
75 A/66/379.
76 Siehe A/66/151.
77 A/66/94.
78 A/66/381.
79 A/66/570.
80 Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session, Supple-
ment No. 7 und Korrigendum (A/66/7 und Corr.1); A/66/7/Add.1, 7 und
18; und A/66/536.

81 Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session, Supple-
ment No. 16 (A/66/16).
82 A/66/82.
83 A/66/180.
84 A/66/74.
85 Siehe A/66/315.
86 Siehe A/66/348.
87 Siehe A/66/308.
88 A/66/315/Add.1 und Add.1/Corr.1, A/66/348/Add.1 und A/66/308/Add.1.
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3. bekräftigt ferner Regel 153 ihrer Geschäftsord-
nung;

4. bekräftigt die Regeln und Ausführungsbestim-
mungen für die Programmplanung, die Programmaspekte des
Haushalts, die Überwachung der Programmdurchführung und
die Evaluierungsmethoden89;

5. bekräftigt außerdem die Finanzordnung und Fi-
nanzvorschriften der Vereinten Nationen90;

6. schließt sich den in Kapitel II Abschnitt A des Be-
richts des Programm- und Koordinierungsausschusses81 ent-
haltenen Schlussfolgerungen und Empfehlungen an;

7. schließt sich außerdem vorbehaltlich der Bestim-
mungen dieser Resolution den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen in den Berichten des Beratenden Ausschusses für
Verwaltungs- und Haushaltsfragen80 an;

Grundsatz- und Querschnittsfragen

8. bekräftigt die etablierten Haushaltsverfahren und
Methoden der Aufstellung des Haushaltsplans auf der Grund-
lage ihrer Resolutionen 41/213 und 42/211;

9. bekräftigt außerdem, dass Änderungen der Metho-
de der Aufstellung des Haushaltsplans, der etablierten Haus-
haltsverfahren und -praktiken oder der Finanzordnung nur
nach vorheriger Prüfung und Genehmigung durch die Gene-
ralversammlung im Einklang mit den etablierten Haushalts-
verfahren vorgenommen werden dürfen;

10. erklärt erneut, dass sich die Mitgliedstaaten an der
Aufstellung des Haushaltsplans vom frühesten Zeitpunkt an
und während des gesamten Verfahrens voll beteiligen müs-
sen;

11. hebt hervor, wie wichtig es ist, den Mitgliedstaa-
ten die Informationen, die sie für eine fundierte Beschlussfas-
sung benötigen, konsequent und rechtzeitig zur Verfügung zu
stellen;

12. betont, dass alle Mitgliedstaaten ihren in der Char-
ta der Vereinten Nationen festgelegten finanziellen Ver-
pflichtungen rechtzeitig, vollständig und bedingungslos nach-
kommen sollen;

Ergebnisorientiertes Haushaltsverfahren

13. betont außerdem, dass das ergebnisorientierte
Haushaltsverfahren und das ergebnisorientierte Management
sich gegenseitig stützende Managementinstrumente sind und
dass die bessere Anwendung des ergebnisorientierten Haus-
haltsverfahrens sowohl das Management als auch die Re-
chenschaftslegung im Sekretariat stärkt, und legt dem Gene-
ralsekretär nahe, seine diesbezüglichen Bemühungen fortzu-
setzen;

14. bekräftigt Ziffer 28 der Resolution 55/231 und un-
terstreicht, wie wichtig eine angemessene Aus- und Fortbil-
dung dafür ist, die volle Anwendung des ergebnisorientierten
Haushaltsverfahrens zu gewährleisten;

Personalressourcen, Anteil unbesetzter Stellen und
Personalausstattung

15. bedauert die durch interne Prozesse bedingten
Verzögerungen bei der Rekrutierung von Personal für das
ERP-Projekt Umoja, darunter für die Stelle des Projektleiters,
und ersucht in dieser Hinsicht den Generalsekretär, sich ver-
stärkt zu bemühen, unter Berücksichtigung der bestehenden
Regeln und Vorschriften betreffend die Rekrutierung im Se-
kretariat alle genehmigten Stellen zu besetzen, und der Gene-
ralversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung dar-
über Bericht zu erstatten;

16. verweist auf Ziffer 31 der Resolution 64/243, be-
kundet ihre ernste Besorgnis darüber, dass der Generalsekre-
tär bei der Ausarbeitung eines umfassenden Nachfolgeplans
für die Organisation, namentlich auch für die Sprachendiens-
te, nicht vorangekommen ist, und ersucht den Generalsekretär
in dieser Hinsicht erneut, für alle Sekretariats-Hauptabteilun-
gen eine Strategie für die Nachfolgeplanung zu formulieren
und der Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten
Tagung darüber Bericht zu erstatten;

17. beschließt, keine der vom Generalsekretär in den
Teilen IV und V des Entwurfs des Programmhaushaltsplans
für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 vorgeschlagenen Kür-
zungen von Stellen und nicht stellenbezogenen Mitteln zu ge-
nehmigen;

18. beschließt, dass für den Zweijahreszeitraum 2012-
2013 der in der Anlage zu dieser Resolution enthaltene Stel-
lenplan gilt;

19. bekräftigt, dass der Anteil unbesetzter Stellen ein
Hilfsmittel für haushaltstechnische Berechnungen ist und
nicht zur Erzielung von Haushaltseinsparungen benutzt wer-
den soll;

20. beschließt, dass den Berechnungen für den Zwei-
jahreshaushalt 2012-2013 ein Anteil unbesetzter Stellen von
4,7 Prozent im Allgemeinen Dienst zugrunde gelegt wird;

Aus- und Fortbildung

21. ersucht den Generalsekretär, die Aus- und Fortbil-
dungsmöglichkeiten für Bedienstete im gesamten Sekretariat,
einschließlich der Dienstorte und der Regionalkommissionen,
unter Verwendung der dafür in dieser Resolution bewilligten
Mittel auszuweiten, und betont in diesem Zusammenhang,
dass allen Bediensteten entsprechend ihren Funktionen und
Laufbahngruppen die gleichen Fortbildungsmöglichkeiten
offenstehen sollen;

22. betont, dass die für Aus- und Fortbildungszwecke
bereitgestellten Mittel möglichst weitgehend der Erarbeitung
und Durchführung von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen
dienen sollen und dass Nebenkosten, einschließlich damit

89 ST/SGB/2000/8.
90 ST/SGB/2003/7 und Amend.1.
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verbundener Reisekosten, auf ein Mindestmaß beschränkt
werden sollen;

23. verweist auf Ziffer 112 des Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen91 und
ersucht den Generalsekretär, zu bewerten, wie die Aus- und
Fortbildungsprogramme und -ziele zur Mandatserfüllung und
zu den Zielen der Organisation beitragen;

Konferenzdienste und Veröffentlichungen

24. betont, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass die
Hauptorgane der Vereinten Nationen und die Hauptausschüs-
se und Nebenorgane nicht diskriminierend behandelt werden
und dass sie eine angemessene und hochwertige Konferenz-
betreuung und -unterstützung erhalten;

Nicht stellenbezogene Mittel

25. beschließt, die nicht stellenbezogenen Mittel um
17 Millionen US-Dollar zu kürzen, außer in den Einzelplä-
nen IV und V des Entwurfs des Programmhaushaltsplans für
den Zweijahreszeitraum 2012-2013;

Berater und Vertragsdienstleistungen

26. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin dafür
zu sorgen, dass in künftigen Programmhaushaltsvorschlägen
der Mittelbedarf für Berater und Sachverständige in den Pro-
grammbeschreibungen in klarer Form und gesondert aufge-
führt wird;

Neukalkulation

27. beschließt, die Behandlung der Neukalkulation des
stellenbezogenen Mittelbedarfs zur Berücksichtigung der In-
flations- und Wechselkursprognosen bis zum ersten Bericht
über den Vollzug des Haushaltsplans für den Zweijahreszeit-
raum 2012-2013 zurückzustellen, um zu gewährleisten, dass
die Mittelveranschlagung für die stellenbezogenen Kosten
mit den tatsächlichen Ausgaben der Vergangenheit im Ein-
klang steht;

Außerplanmäßige Mittel

28. betont, dass bei der Verwaltung und dem Manage-
ment aller außerplanmäßig finanzierten Stellen dieselben
strengen Maßstäbe anzulegen sind wie bei den aus dem or-
dentlichen Haushalt finanzierten Stellen;

29. betont außerdem, dass der Einsatz außerplanmäßi-
ger Mittel im Einklang mit den Politiken, Zielen und Aktivi-
täten der Organisation stehen muss, und ersucht den General-
sekretär erneut, in seinem nächsten Entwurf des Programm-
haushaltsplans Angaben zu den finanziellen und personellen
Auswirkungen des Einsatzes außerplanmäßiger Mittel in der
Organisation zu machen;

Einzelplan I
Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung

Kapitel 1
Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung

30. hebt hervor, wie wichtig eine stärkere Rechen-
schaftspflicht in der Organisation und die Gewährleistung ei-
ner größeren Rechenschaftspflicht des Generalsekretärs ge-
genüber den Mitgliedstaaten sind, unter anderem im Hinblick
auf die wirksame und effiziente Durchführung der Mandate
der beschlussfassenden Organe und den Einsatz der personel-
len und finanziellen Ressourcen;

31. verweist auf Ziffer I.6 des Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen91 und be-
schließt, eine D-1-Stelle für den Leiter der Einheit für Rechts-
staatlichkeit zu schaffen und die P-5-Stelle beizubehalten;

Büro des Präsidenten der Generalversammlung

32. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen des Ent-
wurfs des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeit-
raum 2014-2015 Vorschläge zur Prüfung der für das Büro des
Präsidenten der Generalversammlung veranschlagten Haus-
haltsmittel im Einklang mit den bestehenden Verfahren abzu-
geben;

Büro des Generaldirektors (Büro der Vereinten Nationen in 
Nairobi)

33. nimmt Kenntnis von den Ziffern 8 und 9 des Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen92 und beschließt, im Büro des Generaldirek-
tors (Büro der Vereinten Nationen in Nairobi) eine P-4-Stelle
und zwei Stellen für Ortskräfte zu schaffen;

Kapitel 2
Angelegenheiten der Generalversammlung und des
Wirtschafts- und Sozialrats sowie Konferenzmanagement

34. beschließt, die für die Hauptabteilung Generalver-
sammlung und Konferenzmanagement veranschlagten nicht
stellenbezogenen Mittel um 10 Millionen Dollar zu kürzen;

35. ersucht den Generalsekretär erneut, dafür zu sor-
gen, dass die Fristen für die Vorlage von Dokumenten besser
eingehalten werden, und Maßnahmen in die Wege zu leiten,
um von den Urheberabteilungen Rechenschaft über die ver-
spätete Vorlage von Dokumenten zu erlangen;

36. verweist auf Ziffer I.58 des Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen91, be-
schließt, die Vorschläge des Generalsekretärs betreffend
Kurzprotokolle nicht umzusetzen und beschließt außerdem,
10 Millionen Dollar für die Zwecke der Kurzprotokolle zu
veranschlagen;

37. verweist außerdem auf Ziffer I.72 des Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen und ersucht den Generalsekretär, alle erforderlichen

91 Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session, Supple-
ment No. 7 und Korrigendum (A/66/7 und Corr.1). 92 A/66/7/Add.7.
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Maßnahmen zu treffen, um das Arbeitsvolumen der Überset-
zungsdienste bestmöglich unter den Dienstorten aufzuteilen,
ohne dass die Qualität der Dienste beeinträchtigt wird;

38. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
alle Dienstorte in Bezug auf den Einsatz moderner Technolo-
gien gleich behandelt werden;

39. hebt hervor, wie überaus wichtig die Gleichstel-
lung der sechs Amtssprachen der Vereinten Nationen ist;

Einzelplan II
Politische Angelegenheiten

Kapitel 3
Politische Angelegenheiten

40. nimmt Kenntnis von Ziffer II.7 des Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen91 und beschließt, im Unterprogramm 4 (Entkolonialisie-
rung) eine P-4-Stelle und eine Stelle des Allgemeinen Diens-
tes (sonstige Rangstufen) nicht abzuschaffen;

Büro zur Unterstützung der Friedenskonsolidierung

41. verweist auf Ziffer II.30 des Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen und
beschließt, für das Büro zur Unterstützung der Friedenskon-
solidierung zwei P-4-Stellen zu schaffen;

Büro des Registers für die Erfassung der durch den Bau der 
Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet
verursachten Schäden

42. nimmt Kenntnis von Ziffer II.36 des Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen und beschließt, den Umfang der nicht stellenbezogenen
Mittel des Büros des Registers für die Erfassung der durch
den Bau der Mauer in dem besetzten palästinensischen Gebiet
verursachten Schäden um 306.000 Dollar zu erhöhen;

Kapitel 4
Abrüstung

43. ersucht den Generalsekretär, die Regionalzentren
der Vereinten Nationen für Frieden und Abrüstung auch wei-
terhin mit den erforderlichen Ressourcen auszustatten, damit
sie ihr Mandat erfüllen können;

Kapitel 5
Friedenssicherungseinsätze

44. ersucht den Generalsekretär außerdem, durch wei-
tere konkrete Maßnahmen sicherzustellen, dass die truppen-
stellenden Länder unter Berücksichtigung ihres Beitrags zur
Friedenssicherung der Vereinten Nationen in der Hauptabtei-
lung Friedenssicherungseinsätze und der Hauptabteilung Un-
terstützung der Feldeinsätze angemessen vertreten sind;

Kapitel 6
Friedliche Nutzung des Weltraums

45. nimmt Kenntnis von der Überprüfung der Organi-
sationsstruktur des Büros für Weltraumfragen und der Platt-
form der Vereinten Nationen für raumfahrtgestützte Informa-
tionen für Katastrophenmanagement und Notfallmaßnahmen

(UN-SPIDER) und ersucht den Generalsekretär, sicherzustel-
len, dass die Konsolidierung der Organisationsstruktur die
Wirksamkeit und Effizienz steigern wird, ohne die Durchfüh-
rung des Mandats des Büros zu untergraben;

Einzelplan III
Internationale Rechtspflege und Völkerrecht

Kapitel 7
Internationaler Gerichtshof

46. betont, wie wichtig es ist, die Renovierung des
Großen Justizsaals im Friedenspalast in Den Haag rasch
durchzuführen; 

Kapitel 8
Rechtsangelegenheiten

47. verweist auf Ziffer III.25 des Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen91,
stellt fest, dass Veröffentlichungen für die Organisation ein
Mittel der Mandatsdurchführung sind, und legt dem General-
sekretär in dieser Hinsicht nahe, verstärkt geeignete Techno-
logien einzusetzen, sich auf Gebiete zu konzentrieren, die für
die Mitgliedstaaten von Interesse sind, und gegebenenfalls
Optionen für kostendeckende Maßnahmen zu erkunden;

48. beschließt, die nicht stellenbezogenen Mittel um
274.200 Dollar zu erhöhen, um eine ausreichende Finanzie-
rung für die Betreuung der Arbeit der Kommission der Ver-
einten Nationen für internationales Handelsrecht über einen
Zeitraum von vierzehn Wochen zu gewährleisten, und das
System der Rotation zwischen Wien und New York beizube-
halten;

49. nimmt Kenntnis von Ziffer III.23 des Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen und beschließt, für Vertreter und Mitarbeiter der Völker-
rechtskommission Mittel in Höhe von 2.451.800 Dollar für
Reise- und damit verbundene Kosten zu bewilligen;

Einzelplan IV
Internationale Entwicklungszusammenarbeit

50. ersucht den Generalsekretär, verstärkte Anstren-
gungen zur Mobilisierung ausreichender Mittel aus allen
Quellen zu unternehmen, um die Mandate im Zusammenhang
mit den Kapiteln 10 und 11 des Programmhaushaltsplans
während des Zweijahreszeitraums 2012-2013 zu tragen;

51. bekräftigt ihre Resolutionen 57/7 vom 4. Novem-
ber 2002 und 57/300 vom 20. Dezember 2002, mit denen sie
das Büro des Sonderberaters für Afrika einrichtete, und ihre
Resolution 56/227 vom 24. Dezember 2001, mit der sie das
Büro des Hohen Beauftragten für die am wenigsten entwi-
ckelten Länder, Binnenentwicklungsländer und kleinen Insel-
entwicklungsländer einrichtete;

52. verweist auf Ziffer IV.29 des Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen91, be-
kräftigt in dieser Hinsicht nachdrücklich die einschlägigen
Bestimmungen ihrer Resolutionen 62/236, 63/260 vom
24. Dezember 2008, 64/243 und 66/8 vom 11. November
2011 und ersucht den Generalsekretär, die in diesen Resolu-
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tionen enthaltenen Bestimmungen im Zusammenhang mit
dem Büro des Sonderberaters für Afrika und dem Büro des
Hohen Beauftragten für die am wenigsten entwickelten Län-
der, Binnenentwicklungsländer und kleinen Inselentwick-
lungsländer entsprechend vollständig und unverzüglich um-
zusetzen;

Kapitel 11
Unterstützung der Vereinten Nationen für die Neue
Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas

53. erinnert außerdem daran, dass die Entwicklung
Afrikas eine feste Priorität der Vereinten Nationen ist, und be-
kräftigt ihre Entschlossenheit, den besonderen Bedürfnissen
Afrikas Rechnung zu tragen;

54. erinnert ferner an ihre Resolution 57/300 und an-
dere Resolutionen, mit denen die Stärkung der Mechanismen
zur Unterstützung der Neuen Partnerschaft für die Entwick-
lung Afrikas93 gefordert wurde;

Kapitel 12
Handel und Entwicklung 

55. legt dem Generalsekretär nahe, die Handels- und
Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen dazu zu ver-
anlassen, in breiterem Rahmen die Stärkung der regionalen
Wirtschaftsintegration in Afrika zu unterstützen, indem sie im
Rahmen der für die Konferenz veranschlagten Mittel techni-
sche Hilfe und Kapazitätsaufbauhilfe in den Bereichen Han-
del, Zoll und Infrastruktur und namentlich beim Ausbau sta-
tistischer Kapazitäten leistet;

Kapitel 16
Internationale Drogenkontrolle, Verbrechens- und
Terrorismusprävention und Strafrechtspflege

56. verweist auf Ziffer 83 der Resolution 64/243 und
ersucht den Generalsekretär, dem Büro der Vereinten Natio-
nen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung über die Initia-
tive „Westafrikanische Küste“ verstärkt technische Hilfe be-
reitzustellen, um die Durchführung eines regionalen Aktions-
plans zur Bekämpfung des wachsenden Problems des uner-
laubten Drogenhandels, der organisierten Kriminalität und
des Drogenmissbrauchs in Westafrika zu unterstützen;

57. verweist außerdem auf Ziffer 84 der Resolution
64/243, bedauert zutiefst die Verzögerungen, mit denen der
Generalsekretär bei der Eröffnung eines Programmbüros des
Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechens-
bekämpfung in Barbados konfrontiert war, das mit der Kari-
bischen Gemeinschaft auf Gebieten wie Korruption, Drogen-
handel, internationale justizielle Kooperation und Förderung
der Feuerwaffenkontrolle zusammenarbeiten soll, und er-
sucht den Generalsekretär, das Büro dringend zu eröffnen;

Einzelplan V
Regionale Entwicklungszusammenarbeit

58. unterstreicht den wichtigen Beitrag der Regional-
kommissionen zur Durchführung der Entwicklungsagenda
und der anderen ihnen übertragenen Mandate, die sich aus
dem Ergebnis des Millenniums-Gipfels, der Konferenz über
die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise und ihre Auswir-
kungen auf die Entwicklung und anderer großer Konferenzen
und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts-
und Sozialbereich und auf damit zusammenhängenden Ge-
bieten ableiten;

59. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
die Mittel für die Kommissionen so veranschlagt werden,
dass diese ihre Mandate vollständig durchführen und zur Um-
setzung der Prioritäten und Mandate der Organisation im Ent-
wicklungsbereich beitragen können;

Kapitel 18
Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Afrika

60. beschließt, den Zuschuss für das Afrikanische
Institut für wirtschaftliche Entwicklung und Planung auf
2,6 Millionen Dollar je Zweijahreszeitraum zu erhöhen;

Kapitel 22
Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Westasien

61. nimmt Kenntnis von den Ziffern V.84 und V.85
des Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen91 und beschließt, im Unterprogramm 6
eine D-1-Stelle für den Leiter der Abteilung Frauen und im
Unterprogramm 7 eine D-1-Stelle für den Leiter der Abtei-
lung Neue Trends und konfliktbezogene Fragen sowie eine
P-5-Stelle für den Leiter der Sektion Verwaltungsführung,
Instabilität und Entwicklung zu schaffen;

Einzelplan VI
Menschenrechte und humanitäre Angelegenheiten

Kapitel 24
Menschenrechte

62. beschließt, im Unterprogramm 4 eine P-5-Stelle
auf die Rangstufe D-1 anzuheben, und ersucht den Generalse-
kretär, Kapazitäten zur Unterstützung der allgemeinen regel-
mäßigen Überprüfung zu bestimmen und im Rahmen des
Haushaltsvollzugsberichts darüber Bericht zu erstatten;

63. betont, wie wichtig es ist, über detaillierte und um-
fassende Informationen über den Einsatz außerplanmäßiger
Mittel für die Tätigkeit des Amtes des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte zu verfügen;

Kapitel 25
Internationaler Schutz, dauerhafte Lösungen und Hilfe 
für Flüchtlinge

64. verweist auf Ziffer VI.32 des Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen91 und
betont in dieser Hinsicht, wie wichtig es ist, gewonnene Er-
fahrungen und bewährte Verfahren mit anderen Teilen der
Organisation auszutauschen;93 A/57/304, Anlage.
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Kapitel 26
Palästinaflüchtlinge

65. bekräftigt ihre Resolution 3331B (XXIX) vom
17. Dezember 1974, in der sie erklärte, dass die Ausgaben für
die Bezüge der im Dienst des Hilfswerks der Vereinten Natio-
nen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten stehenden inter-
nationalen Bediensteten, die ansonsten zulasten der freiwilli-
gen Beiträge gingen, für die Dauer des Mandats des Hilfs-
werks aus dem ordentlichen Haushalt der Vereinten Nationen
finanziert werden;

66. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der wertvol-
len Arbeit des Hilfswerks der Vereinten Nationen für Paläs-
tinaflüchtlinge im Nahen Osten und stellt mit Besorgnis fest,
dass die Gesamtmittel für das Hilfswerk im Laufe der letzten
zehn Jahre erheblich zurückgegangen sind, wohingegen der
Arbeitsanfall und die Aufgaben des Hilfswerks insgesamt
weiter zugenommen haben;

Einzelplan VII
Öffentlichkeitsarbeit

Kapitel 28
Öffentlichkeitsarbeit

67. betont, wie wichtig es ist, die Informationsmateria-
lien der Vereinten Nationen zu veröffentlichen und wichtige
Dokumente in andere Sprachen als die Amtssprachen der
Vereinten Nationen zu übersetzen, mit dem Ziel, ein mög-
lichst breites Publikumsspektrum zu erreichen und die Bot-
schaft der Vereinten Nationen in die ganze Welt zu tragen und
so die internationale Unterstützung für die Tätigkeit der Orga-
nisation zu stärken;

68. ersucht den Generalsekretär, die Veröffentlichung
der Presseerklärungen in anderen als den bisherigen Sprachen
weiter auszubauen, damit die Botschaft der Vereinten Natio-
nen eine weitere Verbreitung findet, und dabei sicherzustel-
len, dass sie umfassend, auf dem aktuellen Stand und sachlich
richtig sind;

69. verweist auf Ziffer VII.16 des Berichts des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen91,
würdigt den Generalsekretär für seine Bemühungen um Kom-
munikation mit der Öffentlichkeit, insbesondere mit Jugend-
lichen, durch den verstärkten Einsatz neuer Medientechnolo-
gien, und betont, dass traditionellere Kommunikationsmittel
wie Radio und Printmedien nach wie vor ein wichtiger Be-
standteil der Anstrengungen zur effektiven Vermittlung der
Botschaft der Organisation sind, insbesondere in den Ent-
wicklungsländern;

70. ersucht den Generalsekretär, die Öffentlichkeit
über alle verfügbaren Kommunikationsmittel, einschließlich
Publikationen, Nachrichtensendungen und des Netzwerks der
Informationszentren der Vereinten Nationen, für die Arbeit
der Vereinten Nationen auf lokaler Ebene zu sensibilisieren
und Unterstützung dafür zu mobilisieren, eingedenk dessen,
dass Informationen in den Lokalsprachen die stärkste Wir-
kung auf die örtliche Bevölkerung ausüben;

71. anerkennt die unverzichtbare Rolle der Informa-
tionszentren der Vereinten Nationen bei der Förderung des
Bekanntheitsgrads der Vereinten Nationen und ersucht den
Generalsekretär, auch weiterhin Anstrengungen zu unterneh-
men, um Mittel für eine wirksame Tätigkeit der Informations-
zentren der Vereinten Nationen in Entwicklungsländern zu
mobilisieren;

72. begrüßt die Initiativen zur Modernisierung der
Dag-Hammarskjöld-Bibliothek, insbesondere durch den Er-
werb technischer Lösungen für die Aufrüstung und bedarfs-
gerechte Gestaltung der derzeitigen Systeme für das Informa-
tionsmanagement und die digitale Erfassung der Dokumente
der beschlussfassenden Organe der Vereinten Nationen ab
1946, alles Maßnahmen, die dazu dienen, die Aufbewahrung
von Dokumenten der Vereinten Nationen und den Zugriff
darauf zu erweitern und zu modernisieren und das institutio-
nelle Gedächtnis der Organisation zu erhalten;

73. beschließt, die Zeitpersonalstelle im russischen
Nachrichtenzentrum in eine Planstelle der Rangstufe P-3 um-
zuwandeln, um für diese Sprache denselben Betreuungsum-
fang wie für die anderen Amtssprachen der Vereinten Natio-
nen zu gewährleisten;

74. beschließt außerdem, bei Radio Vereinte Nationen
eine P-2-Stelle in der chinesischen Einheit auf die Rangstufe
P-3 und eine P-3-Stelle in der swahilischen Einheit auf die
Rangstufe P-4 (Leiter der Einheit) anzuheben;

75. beschließt ferner, bei Radio Vereinte Nationen
zwei P-3-Stellen, zwei P-2-Stellen und eine Stelle des Allge-
meinen Dienstes (sonstige Rangstufen) in der swahilischen
Einheit und eine P-3-Stelle und zwei P-2-Stellen in der portu-
giesischen Einheit zu schaffen;

76. betont, wie wichtig eine offene, transparente und
alle einbeziehende Organisation der Vereinten Nationen ist,
beschließt, die Live-Übertragung und sich daran anschließen-
de Speicherung aller offiziellen Sitzungen ihrer sechs Haupt-
ausschüsse im Internet zu billigen, und bewilligt in dieser
Hinsicht einen Betrag von 835.500 Dollar zur Deckung aller
damit verbundenen Kosten;

77. ersucht den Generalsekretär, bei künftigen Präsen-
tationen des Haushalts unter diesem Kapitel genaue Angaben
zum Umfang der Mittel für Öffentlichkeitsarbeit im Zusam-
menhang mit Sonderkonferenzen zu machen;

Einzelplan VIII
Gemeinsame Unterstützungsdienste

Kapitel 29A
Büro des Untergeneralsekretärs für Management

ERP-Projekt Umoja

78. bekundet ihre ernste Besorgnis über die mögliche
Kosteneskalation beim ERP-Projekt Umoja und ersucht den
Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass das Projekt ohne wei-
tere Verzögerung durchgeführt wird;
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79. ersucht den Generalsekretär, mit allen Mitteln si-
cherzustellen, dass die Projektkosten auf die im Haushalts-
plan genehmigte Höhe zurückgeführt werden;

80. ersucht den Generalsekretär erneut, alles zu tun,
um durch solide Projektmanagementpraktiken Haushaltser-
höhungen zu vermeiden und sicherzustellen, dass das Projekt
Umoja im Rahmen des in ihrer Resolution 64/243 gebilligten
Haushaltsplans abgeschlossen wird;

81. unterstreicht, dass die im ersten und zweiten
Fortschrittsbericht94 aufgeführten allgemeinen qualitativen
und quantitativen Vorteile des Projekts Umoja weiter Bestand
haben, bedauert den Verzug bei der Nutzung dieser Vorteile
und ersucht den Generalsekretär, alles daranzusetzen, sie
bestmöglich zu nutzen;

82. betont, von welch zentraler Bedeutung es ist, dass
der Generalsekretär und die obere Führungsebene ihre Füh-
rungs- und Aufsichtsfunktion wahrnehmen und dass sich alle
Hauptabteilungen auf den Abschluss des Projekts Umoja ver-
pflichten, um eine Wiederholung der bei der Durchführung
bislang aufgetretenen Fehler und Verzögerungen und damit
deren negativer Folgen für die Organisation zu vermeiden;

83. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass
für die Verzögerungen, das mangelnde Eingehen der Füh-
rungsebene auf die Erfordernisse des Projekts Umoja und an-
dere Faktoren, die zu Verzögerungen bei seiner Durchfüh-
rung und zur voraussichtlichen Haushaltsüberschreitung bei-
getragen haben, umfassend Rechenschaft abgelegt wird, und
diese Informationen in seinen vierten jährlichen Fortschritts-
bericht aufzunehmen;

84. bekundet ihre ernste Besorgnis über die Krise bei
der Lenkung des Projekts Umoja und bekräftigt ihren Be-
schluss, den Untergeneralsekretär für Management als Vor-
sitzenden des Lenkungsausschusses für das Projekt zu benen-
nen;

85. betont die Notwendigkeit einer einfachen und ope-
rativ wirksamen Lenkungsstruktur für die Informations- und
Kommunikationstechnologie mit klaren Zuständigkeiten und
Rechenschaftsstrukturen;

86. betont, dass das ERP-Projekt Umoja in erster Linie
als geschäftsorientiertes Projekt anzusehen ist, das an den Er-
fordernissen der Geschäftsprozesse in der Organisation aus-
gerichtet ist;

87. beschließt, dass der Projektleiter für Umoja aus-
schließlich und unmittelbar dem Untergeneralsekretär für
Management unterstehen wird und dass das Projektteam für
Umoja und die Verwaltung des Projekthaushalts innerhalb
der Hauptabteilung Management angesiedelt sein werden;

88. erklärt erneut, dass die erfolgreiche Durchführung
des Projekts Umoja die umfassende Unterstützung und das
volle Engagement seitens der oberen Führungsebene sowie

ein enges und fortlaufendes Zusammenwirken mit den wich-
tigsten Interessenträgern erfordert, und fordert den General-
sekretär auf, dies über seinen Mechanismus für Leistungsma-
nagement und Rechenschaftslegung zu gewährleisten;

89. betont die unterstützende Rolle des Amtes für In-
formations- und Kommunikationstechnologie und ersucht in
dieser Hinsicht den Leiter der Informationstechnologie, mit
dem Projektleiter voll zusammenzuarbeiten und ihn uneinge-
schränkt zu unterstützen;

90. bringt ihre Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass
die Mitgliedstaaten keine konkreten Informationen über die
mit dem Projekt Umoja verbundenen Kosten und Aktivitäten
erhalten haben, und ersucht den Generalsekretär, diese Infor-
mationen in seinen nächsten Fortschrittsbericht aufzunehmen
und alles daranzusetzen, dass diese Aktivitäten im Rahmen
der für jede Hauptabteilung gebilligten Haushaltsmittel
durchgeführt werden;

91. billigt für das Projekt Umoja eine Verpflichtungs-
ermächtigung für ein Jahr in der für eine Weiterführung auf
dem derzeitigen Stand erforderlichen Höhe und ersucht den
Generalsekretär, der Generalversammlung während des
Hauptteils ihrer siebenundsechzigsten Tagung einen überar-
beiteten umfassenden Vorschlag für die Finanzierung des
Projekts während des Zweijahreszeitraums 2012-2013 vorzu-
legen;

92. ersucht den Generalsekretär, die Mitgliedstaaten
durch regelmäßige informelle Unterrichtungen des Fünften
Ausschusses während des ersten und zweiten Teils der wie-
deraufgenommenen Tagungen der Generalversammlung so-
wie durch die Vorlage jährlicher Fortschrittsberichte über alle
Aspekte der Durchführung des Projekts Umoja auf dem Lau-
fenden zu halten, wozu der aktuelle Stand, die wichtigsten
seit der Vorlage des vorangegangenen Berichts durchgeführ-
ten Aktivitäten und auf Risikoanalysen beruhende Informa-
tionen über etwaige ermittelte Risiken, die zu treffenden
Maßnahmen, den Projektstatus und die Trends gehören, und
die einschlägigen Informationen auf der Website des Projekts
Umoja regelmäßig zu aktualisieren;

93. ersucht den Beratenden Ausschuss für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen, den Rat der Rechnungsprüfer zu
ersuchen, eine umfassende Prüfung der Durchführung des
Projekts Umoja vorzunehmen und der Generalversammlung
ab dem Hauptteil ihrer siebenundsechzigsten Tagung jährlich
darüber Bericht zu erstatten;

Kapitel 29B
Bereich Programmplanung, Haushalt und
Rechnungswesen

94. verweist auf Ziffer VIII.33 des Berichts des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen91,
nimmt Kenntnis von den Maßnahmen des Bereichs Pro-
grammplanung, Haushalt und Rechnungswesen zur Verbes-
serung der Effizienz seiner Dienstleistungen und fordert den
Generalsekretär nachdrücklich auf, verstärkte Anstrengungen
zu unternehmen und im Rahmen seines nächstens Haushalts-
antrags darüber Bericht zu erstatten;94 A/64/380 und A/65/389.
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95. nimmt Kenntnis von den Bemerkungen im Bericht
des Rates der Rechnungsprüfer über die Fortschritte bei der
Einführung der Internationalen Rechnungslegungsstandards
für den öffentlichen Sektor76 und im Bericht der Gemeinsa-
men Inspektionsgruppe über die Bereitschaft der Organisatio-
nen des Systems der Vereinten Nationen für die Internationa-
len Rechnungslegungsstandards für den öffentlichen Sektor87

und schließt sich den in den Berichten enthaltenen Empfeh-
lungen an;

96. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass
die Einführung der Internationalen Rechnungslegungsstan-
dards für den öffentlichen Sektor bei den Vereinten Nationen
spätestens 2014 abgeschlossen ist, und bekräftigt, dass das
ERP-System als Grundgerüst für die Anwendung der Stan-
dards durch die Vereinten Nationen dienen wird;

97. betont, wie wichtig es ist, sich die Erfahrungen und
Hinweise der Stellen zunutze zu machen, die die Internationa-
len Rechnungslegungsstandards für den öffentlichen Sektor
frühzeitig eingeführt haben, und sicherzustellen, dass die
Vereinten Nationen auf den Übergang zu diesen Standards
angemessen vorbereitet sind;

98. ersucht den Generalsekretär, die Umsetzung des
Projekts der Internationalen Rechnungslegungsstandards für
den öffentlichen Sektor strikt zu beaufsichtigen, um eine um-
sichtige Verwaltung der Projektmittel zu gewährleisten und
klare Hierarchien und wirksame Mechanismen für die rasche
Lösung aktueller Probleme zu schaffen;

99. ersucht den Generalsekretär außerdem, auch wei-
terhin dafür zu sorgen, dass die Generalversammlung jährlich
über die Fortschritte bei der Einführung der Internationalen
Rechnungslegungsstandards für den öffentlichen Sektor bis
2014 unterrichtet wird, namentlich über die Erreichung wich-
tiger Etappenziele und zu erbringende Leistungen, noch aus-
stehende Maßnahmen und die Mittelverwendung, sowie si-
cherzustellen, dass die mit der Einführung der Standards ver-
bundenen Vorteile voll genutzt werden;

Kapitel 29C
Bereich Personalmanagement

100. nimmt Kenntnis von Ziffer VIII.40 des Berichts
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen91 und beschließt, die im Rahmen der Kompo-
nente 2 (Strategische Planung und Personalausstattung) für
Kontaktarbeit verfügbaren nicht stellenbezogenen Mittel um
50 Prozent zu erhöhen;

Kapitel 29H
Amt für Informations- und Kommunikationstechnologie

101. unterstreicht, wie wichtig die Informations- und
Kommunikationstechnologie dafür ist, den wachsenden Be-
darf der immer stärker auf ihre informations- und kommuni-
kationstechnische Infrastruktur angewiesenen Organisation
zu decken;

102. unterstreicht außerdem, wie wichtig die Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie dafür ist, die Auf-
sicht und die Rechenschaftslegung zu stärken und die Verfüg-

barkeit genauer und aktueller Informationen zur Unterstüt-
zung der Entscheidungsfindung zu erhöhen;

103. betont, dass es erforderlich ist, die Rechenschafts-
legung zu stärken und die Unterstellungsverhältnisse klarer
zu bestimmen, um das Amt für Informations- und Kommuni-
kationstechnologie effizienter und wirksamer zu machen;

104. nimmt Kenntnis von Ziffer 122 des Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen91, beschließt in dieser Hinsicht, das Amt für Informations-
und Kommunikationstechnologie der Hauptabteilung Mana-
gement zu unterstellen, beschließt außerdem, dass dement-
sprechend der Leiter der Informationstechnologie dem Leiter
der Hauptabteilung Management unterstellt wird, und be-
schließt ferner, den Haushalt des Amtes in den Haushalt der
Hauptabteilung Management einzugliedern;

105. nimmt außerdem Kenntnis von den Ziffern 89, 99,
107, 117 und 118 des Berichts des Beratenden Ausschusses
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen95, ersucht den General-
sekretär, die Initiative 1 (Das Management der organisations-
weiten Informations- und Kommunikationstechnologie ver-
bessern) und die Initiative 4 (Eine widerstandsfähige infor-
mations- und kommunikationstechnische Infrastruktur schaf-
fen) umzusetzen, beschließt, für die Umsetzung dieser Initia-
tiven keine zusätzlichen Mittel zu bewilligen, und beschließt
außerdem, die Initiative 2 (Durch Informations- und Kommu-
nikationstechnologie Wissen nutzen) und die Initiative 3 (Die
Erbringung von informations- und kommunikationstechnolo-
gischen Diensten verbessern) nicht zu genehmigen;

106. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung künftige Mittelanträge für große Informations-
und Kommunikationstechnologieprojekte erst nach der voll-
ständigen Durchführung des ERP-Projekts Umoja zur Be-
handlung vorzulegen;

107. ersucht den Beratenden Ausschuss für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen, den Rat der Rechnungsprüfer zu
ersuchen, den Umgang mit informations- und kommunika-
tionstechnologischen Angelegenheiten im Sekretariat, darun-
ter im Amt für Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie, zu prüfen und zu evaluieren, und der Generalversamm-
lung während des Hauptteils ihrer siebenundsechzigsten Ta-
gung darüber Bericht zu erstatten;

Einzelplan IX
Interne Aufsicht

Kapitel 31
Interne Aufsicht

108. nimmt Kenntnis von Ziffer IX.6 des Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen91 und beschließt, im Amt für interne Aufsichtsdienste
die Stelle eines Beigeordneten Generalsekretärs zu schaffen;

95 A/66/7/Add.1.
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109. bekräftigt Ziffer 130 ihrer Resolution 64/243 und
nimmt Kenntnis von Ziffer IX.12 des Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen;

Einzelplan X
Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten und
Sonderausgaben

Kapitel 32
Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten

Gemeinsame Inspektionsgruppe

110. verweist auf Ziffer X.16 des Berichts des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen91 und
genehmigt für den Mittelbedarf der Gemeinsamen Inspek-
tionsgruppe im Zusammenhang mit Beratern einen Betrag von
100.000 Dollar, wobei sie die Gruppe dringend auffordert, bei
der Bereitstellung derartiger spezialisierter Beratung und
technischer Dienste für die Inspektoren stärker auf ihr Sekre-
tariat und den innerhalb des Gemeinsamen Systems der Ver-
einten Nationen vorhandenen Sachverstand zurückzugreifen; 

Koordinierungsrat der Leiter der Organisationen des
Systems der Vereinten Nationen, einschließlich des Projekts 
der Internationalen Rechnungslegungsstandards für den
öffentlichen Sektor

111. verweist außerdem auf Ziffer X.24 des Berichts
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen und ersucht den Generalsekretär in seiner Eigen-
schaft als Vorsitzender des Koordinierungsrats der Leiter der
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, alle teil-
nehmenden Organisationen zur Konsolidierung des Sekreta-
riats des Rates am Amtssitz der Vereinten Nationen in New
York zu konsultieren und der Generalversammlung auf ihrer
siebenundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten;

Einzelplan XI
Ausgaben betreffend das Anlagevermögen

Kapitel 34
Bau-, Umbau- und Verbesserungsarbeiten sowie größere 
Instandhaltungsarbeiten

112. beschließt, den Gesamtmittelbedarf für Bau-, Um-
bau- und Verbesserungsarbeiten sowie größere Instandhal-
tungsarbeiten um 6,9 Millionen Dollar zu senken, und ersucht
den Generalsekretär, die Projektvorschläge ihrer Priorität
nach so zu ordnen, dass die Sicherheit der Bediensteten, der
Delegierten und des sonstigen Personals an allen Dienstorten
gewährleistet ist;

Einzelplan XII
Sicherheit

Kapitel 35
Sicherheit

113. ersucht den Generalsekretär, zu überprüfen, ob der
Einsatz privaten Sicherheitspersonals angemessen ist, insbe-
sondere in Situationen, in denen es keine andere Option für
die Gewährleistung der Sicherheit der Bediensteten gibt, und
ersucht den Generalsekretär außerdem, der Generalversamm-

lung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung darüber Bericht
zu erstatten;

Einzelplan XIII
Entwicklungskonto

Kapitel 36
Entwicklungskonto

114. beschließt, für das Entwicklungskonto einen zu-
sätzlichen Betrag von 6 Millionen Dollar zu veranschlagen;

Begrenzter Ermessensspielraum beim Haushaltsvollzug

115. verweist auf Abschnitt III der Resolution 60/283
und beschließt, die Geltungsdauer der entsprechenden Be-
stimmungen bis zum 30. April 2012 zu verlängern, bis die
Generalversammlung während des ersten Teils ihrer wieder-
aufgenommenen sechsundsechzigsten Tagung einen Be-
schluss gefasst hat.

Anlage

Stellenplan für den Zweijahreszeitraum 2012-2013

Laufbahngruppe
Zahl der

Stellen

Höherer Dienst und obere Führungsebenen

Stellvertretender Generalsekretär 1

Untergeneralsekretär 33

Beigeordneter Generalsekretär  29

D-2  105

D-1  287

P-5  845

P-4/3  2.787

P-2/1  543

Zwischensumme 4.630

Allgemeiner Dienst

Oberste Rangstufe  281

Sonstige Rangstufen  2.733

Zwischensumme 3.014

Sonstige

Sicherheitsdienst  320

Ortskräfte  2.024

Felddienst  129

Nationale Referenten   79

Handwerkliches und gewerbliches Personal  140

Zwischensumme 2.692

Insgesamt 10.336
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RESOLUTION 66/247

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/637,
Ziff. 44).

66/247. Besondere Fragen im Zusammenhang mit dem 
Entwurf des Programmhaushaltsplans für den 
Zweijahreszeitraum 2012-2013

Die Generalversammlung,

I

Revidierte Ansätze in Kapitel 29D (Bereich Zentrale
Unterstützungsdienste) und Kapitel 30 (Amt für

Informations- und Kommunikationstechnologie) des
Entwurfs des Programmhaushaltsplans für den Zwei-
jahreszeitraum 2012-2013 betreffend das System für

das Management der organisatorischen Resilienz:
Rahmen für das Notfallmanagement

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs
über die revidierten Ansätze in Kapitel 29D (Bereich Zentrale
Unterstützungsdienste) und Kapitel 30 (Amt für Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie) des Entwurfs des
Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2012-
2013 betreffend das System für das Management der organi-
satorischen Resilienz: Rahmen für das Notfallmanagement96

und des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen97,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs96;

2. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen97 an;

3. nimmt Kenntnis von Ziffer 32 a) und c) des Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen;

4. nimmt außerdem Kenntnis von dem Ansatz des
Systems für das Management der organisatorischen Resili-
enz, mit der Maßgabe, dass der der Generalversammlung auf
ihrer siebenundsechzigsten Tagung vorzulegende Folgebe-
richt ein vollständiges Bild des umfassenden Rahmens für das
Notfallmanagement vermitteln wird, im Einklang mit den Be-
stimmungen der Ziffern 6 und 11 des Abschnitts II ihrer Re-
solution 64/260 vom 29. März 2010;

5. bedauert den Mangel an Koordinierung im Sekre-
tariat, der zu Verzögerungen bei der Vorlage des in Ziffer 11
der Resolution 64/260 erbetenen Vorschlags geführt hat;

6. beschließt, den außerordentlichen Reservefonds
nicht zur Finanzierung der Vorschläge im Bericht des Gene-
ralsekretärs in Anspruch zu nehmen, und ersucht in dieser

Hinsicht den Generalsekretär, ihre Resolutionen 41/213 vom
19. Dezember 1986 und 42/211 vom 21. Dezember 1987 über
die Inanspruchnahme des außerordentlichen Reservefonds
genau zu befolgen;

7. beschließt, die Verlängerung des Mietvertrags für
das sekundäre Datenzentrum in Piscataway (New Jersey,
Vereinigte Staaten von Amerika) um einen Zeitraum von
dreißig Monaten ab dem 31. Dezember 2011 und die Beschaf-
fung von Software für die Aufrechterhaltung von Notfallvor-
sorgeplänen und des Personalbuchhaltungssystems zu geneh-
migen, und beschließt ferner, in dieser Hinsicht keine zusätz-
lichen Mittel zu bewilligen;

II

Übergangsmaßnahmen betreffend die Finanzberichter-
stattung des Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen nach den Internationalen Rechnungs-

legungsstandards für den öffentlichen Sektor

nach Behandlung des Berichts des Hohen Flüchtlings-
kommissars der Vereinten Nationen über Übergangsmaßnah-
men betreffend die Finanzberichterstattung des Amtes des
Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen nach
den Internationalen Rechnungslegungsstandards für den öf-
fentlichen Sektor98 und des entsprechenden Berichts des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Hauhaltsfra-
gen99,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen98;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen99 an;

3. ermächtigt das Amt des Hohen Flüchtlingskom-
missars der Vereinten Nationen, die Finanzordnung und Fi-
nanzvorschriften der Vereinten Nationen100 auf die Rech-
nungslegungsverfahren und die Finanzberichterstattung für
seine aus freiwilligen Beiträgen stammenden Mittel entspre-
chend anzuwenden, zu dem alleinigen Zweck, die Internatio-
nalen Rechnungslegungsstandards für den öffentlichen Sek-
tor durch das Amt rasch umzusetzen;

III

Revidierte Ansätze aufgrund der vom Wirtschafts- und 
Sozialrat auf seiner Arbeitstagung 2011 verabschiedeten 

Resolutionen und Beschlüsse

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs
über die revidierten Ansätze aufgrund der vom Wirtschafts-
und Sozialrat auf seiner Arbeitstagung 2011 verabschiedeten
Resolutionen und Beschlüsse101 und des entsprechenden Be-

96 A/66/516.
97 A/66/7/Add.10.

98 Siehe A/66/352.
99 A/66/376.
100 ST/SGB/2003/7 und Amend.1.
101 A/66/510.
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richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen102,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs101;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen102 an;

IV

Antrag auf eine Subvention für das Institut der Vereinten 
Nationen für Abrüstungsforschung aufgrund der
Empfehlungen des Kuratoriums des Instituts zum

Arbeitsprogramm des Instituts für 2012-2013

unter Hinweis auf Abschnitt IV ihrer Resolution 60/248
vom 23. Dezember 2005,

nach Behandlung der Mitteilung des Generalsekretärs
über den Antrag auf eine Subvention für das Institut der Ver-
einten Nationen für Abrüstungsforschung aufgrund der Emp-
fehlungen des Kuratoriums des Instituts zum Arbeitspro-
gramm des Instituts für 2012-2013103 und des entsprechenden
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen104,

1. nimmt Kenntnis von der Mitteilung des Generalse-
kretärs103;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen104 an;

3. billigt den Antrag auf eine Subvention für das In-
stitut in Höhe von 577.800 US-Dollar (vor Neukalkulation)
für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 aus dem ordentlichen
Haushalt der Vereinten Nationen, mit der Maßgabe, dass kei-
ne zusätzlichen Mittelbewilligungen in Kapitel 4 (Abrüstung)
des Entwurfs des Programmhaushaltsplans für den Zweijah-
reszeitraum 2012-2013 erforderlich werden;

V

Verwaltungskosten des Gemeinsamen Pensionsfonds
der Vereinten Nationen und Übergangsmaßnahmen
betreffend die Finanzberichterstattung des Fonds

nach den Internationalen Rechnungslegungs-
standards für den öffentlichen Sektor

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/224 vom
23. Dezember 2000, 57/286 vom 20. Dezember 2002, 59/269
vom 23. Dezember 2004, 61/240 vom 22. Dezember 2006,
62/241 vom 22. Dezember 2007 und 63/252 vom 24. Dezem-
ber 2008, Abschnitt II ihrer Resolution 64/245 vom 24. De-
zember 2009 und ihre Resolution 65/249 vom 24. Dezember
2010,

nach Behandlung des Berichts des Gemeinsamen Rates
für das Pensionswesen der Vereinten Nationen über die Ver-
waltungskosten des Gemeinsamen Pensionsfonds der Verein-
ten Nationen und Übergangsmaßnahmen betreffend die Fi-
nanzberichterstattung des Fonds nach den Internationalen
Rechnungslegungsstandards für den öffentlichen Sektor105,
des Berichts des Generalsekretärs über die verwaltungsbezo-
genen und finanziellen Auswirkungen des Berichts des Ra-
tes106 und des entsprechenden Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen107,

1. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen107 an;

2. legt dem Generalsekretär nahe, durch Konsultatio-
nen mit dem Gemeinsamen Pensionsfonds der Vereinten Na-
tionen weiterhin für eine möglichst breite Bekanntmachung
freier Stellen im Fonds, unter anderem gegebenenfalls auf der
Inspira-Website, zu sorgen;

3. billigt die revidierten Ansätze von
154.545.700 Dollar im Zweijahreshaushalt 2010-2011 für die
Verwaltung des Fonds;

4. billigt außerdem Ausgaben von insgesamt
173.412.600 Dollar netto für den Zweijahreszeitraum 2012-
2013, die direkt zulasten des Fonds zu verbuchen sind;

5. bewilligt ferner den Betrag von 20.688.300 Dollar
als Anteil der Vereinten Nationen an den Verwaltungskosten
des Fonds für den Zweijahreszeitraum 2012-2013, wovon
13.240.500 Dollar den Anteil des ordentlichen Haushalts aus-
machen und der Restbetrag von 7.447.800 Dollar den Anteil
der Fonds und Programme der Vereinten Nationen bildet;

6. billigt die Verringerung des Anteils der Vereinten
Nationen an den Verwaltungskosten des zentralen Sekretari-
ats des Fonds in Kapitel 1 (Allgemeine Politik, Gesamtlei-
tung und Koordinierung) des Entwurfs des Programmhaus-
haltsplans für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 um
1.035.600 Dollar;

7. ermächtigt den Gemeinsamen Rat für das Pen-
sionswesen der Vereinten Nationen, die freiwilligen Beiträge
zum Härtefonds für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 um
einen Betrag von bis zu 200.000 Dollar zu ergänzen;

8. ermächtigt den Gemeinsamen Pensionsfonds der
Vereinten Nationen, die Finanzordnung und Finanzvorschrif-
ten der Vereinten Nationen100 weiter so auf seine Rechnungs-
legungsverfahren und seine Finanzberichterstattung anzu-
wenden, dass er ab dem 1. Januar 2012 die Internationalen
Rechnungslegungsstandards für den öffentlichen Sektor ein-
halten kann;

102 A/66/7/Add.9.
103 A/66/170.
104 A/66/7/Add.8.

105 A/66/266 und Corr.1.
106 A/C.5/66/2.
107 A/66/7/Add.2.
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9. erinnert an ihre Resolution 65/249;

VI

Internationales Handelszentrum

nach Behandlung der Programmhaushaltsvorschläge für
das Internationale Handelszentrum für den Zweijahreszeit-
raum 2012-2013108 und des entsprechenden Berichts des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen109,

1. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen109 an;

2. nimmt Kenntnis von Ziffer 11 des Berichts des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen
und beschließt, dass die befristete Stelle des Beigeordneten
Grafikdesigners (P-2) weiterhin aus Mitteln für Zeitpersonal
zu finanzieren ist;

3. beschließt, die in Kapitel 13 (Internationales Han-
delszentrum) des Entwurfs des Programmhaushaltsplans für
den Zweijahreszeitraum 2012-2013 für diesen Zweijahres-
zeitraum vorgeschlagenen Mittel von 41.337.700 Dollar (ent-
sprechend einem Anteil der Vereinten Nationen von
38.072.000 Schweizer Franken bei einem Wechselkurs von
0,921 Schweizer Franken je 1 Dollar) zu bewilligen;

VII

Bau zusätzlicher Bürogebäude beim Büro der Vereinten 
Nationen in Nairobi und bei der Wirtschaftskommission 

für Afrika in Addis Abeba und Strategieplan zur
Erhaltung des baulichen Erbes des Büros der

Vereinten Nationen in Genf

unter Hinweis auf ihre Resolution 56/270 vom 27. März
2002, Abschnitt IV ihrer Resolution 58/272 vom 23. Dezem-
ber 2003, die Abschnitte IX und X ihrer Resolution 62/238
vom 22. Dezember 2007, Abschnitt I ihrer Resolution 63/263
vom 24. Dezember 2008, ihre Resolution 64/243 vom 24. De-
zember 2009 und Abschnitt III ihrer Resolution 65/259 vom
24. Dezember 2010,

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs
über den Bau zusätzlicher Bürogebäude beim Büro der Ver-
einten Nationen in Nairobi110, über Fortschritte beim Bau zu-
sätzlicher Bürogebäude bei der Wirtschaftskommission für
Afrika in Addis Abeba111 und über den Strategieplan zur Er-
haltung des baulichen Erbes des Büros der Vereinten Natio-
nen in Genf112 sowie des entsprechenden Berichts des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen113,

1. nimmt Kenntnis von den Berichten des
Generalsekretärs110,111,112;

2. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen113 an;

3. ersucht den Generalsekretär, über den Bereich
Zentrale Unterstützungsdienste bei der Durchführung künfti-
ger Bauprojekte die in früheren Bauprojekten gewonnenen
Erkenntnisse und bewährten Verfahren zu berücksichtigen
und insbesondere die in großen Investitionsprojekten, na-
mentlich dem Sanierungsgesamtplan, erworbenen Erfahrun-
gen und Kenntnisse heranzuziehen;

4. ersucht den Generalsekretär außerdem, dafür zu
sorgen, dass keine großen Investitionsprojekte parallel durch-
geführt werden, damit sie nicht gleichzeitig finanziert werden
müssen;

5. verweist auf Ziffer 15 des Berichts des Beratenden
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen und be-
kundet ihre Besorgnis darüber, dass wegen eines Fehlers des
Architektur- und Baumanagementberaters geschätzte Ausga-
ben von 734.000 Dollar aus der Rückstellung für unvorherge-
sehene Ausgaben anfallen, wodurch die veranschlagte Rück-
stellung erheblich geschrumpft und somit das Risiko für das
Projekt bei der Wirtschaftskommission für Afrika gestiegen
ist;

6. ersucht den Generalsekretär erneut darum, mit der
Renovierungsphase des Strategieplans zur Erhaltung des bau-
lichen Erbes erst dann zu beginnen, wenn die Generalver-
sammlung einen Beschluss zu dieser Frage gefasst hat und
der Sanierungsgesamtplan abgeschlossen ist;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung im Rahmen
des Entwurfs des Programmhaushaltsplans für den Zweijah-
reszeitraum 2014-2015 einen detaillierten Durchführungs-
plan und eine Kostenanalyse auf der Grundlage der mittelfris-
tigen Option vorzulegen, samt ausführlichen Erklärungen der
Kostenbestandteile und -kalkulation sowie der Basis für die
den Schätzungen zugrunde liegenden Annahmen, entspre-
chenden Belegdaten und einer nach Prioritäten geordneten
Aufgabenliste, in der aus Sicherheits- und Gesundheiterwä-
gungen renovierungsbedürftige unverzichtbare Einrichtungen
hervorgehoben sind, unbeschadet etwaiger Beschlüsse der
Generalversammlung zu dieser Frage;

8. ersucht den Generalsekretär außerdem, als mögli-
che Ergänzung zu den Pflichtbeiträgen der Mitgliedstaaten
für die Verwirklichung des Strategieplans zur Erhaltung des
baulichen Erbes Optionen für die freiwillige Finanzierung aus
öffentlichen oder privaten Quellen im Einklang mit den Vor-
schriften und Regeln der Vereinten Nationen aufzunehmen;

9. beschließt, den Betrag von 810.600 Dollar für
Zeitpersonal in Kapitel 29E (Verwaltung, Genf) des Entwurfs
des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum
2012-2013 für einen Architekten (P-4) und einen Ingenieur
(P-4) sowie den zusätzlichen Mittelbedarf von 2,8 Millionen

108 A/66/6 (Sect. 13) und Add.1.
109 A/66/7/Add.5.
110 A/66/336.
111 A/66/351.
112 A/66/279.
113 A/66/7/Add.3.
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Dollar für Vertragsdienstleistungen in Bezug auf die Ausar-
beitung des detaillierten Projektdurchführungs- und Stufen-
plans in Kapitel 34 (Bau-, Umbau- und Verbesserungsarbei-
ten sowie größere Instandhaltungsarbeiten) zu bewilligen;

10. beschließt außerdem, einen Betrag von
74.000 Dollar in Kapitel 37 (Personalabgabe) zu bewilligen,
der mit einem Betrag gleicher Höhe in Einnahmenkapitel 1
(Einnahmen aus der Personalabgabe) des Entwurfs des Pro-
grammhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2012-2013
zu verrechnen ist;

VIII

Revidierte Ansätze aufgrund der vom Menschenrechtsrat 
auf seiner sechzehnten, siebzehnten und achtzehnten

Tagung und seiner fünfzehnten, sechzehnten und
siebzehnten Sondertagung verabschiedeten

Resolutionen und Beschlüsse

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs
über die revidierten Ansätze aufgrund der vom Menschen-
rechtsrat auf seiner sechzehnten, siebzehnten und achtzehnten
Tagung und seiner fünfzehnten, sechzehnten und siebzehnten
Sondertagung verabschiedeten Resolutionen und Beschlüs-
se114 und des entsprechenden Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen115,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs114;

2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen115 an;

3. begrüßt die Schaffung des Büros des Präsidenten
des Menschenrechtsrats;

IX

Haushaltsvoranschläge für besondere politische
Missionen, Gute-Dienste-Missionen und andere von

der Generalversammlung und/oder vom Sicherheitsrat
genehmigte politische Initiativen

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs
über die Haushaltsvoranschläge für besondere politische Mis-
sionen, Gute-Dienste-Missionen und andere von der General-
versammlung und/oder vom Sicherheitsrat genehmigte politi-
sche Initiativen116 und über den Antrag auf eine Subvention
für den Sondergerichtshof für Sierra Leone117 sowie der ent-
sprechenden Berichte des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen118,

1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalse-
kretärs116,117;

2. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen in
den Berichten des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen118 an;

3. bekräftigt die Notwendigkeit größerer Transpa-
renz bei der Vorlage von Mittelansätzen für Reisen und Bera-
tungsdienste, damit die Generalversammlung fundierte Ent-
scheidungen über den Mittelbedarf für besondere politische
Missionen treffen kann;

4. ersucht den Generalsekretär, zusätzliche Anstren-
gungen zu unternehmen, um sich zu vergewissern, dass die in
Form von Beratungsdiensten beantragte Unterstützung nicht
bereits intern oder vor Ort verfügbar ist;

5. bedauert, dass die Berichte über die Haushaltsvor-
anschläge für besondere politische Missionen, Gute-Dienste-
Missionen und andere von der Generalversammlung und/oder
vom Sicherheitsrat genehmigte politische Initiativen verspä-
tet vorgelegt wurden;

6. nimmt Kenntnis von den Ziffern 57, 64, 82, 109,
112, 115, 138, 162 und 245 des Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen119;

7. beschließt, den Haushaltsplan 2012 für das Inte-
grierte Büro der Vereinten Nationen für die Friedenskonsoli-
dierung in der Zentralafrikanischen Republik um 350.000 Dol-
lar zu kürzen;

8. beschließt außerdem, den Haushaltsplan 2012 für
die Gemischte Kommission Kamerun-Nigeria um 250.000 Dol-
lar zu kürzen;

9. bewilligt für die in Tabelle 1 des Berichts des Ge-
neralsekretärs120 aufgeführten Haushaltspläne der neunund-
zwanzig von der Generalversammlung und/oder dem Sicher-
heitsrat genehmigten besonderen politischen Missionen den
Gesamtbetrag von 583.383.800 Dollar;

10. billigt außerdem die Verbuchung von insgesamt
583.383.800 Dollar netto zulasten der in Kapitel 3 (Politische
Angelegenheiten) des Entwurfs des Programmhaushaltsplans
für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 beantragten Mittel für
besondere politische Missionen;

11. ermächtigt den Generalsekretär, für die Unterstüt-
zungsmission der Vereinten Nationen in Libyen Verpflich-
tungen von bis zu 16 Millionen Dollar einzugehen;

12. ermächtigt den Generalsekretär außerdem, für die
Subvention für den Sondergerichtshof für Sierra Leone Ver-
pflichtungen von bis zu 9.066.400 Dollar einzugehen;

114 A/66/586.
115 A/66/7/Add.20.
116 A/66/354 und Corr.1 und Add.1 und Add.1/Corr.1 und 2, Add.2 und
Add.2/Corr.1, Add.3 und 4, Add.5 und Add.5/Corr.1 und Add.6.
117 A/66/563.
118 A/66/7/Add.12, 13 und 19.

119 A/66/7/Add.12.
120 A/66/354 und Corr.1.
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X

Verwaltungsbezogene und finanzielle Auswirkungen
der Beschlüsse und Empfehlungen in dem Bericht

der Kommission für den internationalen
öffentlichen Dienst für das Jahr 2011

nach Behandlung der vom Generalsekretär gemäß Re-
gel 153 der Geschäftsordnung der Generalversammlung vor-
gelegten Erklärung über die verwaltungsbezogenen und fi-
nanziellen Auswirkungen der Beschlüsse und Empfehlungen
in dem Bericht der Kommission für den internationalen öf-
fentlichen Dienst für das Jahr 2011121 und des entsprechenden
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen122,

1. erinnert an ihre Resolution 66/235 vom 24. De-
zember 2011;

2. nimmt Kenntnis von der vom Generalsekretär vor-
gelegten Erklärung121;

3. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen122 an;

XI

Finanzielle Auswirkungen der internen Rechtspflege
bei den Vereinten Nationen

unter Hinweis auf ihre Resolution 66/237 vom 24. De-
zember 2011 über die interne Rechtspflege bei den Vereinten
Nationen,

1. beschließt, im Entwurf des Programmhaushalts-
plans für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 einen zusätzli-
chen Betrag von 7.078.700 Dollar zu den Werten von 2012-
2013 zu bewilligen, der eine Erhöhung um 2.178.600 Dollar
in Kapitel 1 (Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordi-
nierung), 557.600 Dollar in Kapitel 8 (Rechtsangelegenhei-
ten), 402.600 Dollar in Kapitel 19 (Wirtschaftliche und sozia-
le Entwicklung in Asien und im Pazifik), 299.400 Dollar in
Kapitel 29A (Büro des Untergeneralsekretärs für Manage-
ment), 689.200 Dollar in Kapitel 29C (Bereich Personalma-
nagement), 649.700 Dollar in Kapitel 29D (Bereich Zentrale
Unterstützungsdienste), 868.200 Dollar in Kapitel 29E (Ver-
waltung, Genf) und 695.000 Dollar in Kapitel 29G (Verwal-
tung, Nairobi) und eine Erhöhung um 738.400 Dollar in Ka-
pitel 37 (Personalabgabe) umfasst, wobei der letztgenannte
Betrag mit einem Betrag in derselben Höhe in Einnahmenka-
pitel 1 (Einnahmen aus der Personalabgabe) zu verrechnen
ist;

2. beschließt außerdem, dass der zusätzliche Betrag
von 7.078.700 Dollar zulasten des außerordentlichen Reser-
vefonds für den Zweijahreshaushalt 2012-2013 verbucht
wird;

XII

Auswirkungen von Wechselkurs- und
Inflationsschwankungen

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs
über die revidierten Ansätze aufgrund der Wechselkurs- und
Inflationsschwankungen123 und des entsprechenden Berichts
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen124,

nimmt Kenntnis von den revidierten Ansätzen, die sich
aus der Neukalkulation aufgrund von Wechselkurs- und In-
flationsschwankungen ergeben;

XIII

Außerordentlicher Reservefonds

nimmt davon Kenntnis, dass der außerordentliche Reser-
vefonds einen Ausgabenrest von 13.762.500 Dollar aus-
weist125;

XIV

Gemeinsame Inspektionsgruppe

billigt für die Gemeinsame Inspektionsgruppe für den
Zweijahreszeitraum 2012-2013 einen Bruttohaushalt in Höhe
von 12.743.200 Dollar;

XV

Kommission für den internationalen öffentlichen Dienst

billigt außerdem für die Kommission für den internatio-
nalen öffentlichen Dienst für den Zweijahreszeitraum 2012-
2013 einen Bruttohaushalt in Höhe von 17.546.300 Dollar;

XVI

Koordinierungsrat der Leiter der Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen

nimmt Kenntnis von dem Bruttohaushalt für den Koor-
dinierungsrat der Leiter der Organisationen des Systems der
Vereinten Nationen für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 in
Höhe von 5.380.700 Dollar;

XVII

Gemeinsam finanzierter Bruttohaushalt der
Hauptabteilung Sicherheit

billigt den gemeinsam finanzierten Bruttohaushalt der
Hauptabteilung Sicherheit für den Zweijahreszeitraum 2012-
2013 in Höhe von 244.536.400 Dollar, der folgendermaßen
untergliedert ist:

a) Sicherheitseinsätze im Feld: 215.032.200 Dollar;

b) Wach- und Sicherheitsdienst im Büro der Verein-
ten Nationen in Wien: 29.504.200 Dollar.

121 A/66/394 und Corr.1.
122 A/66/7/Add.4 und Corr.1.

123 A/66/614.
124 A/66/7/Add.22.
125 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-sixth Session,
Fifth Committee, 25. Sitzung (A/C.5/66/SR.25) und Korrigendum.
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RESOLUTIONEN 66/248 A bis C

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011, ohne Abstimmung, auf Empfeh-
lung des Ausschusses (A/66/637, Ziff. 44).

66/248. Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2012-2013

A

MITTELBEWILLIGUNGEN FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2012-2013

Die Generalversammlung

trifft für den Zweijahreshaushalt 2012-2013 den folgenden Beschluss:

1. Mittelbewilligungen in einer Gesamthöhe von 5.152.299.600 US-Dollar wer-
den hiermit für die folgenden Zwecke gebilligt:

Kapitel
Betrag

(in US-Dollar)

Einzelplan I. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung

1. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung 105.133.800

2. Angelegenheiten der Generalversammlung und des Wirtschafts- und
Sozialrats sowie Konferenzmanagement 616.654.500

Zwischensumme 721.788.300

Einzelplan II. Politische Angelegenheiten

3. Politische Angelegenheiten 1.193.700.800

4. Abrüstung 22.422.000

5. Friedenssicherungseinsätze 109.725.100

6. Friedliche Nutzung des Weltraums 8.001.400

Zwischensumme 1.333.849.300

Einzelplan III. Internationale Rechtspflege und Völkerrecht

7. Internationaler Gerichtshof 47.766.400

8. Rechtsangelegenheiten 45.388.700

Zwischensumme 93.155.100

Einzelplan IV. Internationale Entwicklungszusammenarbeit

9. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 148.979.300

10. Am wenigsten entwickelte Länder, Binnenentwicklungsländer und kleine
Inselentwicklungsländer 7.264.900

11. Unterstützung der Vereinten Nationen für die Neue Partnerschaft für die
Entwicklung Afrikas 12.587.700

12. Handel und Entwicklung 136.524.600

13. Internationales Handelszentrum 41.337.700

14. Umwelt 13.925.500

15. Menschliche Siedlungen 20.631.500

16. Internationale Drogenkontrolle, Verbrechens- und Terrorismusprävention und
Strafrechtspflege 40.902.200
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Kapitel
Betrag

(in US-Dollar)

17. UN-Frauen 14.482.300

Zwischensumme 436.635.700

Einzelplan V. Regionale Entwicklungszusammenarbeit

18. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Afrika 138.308.300

19. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Asien und im Pazifik 98.654.500

20. Wirtschaftliche Entwicklung in Europa 65.247.200

21. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Lateinamerika und der Karibik 110.256.000

22. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Westasien 62.646.700

23. Reguläres Programm der Technischen Zusammenarbeit 57.779.600

Zwischensumme 532.892.300

Einzelplan VI. Menschenrechte und humanitäre Angelegenheiten

24. Menschenrechte 154.315.400

25. Internationaler Schutz, dauerhafte Lösungen und Hilfe für Flüchtlinge 95.507.100

26. Palästinaflüchtlinge 47.377.700

27. Humanitäre Hilfe 29.374.000

Zwischensumme 326.574.200

Einzelplan VII. Öffentlichkeitsarbeit

28. Öffentlichkeitsarbeit 179.092.100

Zwischensumme 179.092.100

Einzelplan VIII. Gemeinsame Unterstützungsdienste

29. Management- und Unterstützungsdienste 600.210.000

Zwischensumme 600.210.000

Einzelplan IX. Interne Aufsicht

31. Interne Aufsicht 38.254.200

Zwischensumme 38.254.200

Einzelplan X. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten und Sonderausgaben

32. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten 10.762.400

33. Sonderausgaben 120.456.700

Zwischensumme 131.219.100

Einzelplan XI. Ausgaben betreffend das Anlagevermögen

34. Bau-, Umbau- und Verbesserungsarbeiten sowie größere
Instandhaltungsarbeiten 64.886.900

Zwischensumme 64.886.900

Einzelplan XII. Sicherheit

35. Sicherheit 213.412.400

Zwischensumme 213.412.400
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2. der Generalsekretär wird ermächtigt, mit Zustimmung des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen Mittel zwischen einzelnen Haushaltskapiteln um-
zuschichten;

3. zusätzlich zu den in Ziffer 1 bewilligten Mitteln wird für jedes Jahr des Zweijah-
reszeitraums 2012-2013 aus dem aufgelaufenen Einkommen des Bibliotheksausstattungs-
fonds ein Betrag von 75.000 Dollar zum Ankauf von Büchern, Zeitschriften, Karten und
Bibliotheksausstattungsgegenständen sowie für andere mit den Zielen und Bestimmungen
des Fonds im Einklang stehende Ausgaben der Bibliothek im Palais des Nations in Genf be-
willigt.

B

EINNAHMENANSÄTZE FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2012-2013

Die Generalversammlung

trifft für den Zweijahreshaushalt 2012-2013 den folgenden Beschluss:

1. Es werden geschätzte Einnahmen, die nicht Beiträge der Mitgliedstaaten sind, in
einer Gesamthöhe von 507.751.200 US-Dollar wie folgt gebilligt:

2. die Einnahmen aus der Personalabgabe werden gemäß Resolution 973 (X) der
Generalversammlung vom 15. Dezember 1955 dem Steuerausgleichsfonds gutgeschrieben;

3. in den Haushaltsbewilligungen nicht vorgesehene Ausgaben, die direkt zulasten
der Postverwaltung der Vereinten Nationen, der Besucherdienste, des Verkaufs statistischer
Produkte, der Kantinenbetriebe und damit zusammenhängenden Dienste, des Garagenbe-
triebs, der Fernsehdienste und des Verkaufs von Publikationen gehen, werden mit den bei
diesen Tätigkeiten erzielten Einnahmen verrechnet.

Kapitel
Betrag

(in US-Dollar)

Einzelplan XIII. Entwicklungskonto

36. Entwicklungskonto 29.243.200

Zwischensumme 29.243.200

Einzelplan XIV. Personalabgabe

37. Personalabgabe 451.086.800

Zwischensumme 451.086.800

Insgesamt 5.152.299.600

Einnahmenkapitel
Betrag

(in US-Dollar)

1.  Einnahmen aus der Personalabgabe 455.366.000

2. Allgemeine Einnahmen 52.500.600

3. Dienste für die Öffentlichkeit (115.400)

Insgesamt 507.751.200
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C

FINANZIERUNG DER MITTELBEWILLIGUNGEN
FÜR DAS JAHR 2012

Die Generalversammlung

trifft für das Jahr 2012 den folgenden Beschluss:

1. Die Mittelbewilligungen, die sich zusammenset-
zen aus einem Betrag von 2.576.149.800 US-Dollar, entspre-
chend der Hälfte der von der Generalversammlung in Ziffer 1
der Resolution A für den Zweijahreshaushalt 2012-2013 be-
willigten Mittel in Höhe von 5.152.299.600 Dollar, zuzüglich
eines Betrags von 49.199.000 Dollar, entsprechend der von
der Versammlung in ihrer Resolution 66/245 A vom 24. De-
zember 2011 gebilligten Nettoerhöhung der revidierten Mit-
telbewilligungen für den Zweijahreshaushalt 2010-2011,
werden gemäß den Artikeln 3.1 und 3.2 der Finanzordnung
und Finanzvorschriften der Vereinten Nationen126 wie folgt fi-
nanziert:

a) 40.118.000 Dollar, und zwar 26.192.600 Dollar,
entsprechend der Hälfte der mit Resolution B für den Zwei-
jahreshaushalt 2012-2013 gebilligten geschätzten Einnah-
men, die nicht aus der Personalabgabe stammen, zuzüglich
13.925.400 Dollar, entsprechend der Erhöhung der nicht aus
der Personalabgabe stammenden Einnahmen für den Zwei-
jahreshaushalt 2010-2011, die von der Versammlung in ihrer
Resolution 66/245 B vom 24. Dezember 2011 gebilligt wur-
de;

b) 2.585.230.800 Dollar, entsprechend den veran-
lagten Beiträgen der Mitgliedstaaten nach ihrer Reso-
lution 64/248 vom 24. Dezember 2009 über den Beitrags-
schlüssel für die Aufteilung der Ausgabenlast der Vereinten
Nationen;

2. im Einklang mit Resolution 973 (X) der General-
versammlung vom 15. Dezember 1955 ist der jeweilige An-
teil der Mitgliedstaaten an den Guthaben im Steueraus-
gleichsfonds auf ihre veranlagten Beiträge anzurechnen, und
zwar ein Gesamtbetrag von 222.065.600 Dollar, der sich wie
folgt zusammensetzt:

a) 227.683.000 Dollar, entsprechend der Hälfte der in
Resolution B gebilligten geschätzten Einnahmen aus der Per-
sonalabgabe für den Zweijahreszeitraum 2012-2013;

b) abzüglich 5.617.400 Dollar, entsprechend der von
der Versammlung in ihrer Resolution 66/245 B gebilligten
Verminderung der Einnahmen aus der Personalabgabe für
den Zweijahreszeitraum 2010-2011.

RESOLUTION 66/249

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/637,
Ziff. 44).

66/249. Unvorhergesehene und außerordentliche
Ausgaben für den Zweijahreszeitraum 2012-2013

Die Generalversammlung

1. ermächtigt den Generalsekretär, mit vorheriger
Zustimmung des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs-
und Haushaltsfragen und vorbehaltlich der Finanzordnung
und der Finanzvorschriften der Vereinten Nationen127 sowie
der Bestimmungen in Ziffer 3 im Zweijahreszeitraum 2012-
2013 Verpflichtungen zur Deckung unvorhergesehener und
außerordentlicher Ausgaben einzugehen, die sich entweder
während des Zweijahreszeitraums oder danach ergeben, wo-
bei die Zustimmung des Beratenden Ausschusses für folgen-
de Verpflichtungen nicht erforderlich ist:

a) Verpflichtungen bis zu einem Höchstbetrag von
8 Millionen US-Dollar pro Jahr im Zweijahreszeitraum 2012-
2013, von denen der Generalsekretär bestätigt, dass sie mit
der Wahrung des Friedens und der Sicherheit im Zusammen-
hang stehen;

b) Verpflichtungen, von denen der Präsident des In-
ternationalen Gerichtshofs bestätigt, dass sie sich auf folgen-
de Ausgaben beziehen:

i) die Bestellung von Ad-hoc-Richtern (Artikel 31 des
Statuts des Internationalen Gerichtshofs), bis zu einem
Höchstbetrag von insgesamt 200.000 Dollar;

ii) die Vorladung von Zeugen und die Ernennung von
Sachverständigen (Artikel 50 des Statuts) sowie die Ernen-
nung von Beisitzern (Artikel 30 des Statuts), bis zu einem
Höchstbetrag von insgesamt 50.000 Dollar;

iii) die Belassung von nicht wiedergewählten Richtern
im Amt bis zum Abschluss der Fälle, mit denen sie befasst
sind (Artikel 13 Absatz 3 des Statuts), bis zu einem Höchst-
betrag von insgesamt 40.000 Dollar;

iv) die Zahlung von Ruhegehältern und Reise- und Um-
zugskosten an in den Ruhestand tretende Richter sowie von
Reise- und Umzugskosten und Einrichtungsbeihilfen an
die Mitglieder des Gerichtshofs (Artikel 32 Absatz 7 des
Statuts), bis zu einem Höchstbetrag von insgesamt 410.000
Dollar;

v) die Tätigkeit des Gerichtshofs oder seiner Kammern
außerhalb von Den Haag (Artikel 22 des Statuts), bis zu ei-
nem Höchstbetrag von insgesamt 25.000 Dollar;

c) Verpflichtungen bis zu einem Höchstbetrag von
1 Million Dollar im Zweijahreszeitraum 2012-2013, von de-
nen der Generalsekretär bestätigt, dass sie für Sicherheits-
maßnahmen gemäß Abschnitt XI Ziffer 6 der Resolution
59/276 der Generalversammlung vom 23. Dezember 2004 er-
forderlich sind;

2. trifft den Beschluss, dass der Generalsekretär dem
Beratenden Ausschuss für Verwaltungs- und Haushaltsfragen
sowie der Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigs-

126 ST/SGB/2003/7 und Amend.1. 127 Ebd.
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ten und achtundsechzigsten Tagung über alle nach den Be-
stimmungen dieser Resolution eingegangenen Verpflichtun-
gen und die damit zusammenhängenden Umstände Bericht zu
erstatten und der Versammlung in Bezug auf diese Verpflich-
tungen ergänzende Voranschläge vorzulegen hat;

3. beschließt für den Zweijahreszeitraum 2012-2013
für den Fall, dass der Generalsekretär aufgrund eines Be-
schlusses des Sicherheitsrats Verpflichtungen im Zusammen-
hang mit der Wahrung des Friedens und der Sicherheit in Hö-
he von mehr als 10 Millionen Dollar eingehen muss, dass die-
se Angelegenheit der Generalversammlung vorzulegen ist be-
ziehungsweise dass der Generalsekretär, falls die Versamm-
lung ihre Tagung unterbrochen hat oder nicht tagt, eine wie-
deraufgenommene Tagung oder eine Sondertagung der Ver-
sammlung zur Behandlung der Angelegenheit einzuberufen
hat.

RESOLUTION 66/250

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/637,
Ziff. 44).

66/250. Betriebsmittelfonds für den Zweijahreszeitraum 
2012-2013

Die Generalversammlung

trifft folgenden Beschluss:

1. Der Betriebsmittelfonds für den Zweijahreszeit-
raum 2012-2013 wird auf den Betrag von 150 Millionen US-
Dollar festgesetzt;

2. die Mitgliedstaaten leisten Vorauszahlungen an
den Betriebsmittelfonds entsprechend dem von der General-
versammlung verabschiedeten Schlüssel für die Beiträge der
Mitgliedstaaten zum Haushalt 2012;

3. auf diese Vorauszahlungen sind anzurechnen:

a) die Guthaben der Mitgliedstaaten in Höhe des be-
reinigten Betrags von 1.025.092 Dollar, die sich aus den 1959
und 1960 vorgenommenen Übertragungen von dem Über-
schusskonto an den Betriebsmittelfonds ergeben;

b) die von den Mitgliedstaaten gemäß Resolution
64/247 der Generalversammlung vom 24. Dezember 2009
vorgenommenen Barvorauszahlungen an den Betriebsmittel-
fonds für den Zweijahreszeitraum 2010-2011;

4. sollte die Summe der Guthaben und der Voraus-
zahlungen eines Mitgliedstaats an den Betriebsmittelfonds für
den Zweijahreszeitraum 2010-2011 die Höhe der von dem
Mitgliedstaat nach Ziffer 2 zu leistenden Vorauszahlung
übersteigen, wird der Mehrbetrag auf die von dem Mitglied-
staat für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 zu entrichtenden
Beiträge angerechnet;

5. der Generalsekretär wird ermächtigt, folgende Be-
träge aus dem Betriebsmittelfonds vorzufinanzieren:

a) die Beträge, die erforderlich sind, um bis zum Ein-
gang der Beiträge die Mittelbewilligungen zu finanzieren;

diese Vorschüsse sind zurückzuerstatten, sobald Einnahmen
aus Beiträgen dafür verfügbar werden;

b) die Beträge, die zur Finanzierung von Verpflich-
tungen erforderlich sind, die aufgrund der Resolutionen der
Generalversammlung, insbesondere Resolution 66/249 vom
24. Dezember 2011 über unvorhergesehene und außerordent-
liche Ausgaben, ordnungsgemäß genehmigt sind; der Gene-
ralsekretär stellt die für die Rückerstattung an den Betriebs-
mittelfonds erforderlichen Mittel in den Haushaltsvoran-
schlag ein;

c) die erforderlichen Beträge für die Weiterführung
des revolvierenden Fonds zur Finanzierung verschiedener
sich selbst liquidierender Anschaffungen und Aktivitäten, so-
fern sie zusammen mit den für denselben Zweck noch ausste-
henden Nettobeträgen 200.000 Dollar nicht übersteigen; mit
vorheriger Zustimmung des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen können Vorschüsse über den
Gesamtbetrag von 200.000 Dollar hinaus geleistet werden;

d) mit vorheriger Zustimmung des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen die Beträge,
die für die Vorausbezahlung von Versicherungsprämien er-
forderlich sind, wenn sich die Versicherungsperiode über den
Zweijahreszeitraum hinaus erstreckt, in dem die Zahlung vor-
genommen wird; während der Laufzeit der betreffenden Ver-
sicherungspolicen stellt der Generalsekretär die Mittel zur
Deckung der in jedem Zweijahreszeitraum fälligen Zahlun-
gen in den Haushaltsvoranschlag für den betreffenden Zwei-
jahreszeitraum ein;

e) die Beträge, die erforderlich sind, damit der Steu-
erausgleichsfonds bis zum Eingang der erwarteten Mittel sei-
nen laufenden Verpflichtungen nachkommen kann; diese
Vorschüsse sind zurückzuzahlen, sobald die entsprechenden
Mittel im Steuerausgleichsfonds verfügbar sind;

6. reicht der in Ziffer 1 vorgesehene Betrag für die
Erfüllung der normalen Aufgaben des Betriebsmittelfonds
nicht aus, so wird der Generalsekretär ermächtigt, während
des Zweijahreszeitraums 2012-2013 Mittel aus den von ihm
verwalteten Sonderfonds und Sonderkonten, zu den von der
Generalversammlung in ihrer Resolution 1341 (XIII) vom
13. Dezember 1958 gebilligten Bedingungen, oder aus dem
Erlös von Anleihen, die von der Versammlung genehmigt
wurden, heranzuziehen.

RESOLUTION 66/251

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 24. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/584,
Ziff. 6).

66/251. Finanzierung der Stabilisierungsmission der
Organisation der Vereinten Nationen in der
Demokratischen Republik Kongo

Die Generalversammlung,

nach Behandlung der Mitteilung des Generalsekretärs
über die Finanzierungsregelungen für die Stabilisierungsmis-
sion der Organisation der Vereinten Nationen in der Demo-
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kratischen Republik Kongo für den Zeitraum vom 1. Juli
2011 bis 30. Juni 2012128 und des entsprechenden Berichts des
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen129,

unter Hinweis auf die Resolution 1991 (2011) des Si-
cherheitsrats vom 28. Juni 2011, mit der der Rat das Mandat
der Stabilisierungsmission bis zum 30. Juni 2012 verlängerte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 54/260 A vom
7. April 2000 über die Finanzierung der Stabilisierungsmis-
sion und auf ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen, zu-
letzt Resolution 65/296 vom 30. Juni 2011,

1. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlungen im
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen129 an und ersucht den Generalsekretär, ihre
vollständige Umsetzung sicherzustellen;

2. betont, dass der Generalsekretär mit allen Kräften
sicherstellen muss, dass die gesamte technische und logisti-
sche Unterstützung für die Wahlen rechtzeitig bereitgestellt
wird, im Einklang mit dem Mandat der Stabilisierungsmis-
sion der Organisation der Vereinten Nationen in der Demo-
kratischen Republik Kongo;

3. nimmt Kenntnis von den Ziffern 22 und 23 des Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen;

Finanzierungsregelungen für den Zeitraum vom 1. Juli 
2011 bis 30. Juni 2012

4. beschließt, auf dem Sonderkonto für die Stabili-
sierungsmission der Organisation der Vereinten Nationen in
der Demokratischen Republik Kongo zusätzlich zu dem ge-
mäß ihrer Resolution 65/296 für den Zeitraum vom 1. Juli
2011 bis 30. Juni 2012 bereits veranschlagten Betrag von
1.507.538.900 US-Dollar, der sich zusammensetzt aus ei-
nem Betrag von 1.416.926.000 Dollar für die Aufrechterhal-
tung der Stabilisierungsmission, einem Betrag von
76.783.900 Dollar für den Friedenssicherungs-Sonderhaus-
halt und einem Betrag von 13.829.000 Dollar für die Ver-
sorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Italien),
den Betrag von 69.560.100 Dollar für die Unterstützung der
Wahlen in der Demokratischen Republik Kongo für densel-
ben Zeitraum zu veranschlagen;

Finanzierung der bewilligten Mittel

5. beschließt außerdem, unter Berücksichtigung des
gemäß ihrer Resolution 65/296 für den Zeitraum vom 1. Juli
2011 bis 30. Juni 2012 bereits veranlagten Betrags von
1.507.538.900 Dollar den zusätzlichen Betrag von
69.560.100 Dollar für denselben Zeitraum entsprechend den
in Resolution 64/249 der Generalversammlung vom 24. De-
zember 2009 aktualisierten Kategorien und unter Berücksich-
tigung des in ihrer Resolution 64/248 vom 24. Dezember
2009 festgelegten Beitragsschlüssels für die Jahre 2011 und
2012 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen;

6. beschließt ferner, den Punkt „Finanzierung der
Stabilisierungsmission der Organisation der Vereinten Natio-
nen in der Demokratischen Republik Kongo“ auf ihrer sechs-
undsechzigsten Tagung weiter zu behandeln.

128 A/66/375.
129 A/66/545.




